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1. Vorbemerkung

Mitglieder des Sachverständigenkreises "Neue Arbeitstruk-

turen in der Industrie" sowie der Projektträger "Humani-

sierung des Arbeitslebens" haben uns aufgefordert, den

Prozeß der Beteiligung, Qualifizierung und Veränderung zu

beschreiben, den wir im Rahmen des Peiner Humanisierungs-
Projekts mit den Arbeitern,Betriebsräten und Angestellten
der Peiner AG organisiert und durchgeführt haben. Das heißt,

wir sollten nicht nur die Ergebnisse des Projekts darstellen,
sondern auch die Irrtümer, Umwege, Hindernisse und die nicht

realisierten Vorhaben sowie den Prozeß in seinem Verlauf.

Wir halten diese Anforderung für sinnvoll. Die Erfahrungen
mit Forschungsprojekten zur Humanisierung der Arbeit im all-

gemeinen, mit Handlungsforschungsprojekten und dem Beteili-

gungsverfahren im besonderen sind in der Bundesrepublik noch

zu neu und zu selten, als daß man es sich leisten könnte,

nur zu berichten, was man für den Erfolg oder das positive
Ergebnis eines solchen Vorhabens hält - ganz abgesehen da-

von, daß sich die Autoren darüber auch irren können.

Wie der Umfang dieses Untersuchungsberichtes zeigt, gerät
die Darstellung eines Forschungsprozesses allerdings sehr

ausführlich, wenn sie mehr enthalten soll als die Ergebnis-
se des Prozesses und den Weg zu ihnen in seiner Übertrag-
baren (wiederholbaren) Form. Da wir nicht annehmen, daß

das Interesse an einer ausführlichen Darstellung des Pro-

zeßverlaufs allgemein ist, haben wir uns entschlossen, zu-

sätzlich zum ausführlichen Untersuchungsbericht diese Kurz-

fassung vorzulegen. Sie entspricht nicht der Struktur des
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ausführlichen Abschlußberichts, ist aber andererseits
auch mehr als eine Zusammenfassung der Ergebnisse. Ziel

dieser Kurzfassung ist es, alle wichtigen Elemente, Sta-
tionen und Resultate des Beteiligungsprozesses so darzu-

stellen, daß der Leser auch ohne Kenntnis des ausführ-

liehen Untersuchungsberichts und aller Einzelheiten des

Projektverlaufs einen zutreffenden Eindruck vom For-

schungsprojekt gewinnt. Zusätzlich werden die im For-

schungsprozeß gemachten Erfahrungen, die erzielten Er-

gebnisse und die aufgetretenen Probleme diskutiert, so-

weit sie uns wichtig und generalisierbar erscheinen. Da-
bei unternehmen wir den Versuch, erste Schlußfolgerungen
aus unseren Erfahrungen zu ziehen, ohne die nach unserer

Einschätzung noch offenen und ungelösten Fragen zu ver-

schweigen. Trotzdem wird vieles erst durch die Lektüre
des Hauptberichts verständlich und in seinem Zusammenhang
erkennbar. Die Kurzfassung enthält daher eine Reihe von

Hinweisen auf den ausführlichen Untersuchungsbericht, in
dem die hier knappen Informationen ausführlich erläutert
und dargestellt werden.

Der Untersuchungsbericht ist - von den ersten Entwürfen
und Diskussionen gerechnet - in der Zeit von September 1978
bis Juli 1979 formuliert, von März bis Juli 1979 geschrie-
ben und technisch fertiggestellt worden. Wir betrachten ihn

in seiner jetzt vorliegenden Form noch als Rohbericht. Ins-
besondere fehlt eine systematische und ausführliche Ausein-

andersetzung mit der neuesten Literatur auf den Gebieten
der Arbeitswissenschaften, der Industrie- und Betriebssozio-
logie, der Qualifikationsforschung, der Erwachsenen-, ins-
besondere der Arbeiterbildung. Zwar findet in den meisten
Kapiteln des Untersuchungsberichts eine Abgrenzung oder
auch Verarbeitung von vorliegenden Forschungsergebnissen
statt, aber sie hat - gemessen an unserem Anspruch - noch
eher vorläufigen Charakter und dient der groben Orientierung
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sowohl der Autoren beim Schreiben als auch der Leser bei

der ersten Kenntnisnahme unseres Forschungsansatzes und

seiner Resultate. Eine gründlichere Aufarbeitung der vor-

handenen Literatur war in der verfügbaren Zeit nicht zu

leisten, allein schon deshalb nicht, weil die Verzögerun-
gen bei der Fertigstellung einzelner Verbesserungsvorhaben
durch den Betrieb und durch Fremdfirmen die Anwesenheit

des Projektteams im Betrieb bis einschliesslich Februar

1979, die des Projektleiters bis Juni 1979 erforderten und

voraussichtlich noch bis Ende des Jahres 1979 erfordern wer-

den.

Erforderlich ist noch eine Bemerkung zur Begriffswahl: Je

nach dem Blickwinkel der Betrachtung bezeichnen wir den

Prozess insgesamt als Forschungsprozess oder als Beteili-

gungsprozess. In einem Handlungsforschungsprojekt können

die Handlungen aller Beteiligten - in unserem Fall beson-

ders die der Wissenschaftler und der Arbeiter - als Hand-

lungen in einem Forschungsprozess gesehen werden. Anderer-

seits lässt sich der gesamte Prozess unter dem Blickwinkel

der Beteiligung auch als Beteiligungsprozess beschreiben

und bezeichnen, dessen Elemente ein Veränderungsprozess,
ein Lern- oder Qualifizierungsprozess und ein Forschungs-
prozess waren: Im Rahmen des Veränderungsprozesses waren

die Arbeiter an der Bestandsaufnahme, an der Bestimmung von

Defiziten ihrer Arbeitssituation, an der Formulierung und

Auswahl von Handlungszielen und Lösungsvorschlägen sowie

an der Durchsetzungihrer Vorschläge beteiligt. Sie waren

auch im Rahmen des Qualifizierungsprozesses Beteiligte, und

zwar bei der Auswahl von Lernzielen, bei der inhaltlichen

und organisatorischen Planung der Seminare und Arbeitsgrup-
pen sowie bei ihrer Gestaltung und Durchführung im Rahmen

offener Curricula; und schliesslich waren die Arbeiter im

Forschungsprozess nicht nur bei der Bestandsaufnahme aktiv

beteiligt, sondern auch bei der Entwicklung und Erprobung
von Elementen des Beteiligungsverfahrens, die ja nicht am

grünen Tisch des Wissenschaftlers sondern in Auseinander-

setzung mit konkreten Situationen und Schwierigkeiten im

Betrieb entstanden sind.



- 10 -

Als Elemente des gesamten Forschungsprozesses werden in

Kapitel (4) dieser Kurzfassung der Beteiligungsprozess,
der Bildungsprozess und der Veränderungsprozess gesondert

beschrieben, während Kapitel (5) als Ergebnis dieser Pro-

zesse unter anderem das Beteiligungsverfahren, die ver-

mittelten Qualifikationen und die in der Abteilung Z II

(Anschneiderei) erzielten Verbesserungen vorstellt. Zuvor

werden in Kapitel (2) die Entstehungsgeschichte sowie der

Entstehungs- und Problemzusammenhang des Forschungsprojek-
tes, danach in Kapitel (3) die Bedingungen und Probleme

des Forschungsprozesses erläutert. In einem abschliessen-

den sechsten Kapitel schliesslich berichten wir, welche

Ergebnisse und Elemente des Beteiligungsverfahrens im Be-

reich der Peiner AG bereits übertragen werden und wie wir

uns die generelle Anwendung der übertragbaren Ergebnisse
des Projekts vorstellen.

An dem Forschungsvorhaben, dessen Verlauf und Ergebnisse
wir im folgenden vorstellen, hat bis zum 31. Juli 1979

Herr Hartwig Horns (Ing.grad.) als Projektingenieur mitge-
arbeitet.Er hat - wie auch einige betriebliche und ausser-

betriebliche Experten - die bemerkenswerte und unter Inge-
nieuren noch seltene Fähigkeit entwickelt, sein Experten-
wissen in den Dienst der Interessen von Arbeitern an der

Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen zu stellen.
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2. Zur Entstehungsgeschichte des Forschungsprojektf5
2.1 Der Entstehungs- und Problemzusammenhang
Das Forschungsvorhabenzur Humanisierung der Arbeit, das
wir bei der Peiner AG durchgeführt haben, verfolgte drei

Ziele. Wir wollten

(1) die sozialen Bedingungen und Voraussetzungen er-

mitteln, die zur Vermittlung, Anwendung und Ent-

faltung innovatorischer Qualifikationen erforder-

lieh sind? zugleich sollte der Prozeß der Vermitt-

lung und Anwendung innovatorischer Qualifikationen
Aufschluß darüber geben, worin diese Qualifikationen
bestehen und was sie zu leisten vermögen;

(2) Ansätze für die Organisation von Beteiligungsprozes-
sen entwickeln und erproben, die übertragbar sind

und den Arbeitenden in jeder beliebigen Arbeitssi-

tuation den Handlungsrahmen schaffen, gemeinsammit
ihren betrieblichenInteressenvertretern an der Ge-

staltung der Arbeitsbedingungen nach ihren Inter-

essen mitzuwirken (Beteiligungsverfahren);
(3) in Zusammenarbeit mit den Arbeitern der Anschneiderei

und nach ihren Interessen Vorschläge zur Verbesserung
der Arbeitsbedingungenin ihrer Abteilung ausarbei-
ten und - nach erfolgter Zustimmung durch Betriebsrat

und Unternehmensleitung - durchsetzen.

Dem ersten Ziel liegt die empirisch ermittelte These zu-

gründe,dass die Arbeitenden über innovatorische Qualifikatio-
nen zwar verfügen, daß sie aber in den Betrieben durch eine

Vielzahl von Faktoren daran gehindert werden, diese Quali-
fikationen anzuwenden.

In unserer 1972 abgeschlossenen Bergbaustudie hatten wir

1) E. Fricke, W. Fricke, G. Portmann, W. Schmidt, M. Schön
wälder "Arbeitsformen technischer Intelligenz im Stein-
kohlenbergbau" /Opladen 1976 .
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festgestellt, daß die Arbeitenden (damals waren es Ange-

stellte des mittleren technischen Managements auf vier

Schachtanlagen des Steinkohlenbergbaus) eine Fülle von

Vorstellungen zur Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen
äußerten, zugleich aber resigniert waren aus Mangel an Ge-

legenheit, ihre Ideen angesichts festgefügter betriebs-

und arbeitsorganisatorischer Strukturen zu realisieren.

Wir nannten die Quelle ihrer Vorstellungen über eine alter-

native Gestaltung ihrer Arbeitssituation "innovatorische

Qualifikationen" bzw. "innovatorisches Handlungspotential" ,

wollten uns in der nächsten Untersuchung aber nicht mehr

damit begnügen, ein weiteres Mal nur zu notieren, daß es

dies subjektive Handlungspotential mit dem Willen, der

Fähigkeit und dem Interesse der Arbeitenden zur Gestaltung
ihrer Arbeitsbedingungengibt und dann festzustellen, daß

die betrieblichen und gesellschaftlichen Hindernisse un-

überwindlich sind, die einer Anwendung dieses Potentials

im Wege stehen. Daher entschlossen wir uns, in einem Hand-

lungsforschungsprojekt gemeinsam mit einer Gruppe von Ar-

beitern herauszufinden, mit welchen Verfahrensweisen und

unter welchen betrieblichen und sozialen Bedingungen die

Anwendung innovatorischer Qualifikationen in einem Industrie-

betrieb gefördert werden könnte.

Innovatorische Qualifikationen bezeichnen ein Handlungs-
potential, das sich im Unterschied zu fachlichen Qualifi-
kationen nicht auf die Bewältigung gegebener Arbeitsauf-

gaben bezieht, sondern dessen Gegenstand die Gestaltung
von Arbeitsbedingungen durch die Arbeitenden nach ihren

Interessen und in Zusammenarbeit mit ihren Interessenver-

tretern ist. Anders formuliert: Innovatorische Qualifika-
tionen sind Qualifikationen zur Durchsetzung und Wahr-

nehmung von Interessen bei der Gestaltung von Arbeitsbe-^

düngen durch die Arbeitenden.

1) W. Fricke "Arbeitsorganisation und Qualifikation",
Bonn 1975 (2. Aufl. 1978), S. 35 ff.
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Da sich Qualifikationen (Handlungspotentiale) nur in

Handlungsvollzügen realisieren und also auch nur durch

Analyse von Handlungsprozessen erfaßbar sind - gleich-
gültig ob ihr Gegenstand die Bewältigung von Arbeitsauf-

gaben (fachliche Qualifikationen) oder die interessege-
leitete Gestaltung von Arbeitsbedingungen(innovatori-
sehe Qualifikationen) ist -, war es erforderlich, die

sozialen und betrieblichen Bedingungen der Entwicklung
und Anwendung innovatorischer Qualifikationen in einem

Handlungsforschungsprojekt herzustellen. Da ihre Anwen-

dung im Arbeitsprozeßunterdrückt wird, hätten wir sie

sonst nicht beobachten können.

Dies war der eine Grund, einen Handlungsforschungsansatz
für das Peiner Humanisierungsprojekt zu wählen, aber es

war nicht der einzige.

Auch das zweite Ziel unseres Forschungsprojektes erfor-

derte einen Aktionsforschungsansatz. Da wir ein Verfahren

entwickeln und erproben wollten, das den Arbeitenden den

Handlungsrahmen schafft, gemeinsam mit ihren Interessen-

Vertretern an der Gestaltung der Arbeitsbedingungen nach

ihren Interessen mitzuwirken (Beteiligungsverfahren),
konnte das nur in Auseinandersetzungmit den tatsächlichen

Handlungsbedingungen in einem Betrieb geschehen. Wenn dies

Verfahren nicht nur realistische Ansätze zu seiner breiten

Anwendung enthalten, sondern auch den Interessen der Arbei-

tenden entsprechen und ihrer Entfaltung Raum geben sollte,
dann mußte es unter aktiver Beteiligung der Arbeitenden

entwickelt und erprobt werden: In der Tat waren die Arbei-

ter der Anschneidereibei der Bestandsaufnahme, bei der

Formulierung von Defiziten, bei der Auswahl von Lösungswe-
gen, bei der Erarbeitung von Gestaltungs- und Verbesse-

rungsvorhaben, beim Entwurf von Handlungsstrategien und

Verfahrensweisen und schließlich bei der Kontrolle der

1) E. Fricke, W. Fricke "Auf dem Weg zu einer dynamischen
Theorie der Qualifikation" in: Soziale Welt, Heft 4 (1974),
Wiederabdruckin L. Zündorf "Industrie- und Betriebssozio-
logie", Darmstadt 1979, S. 90 ff.
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Verwirklichung ihrer Vorschläge aktiv beteiligt, und sie

machten in jeder Phase des Prozesses ihre Interessen zur

Richtschnur ihres Handelns, ihrer Entscheidungen und ihrer
Urteile (siehe dazu im einzelnen Abschnitt 3.4).

Wir haben uns also bemüht, das Beteiligungsverfahren nicht
am grünen Tisch, nicht nach vorgefaßten Thesen, sondern
gemeinsam mit den Arbeitern in Auseinandersetzungmit kon-
kreten betrieblichen Rahmenbedingungen (vgl. Abschnitt 3.Iff)
zu entwickeln. Dabei ist ein offenes Verfahren entstanden,
das sich den Interessen der Arbeitenden öffnet und in Aus-

einandersetzung mit sich ändernden Zielen, Schwierigkeiten,
Arbeitssituationenund normativen Bedingungen weiterent-
wickelt werden kann und muß. Weil wir den Entstehungsprozeß
des Beteiligungsverfahrens kennen, sind wir auch nicht der

Meinung, mit den bisher entwickelten Elementen und Verfah-

rensvorschlägen die eine fertige oder beste Lösung für die
Beteiligung der Arbeitenden an der Gestaltung ihrer Ar-
beitsbedingungen gefunden zu haben. Wir sind uns des
vorläufigen Charakters unserer Ergebnisse in diesem.
Punkt bewußt, wir sehen deutlich die Schwierigkeiten und
die großen Anstrengungen, die erforderlich sein werden, um

die Arbeitenden systematisch, in großer Zahl und in vielen
Betrieben an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen zu be-
teiligen. Es ist auch klar, daß viele der Bedingungen,
unter denen im Peiner Projekt Beteiligung realisiert wer-

den konnte, Bedingungen eines Modellversuchs waren, von

denen nicht ohne weiteres angenommen werden kann, daß sie
auch ohne Forschungsprojekte in anderen Betrieben herge-
stellt werden können. Wir werden die Versuchsbedingungen
in Kapitel 3 genau beschreiben, um in Kapitel 6 zu erör-
tern, was von den im Modellversuch erzielten Ergebnissen
unter welchen Voraussetzungen übertragbar ist.

Trotz des Versuchscharakters vieler Ergebnisse und trotz
der Sonderbedingungen unseres Modellversuchs glauben wir
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aber festhalten zu können:

(1) Das Beteiligungsverfahren ist der Versuch einer Ant-

wort auf eine aktuelle, breit diskutierte Fragestel-
lung nach Möglichkeiten dezentraler Organisation von

Entscheidungsprozessen in vielen gesellschaftlichen
Bereichen, nicht nur in Industriebetrieben.

(2) Der Modellversuch hat gerade durch die aktive Betei-

ligung der Arbeitenden eine Reihe von Problemen auf-

gezeigt, die durch den Ausschluß der Arbeitenden von

der Gestaltung der gegenwärtigen wie der künftig zu

entwickelnden Arbeitsbedingungen entstehen und ver-

meidbar sind.

(3) Einige unserer Ergebnisse zeigen mögliche Wege zur

stärkeren Beteiligung der Arbeitenden an der Gestal-

tung ihrer Arbeitsbedingungenauf. Wir präsentieren
sie nicht als die einzige Lösung, wohl aber als einen

Diskussionsbeitrag.
(4) Trotz des auf den ersten Blick sehr hohen Aufwands an

Arbeitszeit für die Organisation von Beteiligungspro-
zessen hat sich gezeigt, daß die Beteiligung der Ar-

beitenden an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen
Produktivitätssteigerungen nicht ausschließt oder aus

Prinzip verhindert - vorausgesetzt, daß Sicherungen
vor negativen Rationalisierungsfolgen gegeben sind.

(5) Es ist u.E. gelungen, Ansätze und Möglichkeiten zur Er-

gänzung von repräsentativen durch direkte Formen der

Interessenvertretung zu entwickeln, die mit den gelten-
den normativen Bedingungen (Betriebsverfassungsgesetz,
geltende Tarifverträge) vereinbar sind, die eine Mög-
lichkeit anzeigen, sie weiterzuentwickeln, und die die
vorhandenen Formen repräsentativer Interessenvertretung
stärken.
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(6) Schließlich hat der Beteiligungsprozeßeindeutig den
Nachweis erbracht, daß auch ungelernte Arbeiter (wie-
viel eher also Facharbeiter, Ingenieure, Angestellte
und Beamte) die Bereitschaft, die Fähigkeit und das
Interesse haben, an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedin-
gungen mitzuwirken. Sie haben gezeigt, daß sie nicht
nur inhaltlich beachtliche Vorschläge zur Verbesserung
ihrer Arbeitssituation ausarbeiten, sondern daß sie
auch Verfahrensweisen, institutionelle Regelungen und
Arbeitsformen entwickeln können, die der Erarbeitung
von Gestaltungsvorschlägen und ihrer Durchsetzungim
Betrieb dienen. Zur Entfaltung dieses Qualifikations-
potentials haben wir ein Modell beteiligungsorientier-
ter, handlungsorientierterund interessegeleiteter
Weiterbildung entwickelt.

Diese Fragestellungen, Diskussionsbeiträge, Lösungsansätze
und Ergebnisse des Modellversuchs werden in den folgenden
Kapiteln dieser Kurzfassung, vor allem in Kapitel 5, noch
ausführlich dargestellt und erörtert werden.

Das dritte Projektziel war die Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen in der Anschneidereinach den Interessen und Vor-
Schlägen der dort Arbeitenden. Die erreichten Verbesserun-
gen (zusammengefaßt in Abschnitt 5.3) sind der Nutzen, den
die Arbeiterinnen und Arbeiter unmittelbar von ihrer Mitwir-
kung im Forschungsprozeß hatten. Zugleich waren die geplan-
ten, die erreichten wie auch die nicht durchgesetzten Ver-

besserungen aber auch das Feld, auf dem die Arbeiter ihre
innovatorisehen Qualifikationen anwenden und in Zusammenar-
beit mit uns und ihren Betriebsräten das Beteiligungsver-
fahren entwickeln und erproben konnten. Dabei haben sie
gleichzeitig seine Möglichkeiten und seine Grenzen praktisch
erfahren.



- 17 -

Alle im Projekt entwickelten Arbeitsformen, Verfahrens-
weisen und Veränderungen sind in unmittelbaremKontakt
mit den betrieblichen Interessenvertretern der Arbeiter,
mit dem betrieblichen Management und in Übereinstimmung
mit den in geltenden Normen (Betriebsverfassungsgesetz,
Verordnungen, Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen)
verbrieften Handlungsmöglichkeiten und Regelungen ent-
standen. Dabei hat sich im Verlaufe des Prozesses ein
Verhältnis der Unterstützung und der gegenseitigen Er-

gänzung zwischen direkten und repräsentativen Formen der

Interessenvertretung im Betrieb ergeben. Darauf wird spä-
ter noch einzugehen sein.

Zum EntstehungsZusammenhang des Modellversuchs und seiner
drei Zielsetzungen gehören schließlich die aktuellen Ten-

denzen des technisch-organisatorischen und des gesell-
schaftlichen Wandels. Gegenwärtig zeigen sich teils Ten-
denzen, teils Möglichkeiten zur Dezentralisierung gesell-
schaftlicher Entscheidungen in den verschiedensten Berei-
chen. Diese Tendenzen und Forderungen zu dezentralen
Formen der Entscheidungsfindung sind auch im Wirtschaft-
liehen Bereich, d.h. in den Betrieben von großer Aktuali-
tat. Erinnert sei nur an die zunehmende Bedeutung der In-

formationsverarbeitung bei der Steuerung und Organisation
von Produktionsprozessen, die eine Reihe umwälzender Ver-

änderungen auslösen wie den Einsatz von Mikroprozessoren
bei der Steuerung von Produktionsprozessen, die Mechanisie-
rung von Datenverarbeitungsprozessenim Verwaltungs- und

Dienstleistungsbereich etc. Die Beschäftigten erkennen und
kritisieren zunehmend die Gefährdung ihrer Arbeitsplätze,
die Tendenzen zur Arbeitsintensivierung und zur Entleerung
ihrer Tätigkeiten von Arbeitsinhalt und dispositiven Funk-
tionen sowie die Gefährdung ihrer Qualifikationen durch
die üblichen Strategien der Nutzung neuer Technologien und
Verfahren in den Betrieben. Es mehren sich Forderungen nach
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Einflußnahme wenigstens auf die Art der Verwendung mo-

derner Technologien durch Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen nach den Interessen der Arbeitenden. Daraus er-

gibt sich, wenn die Gestaltungsmaßnahmen nicht ständig
den Charakter nachträglichkorrigierender Eingriffe
haben sollen, die NotwendigkeitvorausschauenderEin-
flußnahme auf die Entwicklung technisch-organisatori-
scher Veränderungen schon bei ihrer Konzeption, und zwar

nach den Kriterien sozialer Erträglichkeiten und der

Übereinstimmung ihrer Auswirkungen mit den Interessen
der Beschäftigten.

Angesichts dieser gesellschaftlichen Tendenzen und Frage-
Stellungen erhebt sich auch die Frage nach den gewerk-
schaftlichen und gewerkschaftspolitischen Strategien,
die nicht nur angemessen auf aktuelle Entwicklungen
reagieren, sondern die geeignet sein können, den tech-
nisch-organisatorischen Wandel im Interesse der Arbei-
tenden mitzugestalten. Unabhängig von Gestaltung und
Einsatz der verschiedenen Instrumente, über die die Ge-
werkschaftenin der Tarifpolitik, der gewerkschaftlichen
Bildungsarbeit und in den repräsentativen Formen der
Interessenvertretung auf betrieblicher und Unternehmens-
ebene zu diesem Zweck verfügen, stellt sich die Frage,
ob die Gewerkschaften in Zukunft weiter vorwiegend auf
die Formulierung und Durchsetzung einer zentralen Politik
setzen sollen bzw. können. Ob nicht - anders formuliert -

zusätzlich zu den vorhandenen Instrumenten gewerkschaft-
licher Politik Wege und Verfahrensweisen entwickelt wer-

den könnten (sollten), mit deren Hilfe die Beschäftigten
ihre Bedürfnisse, Interessen und innovatorischen Vorstel-
lungen direkter in die Formulierunggewerkschaftlicher
Zielsetzungen und Strategien zur Gestaltung des gesell-
schaftlichen und technisch-organisatorischen Wandels auf
betrieblicher Ebene, Unternehmensebene sowie auf gesell-
schaftlicher Ebene einbringen können.

1) In diesem Zusammenhang haben gewerkschaftliche Vertrauens-
leute eine wichtige Funktion. Siehe dazu Abschnitt 5.1
Ziffer (d) dieser Kurzfassung.
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Ob das Beteiligungsverfahren Lösungsansätze für eine ge-
werkschaftliche Politik der Einflußnahme auf den technisch-
organisatorischen Wandel und die Gestaltung betrieblicher
Arbeitsbedingungen nach den Interessen der Arbeitenden bie-
tet, die sich in größerem Maßstab durchsetzen, muß sich
herausstellen. Es hängt von verschiedenen Faktoren ab: Zu-
nächst muß sich das Beteiligungsverfahren, wenn es betrieb-
liehe Wirklichkeit werden soll, unter den Bedingungen des

Machtungleichgewichts und des betrieblichen Interessen-
konfliktes bewähren. Zweitens muß die betriebsbezogene
Form, wie wir sie im Peiner Modellversuchentwickelt haben,
durch Beteiligungsverfahren auf Unternehmensebene, möglichst
auch auf dem Niveau von Branchen und Regionen ergänzt wer-

den: Viele Probleme, die als Folge technisch-organisatori-
scher Veränderungen in den Betrieben auftreten (Entlassun-
gen - Möglichkeiten alternativer Beschäftigung; Entwertung
von Qualifikationen - Qualifizierung und Umschulung; Herab-
stufung - Absicherungsverträge usw. ), sind auf betrieb-
licher Ebene allein nicht lösbar. Schließlich sind die Mög-
lichkeiten der breiten Anwendung des Beteiligungsverfahrens
auch abhängig davon, daß sich Unternehmer und Gewerkschaften
zu weiteren Versuchen entschließen, die Beteiligung der
Arbeitenden an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen zu

organisieren, direkte und repräsentative Formen der Inter-

essenvertretung zu kombinieren und auf diese Weise die An-
regungen und Lösungsvorschläge unseres Modellversuchs wei-
terzuentwickeln und zu vervollständigen.

2.2 Die Startphase

Nachdem die Projektziele und der Forschungsansatz (er wird
in Abschnitt 3.4 beschrieben) Anfang J974 formuliert waren,
stellten wir Kontakte zu verschiedenen Bundesministerien



- 20 -

her, um festzustellen, ob ein solches Forschungsvorhaben
finanziert werden könnte. Nachdem am 8. Mai 197 4 das Ak-

tions- und Forschungsprogrammzur Humanisierung des Ar-

beitslebens veröffentlicht worden war, sah das Ministerium

für Forschung und Technologie eine Möglichkeit, unser Vor-

haben zu fördern. Es deckte sich mit dem Ziel des Programms,

"Möglichkeiten zu untersuchen, wie die Arbeitsbedingungen
stärker als bisher den Bedürfnissen der arbeitenden Men-

sehen angepaßt werden können" ' und hatte sich zur Aufgabe

gestellt, zu diesem Zweck ein Verfahren zu erproben, d.h.
2)

einen "praktischen Lösungsvorschlag" zu machen.

Voraussetzung für die Förderung des Modellversuchs durch

das Ministeriumwar jedoch die Bereitschaft eines Betriebs,
sich an der Durchführung des Modellvorhabens aktiv zu be-

teiligen. Das Ministeriumforderte uns daher auf, einen

solchen Betrieb zu benennen.

Wir hatten aus früheren Untersuchungen Kontakte zu ver-

schiedenen Betrieben der Metallindustrie, die wir bei der

Suche nach einem kooperationsbereiten Unternehmen nutzen

konnten. Nach zwei Absagen gelang es Anfang 1975, über

den Arbeitsdirektor und den Gesamtbetriebsratsvorsitzenden
der Salzgitter AG die Zustimmung der Peiner AG zur Durch-

führung des Projektes zu erhalten. Der Betriebsrat dieses

Unternehmens, insbesondere der damalige Vorsitzende, stand

dem Vorhaben von Anfang an sehr aufgeschlossen gegenüber
und förderte es aktiv. Dieser gute Kontakt zum Betriebs-

rat blieb trotz anfänglicher Irritationen und Mißverstand-

nisse (vgl. dazu Abschnitt 4,2 des Hauptberichts) über den

gesamten Projektverlauf auch nach dem Wechsel im Vorsitz

des Betriebsrats erhalten und hat sich im letzten Drittel

eher noch intensiviert. Auch die Unternehmensleitung und

1) Programm "Forschung zur Humanisierung des Arbeits-
lebens", 2. unveränderte Auflage 1977, S. 7-

2) ebenda
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der betriebliche Projektleiter haben das Projekt während
der gesamten Laufzeit aktiv gefördert, obwohl es zeit-
weise heftige Auseinandersetzungenmit einigen Angehöri-
gen des mittleren Managements (Abteilungsleiter und Werks-

leiter) sowie verschiedenenFachabteilungen über die

Durchführung der von den Arbeitsgruppen entworfenen Vor-
haben gegeben hat. Auch schloß die fortdauernde Unter-

Stützung des Projekts durch Unternehmensleitung und be-
trieblichen Projektleiternicht aus, daß es über ver-

schiedene Projektvorhaben Meinungsverschiedenheitengab,
wie z.B. die Reihe der vom Unternehmen nicht akzeptierten
Vorschläge und Anträge aus den Projektgruppen zeigt. Darü-
ber wird in den Kapiteln (3), (4) und (5) dieser Kurzfas-
sung zu berichten sein.

Nachdem mit Vorstand und Betriebsrat der Peiner AG über-

einstimmung über die Zusammenarbeit bei der Durchführung
des Humanisierungsprojekts erzielt war, reichte die Peiner
AG zu dem bereits vorliegenden Forschungsantragder Fried-

rich-Ebert-Stiftung einen korrespondierenden Antrag beim
BMFT ein. Beide Anträge wurden im Mai 1975 vor dem Sach-
verständigenkreis "Neue Arbeitsstrukturenin der Industrie"

vorgestellt und nach positivemVotum der Gutachter ab No-
vember 1975 vom BMFT finanziell gefördert. Die Arbeiten zur

Einführung des Forschungsvorhabens in der ausgewählten Ab-

teilung und in Werk I der Peiner AG sowie zur Analyse der

Ausgangssituation begannen am 1.11.1975, nachdem die Beschäf-
tigten der Abteilung im Oktober 1975 ihre Zustimmung gegeben
hatten.

3. Bedingungen und Probleme des Forschungsprozesses
Zu den Rahmenbedingungen des Forschungsprozesses gehören
die Ausstattung des Forschunsprojekts mit finanziellen
Mitteln und Forschungskapazität, der Forschungsansatz, der
normative Rahmen, die wirtschaftliche Situation des Unter-

nehmens, der technisch-organisatorische Zuschnitt der Pro-
duktionsprozesse und die Maßnahmen des Unternehmens zu

ihrer Gestaltung/Veränderung im UntersuchungsZeitraum so-
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wie die Arbeitsbedingungenund die Struktur des Arbeits-

Prozesses in der ausgewählten Abteilung. Soweit diese

Rahmenbedingungen in Kapitel (2) des Untersuchungsberichts
bereits ausführlich dargestellt sind, sollen sie hier nur

in Kurzform noch einmal erläutert werden-

3.1 Die normativen Rahmenbedingungen

Die Peiner AG ist seit 1970 ein Unternehmen des Salzgitter-
Konzerns. Da sie zur metallverarbeitenden Industrie gehört,
fällt sie nicht unter die Montan-Mitbestimmung, und auch

das Mitbestimmungsgesetz von 1976 gilt nicht, weil zum

Stichtag weniger als 2000 Personen bei der Peiner AG be-

schäftigt waren. In diesem Punkt hat das Forschungsprojekt
also normativeBedingungen vorgefunden, wie sie in allen

Betrieben gelten, die der Mitbestimmung nach dem Betriebs-

Verfassungsgesetz unterliegen. Jedenfalls gilt das für den

Projektalltag: Betriebsrat und Unternehmensleitung machten

die Normen des Betriebsverfassungsgesetzes zur Richtschnur

ihrer Entscheidungen über die von den Beschäftigten im Pro-

jekt ausgearbeiteten Vorschläge und Verbesserungsvorhaben.
Das galt sowohl inhaltlich als auch in Verfahrensfragen.

Aus der Bindung des Projekts an die Normen des Betriebsver-

fassungsgesetzes ergaben sich an verschiedenenStellen Re-

striktionen, wenn z.B. die Unternehmensleitung Vorschläge
mit dem Argument ablehnte, sie gingen über das Betriebsver-

fassungsgesetz hinaus (so geschehen bei dem Vorschlag zur

systematischen Einarbeitung neu eingestellter Beschäftigter).
Andererseits hatte die Anknüpfung an Regelungen des Be-

triebsverfassungsgesetzes Vorteile vor allem bei Verfahrens-

fragen, weil die Einführung von Projektaktivitäten und

-vorschlagen in den betrieblichen Entscheidungsprozeß da-

durch erleichtert, wenn nicht überhaupt erst ermöglicht
wurde. Schließlich waren die im Betriebsverfassungsgesetz
verbrieften Handlungsmöglichkeiten des Betriebsrats ebenso

1) Siehe Anlage 8.1 im Anhang
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wie die Individualrechte der §§ 81 ff BetrVG wichtige
Anspruchsgrundlagen, wenn es um die Begründung und

Durchsetzung von Vorschlägen der Beschäftigten ging.
Dies gilt trotz der Tatsache, daß die im Betriebsver-

fassungsgesetz enthaltenen Handlungsmöglichkeiten und

Anspruchsgrundlagen oft nicht ausreichen, um die Inter-
essen der Beschäftigten an der Gestaltung ihrer Arbeits-

bedingungen im erforderlichen Umfang durchzusetzen. Dafür
an dieser Stelle nur zwei Beispiele: Die Wirksamkeit der
Individualrechte des Betriebsverfassungsgesetzes wird da-
durch beschnitten, daß Regelungen zur Ausübung dieser
Rechte in Gruppen oder zur vorherigen Absprache der Arbeit-
nehmer untereinander vor Wahrnehmung ihrer Rechte im Be-

triebsverfassungsgesetz vollständig fehlen, obwohl der
Einzelne auf sich allein gestellt weder diese noch ande-
re Recht überhaupt mit Erfolg in Anspruch nehmen und
durchsetzen kann. Das Betriebsverfassungsgesetz unter-
stellt in vielen seiner Regelungen den gut informierten,
handlungsfähigen und mutigen Arbeitnehmer (und Betriebs-
rat), den es in dieser idealen Form nicht oder nur als
Ausnahme gibt. - Als zweites Beispiel für unzureichende

Regelungen des Betriebsverfassungsgesetzes sei auf die
§§ 90/91 BetrVG hingewiesen. Ohne ihre Eedeutung unter-

Schätzen zu wollen, muss doch gesagt werden, dass sie Mög-
lichkeiten der Einflußnahme der Betriebsräte auf den
Prozeß der Planung technisch-organisatorischer Veränderun-
gen nicht schaffen und auch nicht ersetzen können.

Unter den bei der Peiner AG geltenden Betriebsvereinbarun-
gen ist besonders die Betriebsvereinbarung gemäß §§ 90/91
Betriebsverfassungsgesetz, gültig seit dem 1.4.1976, hervor-
zuheben. Zur Wahrnehmung des Unterrichtungs- und Be-

ratungsrechts nach § 90 BetrVG und des Mitbestimmungsrechts
nach § 91 BetrVG sieht sie die Bildung eines paritätisch
besetzten Ausschusses, bestehend aus vier Personen, vor.

1) Diese Betriebsvereinbarung ist, obwohl sie nicht im
Zusammenhang mit dem Forschungsprojekt entstanden ist,
im Anhang (Anlage 12.2) abgedruckt; vgl. auch Anlage 1
dieser Kurzfassung.
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Dieser Ausschuß hatte erhebliche Bedeutung für die Durch-

führung des Forschungsprojekts - nicht nur, weil der Vor-

sitzende in jährlich wechselndemTurnus der betriebliche

Projektleiter und der Humanisierungsbeauftragte des Be-

triebsrats waren, sondern auch, weil hier alle Projektvor-
haben (soweit sie nicht Lohnfragen betrafen) beraten und

zur Entscheidung durch Betriebsrat und Unternehmensleitung
vorbereitet wurden. Nachdem dieser Ausschuß gegründetwor-
den war, erübrigte sich außerdem die im Projektantrag ur-

sprünglich vorgesehene Bildung eines projektspezifischen
Ausschusses (des sog. Betriebsteams), dem ebenfalls die

Funktion zugedacht war, die von den Beschäftigten vorge-

schlagenen Vorhaben in den betrieblichen Entscheidungs-
prozeß einzuschleusen (siehe dazu im einzelnen Abschnitt

3.3). Der paritätische Ausschuß gemäß §§ 90/91 BetrVG hat-

te gegenüber jeder projektspezifischen Lösung eindeutige
Vorteile, schon allein deshalb, weil er nicht an die Lauf-

zeit des Projekts gebunden ist. Unsere Erfahrungen sprechen
dafür, paritätische Ausschüsse gemäß §§ 90/91 BetrVG nach

dem Vorbild der Peiner AG als Infrastruktur für jedes Humani-

sierungsprojekt einzurichten. Sie stellen eine elegante
Lösung für die in jedem Projekt auftretenden Probleme bei

der Einschleusung von Projektvorhaben in den betrieblichen

Entscheidungsprozeß dar.

Für die Laufzeit des Projekts wurde mit Wirkung vom

1.11.1976 eine Betriebsvereinbarung zur Sicherung von

Arbeitsplatz und Eingruppierung für die Beschäftigten der
Z II abgeschlossen. Sie sollte sicherstellen, dass

niemand in der Abteilung seinen Arbeitsplatz verliert

oder Lohneinbußen im Zusammenhang mit Projektmaßnahmen
hinnehmen muß. Gegenwärtig versucht der Betriebsrat, eine

Betriebsvereinbarung über die Sicherung von Arbeitsplatz
und Lohn und die Durchführung von Umschulungsmaßnahmen bei

Rationalisierung zu vereinbaren, die für alle Beschäftigten
der Peiner AG gelten soll.

1) Vgl. Anlage 12.1 im Anhang
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Die geltende Betriebsvereinbarung über das betriebliche
Verbesserungsvorschlagswesenfand für das Projekt keine
Anwendung. Sie ist zur Förderung und Nutzung des innovato-
rischen Potentials der Beschäftigten auch nicht geeignet,
weil sie (a) nur individuelle Vorschläge vorsieht und
fördert und (b) keinen direkten Einfluß der Beschäftigten
und des Betriebsrats darauf zuläßt, ob und zu welchem
Zweck die eingereichtenVorschläge verwirklichtwerden.
Durch diese Regelung wird ausgeschlossen, daß die Be-
schäftigten - wie im Forschungsprojektvorgesehen - ihre
Vorschläge untereinanderabstimmen und vor allem daraufhin
überprüfen, ob sie mit ihren Interessen an einer Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungenübereinstimmen. Die Arbeite-
rinnen und Arbeiter der Anschneiderei sind sich dieses
Unterschieds sehr deutlich bewußt. Das wird belegt durch
die Tatsache, daß sie sich vor Beginn des Projekts gar
nicht am betrieblichen Vorschlagswesen beteiligt haben,
während sie im Forschurgsprozess eine Flut von Vorschlägen
zur technisch-organisatorischen Gestaltung ihrer Abteilung
erarbeiteten. Wir haben in Abschnitt 6.38 des ausführ-
liehen Untersuchungsberichts einen Vorschlag zur Reorgani-
satior des betrieblichenVorschlagswesens formuliert, der
die Projekterfahrungenin dieser Frage berücksichtigt.

Außer Gesetzen und Betriebsvereinbarungengehören auch die
geltenden Tarifverträge und Verordnungen wie die Arbeits-
Stättenverordnung,das Maschinenschutzgesetz, die Unfallver-
hütungsvorschriften usw. zu den normativen Rahmenbedingungen.
Sie werden hier als bekannt unterstellt und nicht weiter
behandelt. Ihre Wirkung als Anspruchsgrundlageund Schutz-
norm ist an vielen Stellen im ausführlichen Untersuchungs-
bericht erläutert.

Eine kurze Bemerkung ist noch zu den geltenden Tarifverträ-
gen erforderlich. Der Manteltarifvertragfür die gewerb-
liehen Arbeitnehmer in der niedersächsischenMetallindu-
strie vom 1.5.1975 schreibt in § 9, Abs. 1 vor: "Alle

1) Siehe vor allem Kapitel 7 des Untersuchungsberichts
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Arbeiten,die sich zur Ausführung im Akkord eignen, sol-

len im Akkord vergeben und übernommen werden." Während

des Forschungsprozesses zeigte sich mehrfach, daß der

Einzelakkord, nach dem die Maschinenarbeiter in der An-

Schneiderei entlohnt werden, eine Lohnform ist, die nicht

nur zusätzlich zu den Arbeitsbelastungenbesondere Be-

lastungen für den Akkordarbeiter verursacht (Unsicherheit
über die Höhe des täglichen Verdienstes, ständiger Lei-

stungsdruck), sondern daß er auch die Entwicklung solida-

rischer und kreativer Formen der Zusammenarbeit und damit

die Entfaltung innovatorischer Qualifikationen im Lern-

prozeß erschwert. Das Projekt hat - zur Einhaltung der

normativen Rahmenbedingungen verpflichtet - die Vorschläge
der Arbeitsgruppen nicht weiter verfolgt, die auf die

Entwicklung eines Verfahrens mitbestimmterFestlegung von

Leistungsmengen als Voraussetzungfür die Einführung eines

festen Stundenlohns auch für Maschinenarbeiterhinauslie-

fen. Das ist einerseits bedauerlich, weil auf diese Weise

ein Teil des im Forschungsprozeß entstandenen innovator!-
sehen Potentials der Arbeiter nicht genutzt werden konnte.

Andererseits ist das Beharren auf geltenden normativen

Regelungen gerade in diesem Fall verständlich, weil der

Manteltarifvertrag dem Betriebsrat bei der Lohnfindung
eine Reihe von Mitbestimmungsrechtengibt, die durch die

Entwicklung anderer Verfahren in Humanisierungsprojekten
nicht einfach aufgegeben werden können. Das war in unserem

Projekt allerdings auch nicht geplant, wie die Bemühungen
zur Entwicklung einer Regelung mitbestimmterFestlegung
von Leistungsmengen zeigen, vor deren Verabschiedung
durch Betriebsrat und Unternehmensleitung an eine Änderung

2 )des Entlohnungsgrundsatzes nicht gedacht war.

1) Einzelheiten dazu in Abschnitt 5.4 der Kurzfassung,
sowie in Kapitel 6 des Untersuchungsberichts.

2) Siehe dazu ausführlich Abschnitt 8.4 des Untersuchungs-
berichts.
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Zusammenfassend ist zum Verhältnis von normativen Rahmen-

bedingungenund Humanisierungsvorhabenfolgendes zu sagen:

(1) Die normativen Rahmenbedingungen (Betriebsverfassungs-
gesetz, Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen, Verord-

nungen) bieten vom Standpunkt der Beschäftigten zwar

eine Reihe von Handlungsmöglichkeiten, Anspruchsgrund-
lagen und Schutznormen bei dem Versuch, die Arbeits-

bedingungen nach ihren Interessen zu gestalten. Sie
reichen aber bei weitem nicht aus, das in den Betrie-

ben bestehende Machtungleichgewichtzwischen Unterneh-

mensleitung einerseits, Betriebsrat und Beschäftigten
andererseits aufzuheben. Das wird an vielen Stellen

deutlich, so zum Beispiel bei den unzureichenden Indi-
vidualrechtender §§ 81 ff BetrVG, bei den Regelungen
der §§ 90/91 BetrVG, die eine Mitwirkung der Beschäf-
tigten und des Betriebsrats im Planungsprozeß nicht

vorsehen (aber auch nicht ausschließen), oder auch

generell bei der häufig mangelhaftenDurchsetzung gel-
tender Normen in der betrieblichen Wirklichkeit.

(2) Es dürfte ein generelles Problem sein, daß geltende
normative Regelungen die Entwicklung neuer Lösungen
im Interesse der Beschäftigtenhier und da auch er-

schweren. Für Humanisierungsprojektebietet sich ange-
sichts dieses Sachverhalts die Möglichkeit an, daß die

Tarifvertragsparteienin Einzelfällen und zu Versuchs-

zwecken Öffnungsklauselnvereinbaren, um - beispiels-
weise - die Entwicklung und Erprobung alternativer

Entlohnungsformen einschließlich der dazu gehörenden
Mitbestimmungsrechtedes Betriebsrats im Modell zu

ermöglichen. Humanisierungsvorhabenkönnten auf diese

1) Belege für die Diskrepanz zwischen geltenden Normen
und betrieblicherWirklichkeit finden sich u.a. in
den Abschnitten 8.14 und 8.3 passim
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Weise modellhaft Anregungen für Tarifverhandlungen erpro-

ben (nicht etwa sie ersetzen!).

Bei der Suche nach Alternativen zur Entlohnungsform Akkord

gehörte dazu allerdings auch die Aufgabe der analytischen
Arbeitsbewertung zugunsten ganzheitlicher Betrachtung und

Bewertung von Arbeitsinhalt und Arbeitsvollzügen, wie sie

kürzlich von Birkwald vorgeschlagen wurde. Die analyti-
sehe Arbeitsbewertung zementiert die Zerlegung von Tätig-
keiten in kleinste Teilverrichtungen geradezu und stellt

damit ebenso wie der Akkord ein Hindernis für alle Bemü-

hungen zur Arbeitsbereicherungund zur Verminderungder

Trennung von ausführenden und dispositiven Tätigkeiten
dar.2)

Ein weiteres Feld für die Vereinbarungvon Öffnungsklauseln
zwischen den Tarifvertragsparteien für den Zweck von Mo-

dellversuchen könnte die Erprobung von Verfahren zur Betei-

ligung der Beschäftigtenan der Steuerung,der Entwicklung
und Anwendung technisch-organisatorischerNeuerungen auf

betrieblicher Ebene und im Zusammenhang damit die Erweite-

rung individueller Mitbestimmungsrechte sein. Hier müßten

Regelungen gefunden und vereinbart werden, die über die

Möglichkeiten der §§ 90/9] BetrVG hinausgehen. Gerade Mo-

dellversuche sind nach unseren Erfahrungen geeignete Instru-

mente, um zunächst ohne allzu große Verbindlichkeit und

1) Reimar Birkwald "Arbeitsinhalt und Mindestnormen in
Tarifverträgen",in:H. Pornschlegel, H. Scholz (Hrsg.)
"Arbeitswissenschaft in der Gesellschaftspolitik",
Berlin 1978, S. 223.

2) Der Manteltarifvertrag für die niedersächsische Metall-
industrie enthält in dieser Frage z.B. gegenüber dem
entsprechenden Manteltarifvertrag für die Metallindu-
strie Nordrhein-Westfalens eine günstigere Regelung,
weil er die analytische Arbeitsbewertung nicht zwin-
gend vorschreibt, sondern die Vereinbarung eines Arbeits-
bewertungssystems durch Betriebsvereinbarung zulässt (§ 9,
Abs. 5). Dabei bedarf eine Betriebsvereinbarung zur Ein-
führung von Systemen vorbestimmter Zeiten allerdings der
Zustimmung der Tarifvertragsparteien (§ 9, Abs. 2).
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unter experimentellen Bedingungen neue Formen der Ge-

staltung und der Steuerung des technisch-organisatori-
sehen Wandels zu entwickeln und zu erproben.

3.2 Wirtschaftliche Situation und Rationalisierungs-
maßnahmen des Unternehmens

Ein Jahr vor Beginn des Forschungsprojekts schloß das

Unternehmen das Geschäftsjahr 1973/74 zum 30.9.1974 mit
einem Verlust von 18,9 Mio DM ab. In den folgenden drei

Geschäftsjahren konnten die Verluste erheblich gesenkt
werden, doch schlössen auch die Geschäftsjahre 1974/75
bis 1976/77 mit Verlusten von 7,7, 7,1 und 9,9 Mio DM
Verlust ab, während 1977/78 nur noch 2,0 Mio DM Verlust

erwirtschaftet wurden.

Die relative Verbesserung der Jahresabschlüsse ist das

Ergebnis erheblicher Anstrengungen zur Modernisierung und

Rationalisierung, die das Unternehmen während der Lauf-
zeit des Projekts in allen Unternehmensbereichen durch-
führte. Ein Teil der Rationalisierungsmaßnahmen wirkte
sich auf die Abteilung Z II und ihre Beschäftigten inso-
fern aus, als einzelne Arbeitsgängeaus der Abteilung ab-

gezogen und auf eine neu investierte, sehr leistungsfähige
Mehrstufen-Kaltpresseverlagert wurden (zerspanendes Re-

duzieren von Schrauben-Rohlingen bis zur AbmessungM 30
auf sogenannten Schabmaschinen). Zusammen mit einem kon-

junkturell verursachten Absatzrückgang führte diese zusätz-
liehe Mechanisierung des Fertigungsprozesses in einer ande-
ren Abteilung des Werks I zu einem zeitweisen Rückgang der

Beschäftigten, der seinen Tiefpunkt mit 32 Arbeiterinnen
und Arbeitern im Frühjahr 1978 erreichte. Inzwischen zählt

1) AusführlicheAngaben hierzu finden sich in Abschnitt 2.22
des Untersuchungsberichts sowie wahrscheinlich im Bericht
der Peiner AG zum Humanisierungsprojekt.



- 30 -

die Abteilung wieder 38 Beschäftigte, weitere Stellen sind

ausgeschrieben. Die durch Auftragsschwankungenund Ratio-

nalisierung bzw. Mechanisierung in anderen Abteilungendes

Werks I verursachte Fluktuation konnte jedoch ohne Entlas^-

sungen bewältigt werden. Die Beschäftigten wurden entweder

in andere Abteilungen (teils vorübergehend, teils dauer-

haft) versetzt, teils schieden sie über einen Sozialplan
in der ersten Hälfte des Jahres 1978 mit einer Abfindung aus
(u.a. vier ältere Männer und Frauen im Alter von 47-57 Jahren),

die restlichen Abgänge wurden über die normale Fluktuation

erreicht, die für die Abteilung wegen der extremen Arbeits-

belastungen und der inhaltsarmen Tätigkeit traditionell

sehr hoch liegt und trotz der erreichten Belastungsminde-
rungen auch durch das Projekt nicht abgebaut werden konnte.

Viele jüngere Arbeiter betrachten eine Beschäftigung in der

Anschneiderei typischerweise nur als Durchgangsstation von

einer festen Tätigkeit zur anderen, vor geplanten Umschu-

lungsmaßnahmen oder als vorübergehende Tätigkeit während

der Suche nach einem ihrer Ausbildung entsprechenden Ar—

beitsplatz.

Die Welle der Rationalisierungsmaßnahmen bei der Peiner AG

begann kurz vor dem Beginn des Forschungsprojekts in den

Werken II und III. Die Greiferfertigung aus Werk II wurde -

soweit sie nicht aufgegeben wurde - nach Werk III verla-

gert. In Werk III fand im Zusammenhang mit dem Neubau einer

großen Montagehalle eine tiefgreifende organisatorische
Rationalisierung durch Neuorganisation des Fertigungsflus-
ses bei der Montage von Sonderkranen, Transportanlagen,
Containerbrücken etc. statt. Gleichzeitig einigten sich

Betriebsrat und Unternehmensleitung auf die Einführung
2 )

eines "Zeitlohns mit besonderem Leistungsbezug" , die

insofern gerechtfertigt war, als die Montagearbeitenund

1) Weitere Einzelheiten und eine genaue Analyse der
Fluktuation in der Z II während des Projekts fin-
det sich in Abschnitt 2.341 des Untersuchungsberichts.

2) Siehe dazu irr. einzelnen Abschnitt 8.42 des Untersuchungs-
berichts.
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die Werkstattfertigungin Werk III nach der Reorganisation
des Fertigungsprozesses durch den Übergang von der Serien-
zur Einzel- und Sonderfertigung nicht mehr akkordfähig im
Sinne des § 9, Abs. 2 des geltenden Manteltarifvertrags
waren. Die Maßnahmen zur Umstrukturierung und Rationali-
sierung der Fertigung in Werk III waren von einem Sozial-
plan begleitet, der die Entlassung von 85 Angestellten vor-
sah - das waren rund 6% der damaligen Belegschaft des Wer-
kes.

In Werk I investierte die Peiner AG ab 1975 in den Grund-
fertigungsbereichen der Schrauben- und Mutternproduktion,
d.h. in der Warm- und Kaltverformung erhebliche Mittel zur

Rationalisierung und Modernisierung der Fertigung. Nachdem
in den Jahren vor der Übernahme durch die Salzgitter AG
notwendige Investitionen unterblieben waren, fand das Un-
ternehmen auf diesen Sektoren damit wieder Anschluß an das
technische Niveau der Branche. Im einzelnen wurden in der
KaltVerformung zwei Mehrstufenpressen zur Fertigung von

Schrauben-Rohlingen bis M 30 in Betrieb genommen, von denen
eine für die Fertigung von kleinen Serien besonders geeig-
net war, da sie in der Lage war, vorgerichtetes Werkzeug
bei einer Störung oder bei einem Wechsel der Serie selbst-
tätig zu wechseln. Beide Maschinen sind mit einer Ölabsau-
gung versehen und sehr gut lärmisoliert, so daß mit diesen
Investitionen auch ein fühlbarer Beitrag zur Minderung von

Arbeitsbelastungen geleistet wurde. Die sekundären Wirkun-
gen beider Maschinen auf andere Bereiche des Fertigungs-
Prozesses (Gefährdung von Arbeitsplätzen in den nachge-
lagerten zerspanenden Abteilungen) sind bereits erwähnt
worden.

In der Warmumformungwurden während der Projektlaufzeit zwei
Induktionserwärmungsanlagen zur Fertigung von Schrauben-
rohlingen in Betrieb genommen, die zu erheblichen Arbeits-
platzverlusten im Bereich der Warmumformung führten, auf
nachgelagerteAbteilungen aber ohne Auswirkungen blieben.
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Auch hier waren die Arbeitsbelastungenan den neu geschaf-
fenen Arbeitsplätzen erheblich geringer als an den alten

Pressen und Walzen, an denen je ein Wärmer an einem gasbe-
heizten Glühofen und ein Presser zur Bedienung der Presse

bzw. ein Walzer Hand in Hand arbeiteten und dabei extreme

Belastungen durch Lärm, Hitze, von Hand einzulegende Werk-

stücke mit einem Gewicht von mehreren Tonnen pro Schicht so-

wie durch Zwangshaltungen zu ertragen hatten.

Die Anstrengungen der Peiner AG zur Modernisierung, Tech-

nisierung und Rationalisierung der Fertigung in Werk I

werden in den nächsten Jahren fortgesetzt werden. Neben

Sachinvestitionen werden dabei organisatorische Umstel-

lungen und Rationalisierungen des Fertigungsprozesses eine

große Rolle spielen. Ein großes Grundstück in unmittel-

barer Nachbarschaftvon Werk I ist bereits vor Jahren ange-

kauft worden und soll zur Neugliederung des Fertigungs-
flusses, zur Einrichtung eines modernen Rohmateriallagers
und möglicherweise auch zur Erweiterung der Produktions-

anlagen genutzt werden. Ein Modernisierungsplan ist gegen-

wärtig in der Diskussion.

Der betriebliche Projektleiter hat zugesichert, daß die

Peiner AG die Mitwirkung der Beschäftigten bei der Detail-

Planung der erforderlichen Umstellungen und bei ihrer

Durchführung nach dem in diesem Projekt entwickelten Be-

teiligunçsverfahren organisieren wird. Eine Betriebsverein-

barung zur "Mitwirkung der Beschäftigten bei der Verände-

rung von Arbeitsplatz, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung"
ist am 1.7.1979 verabschiedet worden. 'sie sieht im wesent-

liehen die Bildung von Projektgruppen in allen Abteilungen
der Peiner AG vor, die ein vereinbartes Kontingent wöchent-

licher Arbeitszeit zur Ausarbeitung von Vorschlägen nutzen

können. Die Beschäftigten können sich freiwillig zur Teil-

nähme an den Projektgruppen melden, die nach einem Vor-

1) Vgl. Anlage 2 dieser Kurzfassung
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schlag des Betriebsrats in Übereinstimmung von betrieb-
liehen Vorgesetztenund Betriebsrat besetzt werden.

Produktivitätssteigernde Effekte haben auch einige Vor-
haben gehabt, die von den Beschäftigten der Z II in den
Arbeitsgruppen entworfen wurden. Dazu rechnen die Ein-
richtung des Werkzeugmagazins, Ausbildung und Einsatz von

Maschinenarbeiternals Werkzeugwechsler, der Kauf einer
neuen Endenbearbeitungsmaschine und die Neukonzipierung

2 )der Anschneidemaschine. Die letztgenannte Maßnahme hat
durch Einbau einer pneumatischenSteuerung für die Zu-

führung des Werkzeugschlittensund durch die Entwicklung
einer mechanischenVorrichtung zum Aufdrehen von Muttern
auf die mit Gewinde versehenen Schrauben nicht nur er-

hebliche belastungsmindernde Wirkungen, sondern sie hat
mit der Minderung der größten Belastungen auch die Voraus-
Setzung für eine höhere Arbeitsleistung geschaffen. Bisher
ist an der neu gestalteten Maschine noch keine neue Zeit-
aufnähme mit dem Ziel, die Vorgabezeiten zu kürzen, ge-
macht worden. Die Beschäftigten sind der Auffassung, daß
bei technischen Veränderungen, die zur Minderung von Be-

lastungen und zur Humanisierung der Arbeit vorgenommen
werden, abweichend von 5 13, Abs. 7 des Manteltarifver-
trags eine Kürzung der Vorgabezeiten im Akkord nicht zu-

lässig sein sollte. Möglicherweise sieht das der be-
triebliche Projektleiter ähnlich. Er hat die Beschäftigten
aufgefordert, einen Vorschlag auszuarbeiten, wie der Pro-

duktivitätsgewinn, der sich aus ihrem Konzept zur Umgestal-
tung der Maschine ergibt, zwischen ihnen und dem Unter-
nehmen gerecht verteilt werden könnte. Der Verzicht auf die

Kürzung der Vorgabezeiten wäre eine solche Lösung: Das

1) Siehe dazu Anlage 12.3 im Anhang und Anlage 2 dieser
Kurzfassung

2) Weitere Einzelheiten hierzu in Abschnitt 5.3 dieser Kurz-
fassung sowie in den Abschnitten 7.3 und 6.5 des Unter-
suchungsberichts.

3) Dieser Vorschlag wird in Abschnitt 6.47, Punkt 8 des Un-
tersuchungsberichts erläutert.
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Unternehmen erhält die höheren Stückzahlen, lässt dafür

jedoch die Vorgabezeit bestehen, die vor der technischen

Verbesserung der Maschine ermittelt worden ist. Auf die-

se Weise könnte der Akkordarbeiter für seine Arbeitslei-

stung einen etwas höheren Preis erzielen und brauchte den

Vorteil der Belastungsminderung nicht gleich wieder zu ver-

lieren; bei Kürzung der Vorgabezeit müsste er dagegen zur

Erzielung seines früheren Verdienstes bei gesunkener Vor-

gabezeit seine Arbeitsanstrengung erhöhen.

Bisher hat das Unternehmen auf Anregung des betrieblichen

Projektleiters auf eine neue Zeitaufnahme zur Kürzung der

Vorgabezeit an der umgebauten Maschine verzichtet. Aller-

dings ist von den sieben Maschinen des Typs Anschneidema-

schine aus Projektmitteln nur eine umgebaut worden; die

Werksleitung hat beim Vorstand des Unternehmens inzwischen

die Mittel für den Umbau von zwei weiteren Maschinen nach

dem gleichen Konzept beantragt.

Die Überlegungen einiger betrieblicher Experten (insbeson-

dere des Leiters der Konstruktionsabteilung) gehen dabei

noch weiter in Richtung einer Teil-Automatisierung des Ar-

beitsplatzes durch den Einsatz von Handhabungsgeräten. Wenn

es gelingen würde, das Einlegen von Hand durch ein Hand-

habungsgerät zu ersetzen und den Weitertransport des fertig

bearbeiteten Werkstücks mit diesem Arbeitsgang zu integrie-

ren, dann wäre eine technische Lösung für die Teilautoma-

tisierung des gesamten Bearbeitungsvorgangs gefunden. Aller-

dings stehen einer solchen Lösung noch erhebliche techni-

sehe Schwierigkeiten im Wege, so dass sie kurzfristig auf

keinen Fall zu erreichen sein wird. Ausserdem belaufen

sich die Kosten eines Handhabungsgeräts auf rund 100.000 DM;

sie standen aus Projektmitteln nicht zur Verfügung.Schließ-
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lieh stehen andere betriebliche Experten und Ingenieure
dem Einsatz von Handhabungsgeräten an den Anschneidema-
schinen skeptisch gegenüber: Sie bezweifeln vor allem,
ob ein solches Gerät die Arbeitsgeschwindigkeiteines
geübten Maschinenarbeiters erreichen kann.

Die Arbeiterinnenund Arbeiter der Anschneiderei haben
sich im Verlauf des Projekts mit den Rationalisierungs-
Strategien des Unternehmens wie auch mit möglichen Ra-

tionalisierungseffekten ihrer eigenen Vorschäge sehr in-

tensiv auseinandergesetzt. Dabei haben sich vier Typen
der Reaktion auf bzw. des Umgangs mit betrieblichen Ra-

tionalisierungsStrategien ergeben:

(1) Die klassische Strategie der Sicherung des Arbeits-
platzes, des Einkommens und der Qualifikation vor

negativen Auswirkungen des Rationalisierungsprozes-
ses durch Rationalisierungsschutzabkommen und Be-

triebsvereinbarung. Die Beschäftigten der Z II haben
dem Betriebsrat den Abschluß einer entsprechenden
Betriebsvereinbarung vorgeschlagen und die wichtig-
sten Forderungen in Anlehnung an den Absicherungs-
vertrag der IG Metall in Nordwürttemberg/Nordbaden
konkretisiert. '

(2) Vorschläge, bei der Einstufung in die Lohngruppen
die Bewertung von Tätigkeit, Arbeitsinhalt und Ar-

beitsbelastung durch eine Bewertung individueller
Qualifikationen zu ersetzen oder wenigstens zu er-

ganzen. Diesen Vorschlag haben die Beschäftigten
der Anschneiderei im Zusammenhang mit Ausbildung
und Einsatz der Maschinenarbeiterzu Werkzeugwechs-
lern gemacht. Er widerspricht dem geltendenMantel-
und Lohntarifvertrag; Betriebsrat und Unternehmens-

leitung haben daher abgelehnt, über ein solches Kon-

zept zu verhandeln.

Vgl. Anlage 5.2 im Anhang
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(3) Vorschläge zur gerechten Verteilung von Produktivi-

tätsgewinnen zwischen den Beschäftigten und dem Un-

ternehmen zumindest dann, wenn sie aus Vorschlägen
der Arbeitenden zur Verbesserung ihrer Arbeitsbedin-

gungen resultieren. Zu diesem Zweck haben die Beschäf-

tigten der Z II ebenfalls im Zusammenhang mit der

Einführung des Werkzeugwechsels in der Abteilung die

Vereinbarung von 5 Minuten Erholpause pro Stunde vor-

geschlagen. Damit sollte ein Ausgleich dafür ge-
schaffen werden, daß die unregelmäßigen Arbeitspau-
sen, die beim Warten der Maschinenarbeiter auf die

Einrichter von Zeit zu Zeit entstanden, infolge des

Werkzeugwechseins fortgefallen waren. Das Unter-

nehmen lehnte die Forderung der Beschäftigten ab und

gab einen Teil des Produktivitätsgewinns durch die

Höherstufung der Tätigkeit des Werkzeugwechseins um

eine Lohngruppe an die Beschäftigten weiter.

(4) Erarbeitung von flankierenden Verbesserungen, die eine

Gefährdung von Arbeitsplatz, Einkommen und Qualifi-
kation durch technisch-organisatorische Veränderungen
verhindern bzw. ausgleichen können. Für diese vierte

Strategie finden sich im Projekt eine ganze Reihe von

Beispielen; sie ist insofern typisch, als die Vor-

schlage der Arbeitenden zur Einführung technisch-organi-
satorischer Verbesserungen immer komplexer Natur sind,
d.h. die Auswirkungen von Veränderungen auf Lohn, Be-

schäftigung, Qualifikation und die sonstigen Inter-

essen der Arbeitenden immer mit berücksichtigen. Anders
als spezialisierte Experten betrachten die Arbeitenden
niemals isoliert nur die technische, die Organisatori-
sehe oder die betriebswirtschaftlich-ökonomische Seite
von Veränderungen.

1) Das Projektvorhaben "Werkzeugwechsler" ist ausführ-
lieh und im Zusammenhang in Abschnitt 6.5 2 des Unter-
suchungsberichts beschrieben.
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Ein Beispiel für diese Strategie ist ebenfalls im Zu-

sammenhang mit der Einführung des Werkzeugwechseins in

der Z II entstanden. Das Werkzeugwechseln war Ursprung-
lieh Bestandteil der Einrichtertätigkeit. Als im Sommer

1976 in der ArbeitsgruppeTechnik die Möglichkeit dis-

kutiert wurde, diese Tätigkeit den Maschinenarbeitern

nach entsprechender Qualifizierung zu übertragen,
machten die anwesenden Einrichter auf die Gefahr des Ar-

beitsplatzverlustes aufmerksam, die zumindest für einen

von ihnen durch die geplante Änderung der Aufgabenver-
teilung entstehen könnte. Daraufhin arbeitete die Ar-

beitsgruppe Technik flankierend zum Konzept des Werk-

zeugwechselns einen Wartungsplan aus, der zusätzliche

Aufgaben für einen Einrichter bzw. für die Gruppe der

acht Einrichter insgesamt schuf. Diesen Wartungsplan
hat der Betrieb gründlich erprobt und im Prinzip akzep-
tiert. Er ist jedoch noch nicht eingeführt worden. Dies

Problem wird nach Abschluß der Einrichter-Weiterbildung,
die im Februar 1979 nach über einjährigen Verhandlungen
mit dem Unternehmen begonnen wurde, noch einmal aufzu-

greifen sein. '

Obwohl die Maschinenarbeiterder Z II seit Sommer 1977 als

Werkzeugwechslerarbeiten, ist bisher kein Einrichter ent-

lassen worden. Allerdings wurde der Arbeitsplatz eines aus

Altersgründen ausgeschiedenen Einrichters wegen des Be-

schäftigungsrückgangs in der Abteilung nicht wieder be-

setzt.

Die aufgeführten Beispiele zeigen, dass die Beteiligung der

Arbeitenden an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen die

Realisierung von Produktivitätsgewinnen nicht ausschliesst.

Sie erschliesst im Gegenteil Strategien der Steuerung und

der betrieblichen Nutzung technisch-organisatorischer Ände-

1) Siehe dazu ausführlich Abschnitt 7.35 im Hauptbericht.
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rungen, die den Interessen der Arbeitenden besser ent-

sprechen als gegenwärtig üblich. Beides gilt jedoch unter

der Voraussetzung, dass

(a) Möglichkeitender Sicherung von Arbeitsplatz,
Einkommen, Qualifikationund Gesundheit der Ar-

beitenden vor der Gefährdung durch Rationalisie-

rung gefunden werden,

(b) die Arbeitenden und ihre Interessenvertretei aus-

reichenden Einfluß auf die betriebliche Nutzung
ihrer Gestaltungsvorschläge erhalten,

(c) die Mitwirkung der Arbeitenden und ihrer Interes-

senvertreter bei der Verteilung der Produktivi-

tätsgewinne und bei der Entwicklung flankierender

Maßnahmen zur Vermeidung einseitiger Rationali-

sierungseffekte gesichert ist.

3.3 Die betrieblichen Arbeitsbedingungen
Ehe wir die Suche nach einem kooperationsbereiten Betrieb

begannen, hatten wir einige Kriterien für die Auswahl der

Arbeitsbedingungen und der Beschäftigten festgelegt, mit

denen wir das Forschungsprojekt durchführen wollten. Zum

damaligen Zeitpunkt (1974/75) fanden die meisten Humanisie-

rungsvorhaben in der Bundesrepublik und international an

Montage-Arbeitsplätzen der Automobil- und der Elektroindu-

strie, d.h. an Fließbändern statt. Sie dienten in erster

Linie der Erprobung von Möglichkeiten einer flexibleren

Organisation von Produktionsprozessen im Hinblick auf Ka-

pazitätsauslastung, Produktvielfalt und Personaleinsatz

in Abhängigkeit von Markteinflüssen und Absatzchancen. Wir

waren dagegen der Auffassung, daß unter dem Aspekt der Be-

lastungsminderung andere Arbeitsbedingungen und Produktions-

Prozesse Vorrang bei Humanisierungsvorhaben erhalten müßten:
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Monotonie infolge inhaltsarmer und kurzzyklischer Ver-

richtungen, körperliche Belastungen, Lärm, Isolierung
waren und sind nach unseren Erfahrungen an Einzelarbeits-
platzen der metallverarbeitendenIndustrie eher höher als
an Fließband-Arbeitsplätzen. Das trifft nicht nur für
Gießereien zu, sondern auch für Arbeiten an Stanzen,
Pressen, zerspanenden Maschinen mit einfachsten Arbeits-
Vorgängen und großen Serien.

Der Produktionsprozeß, nach dem wir suchten, sollte also
durch Einzelarbeitsplätze mit den genannten Belastungen,
durch geringen Handlungsspielraumund niedrige Anforde-

rungen an die Qualifikation der Arbeitenden gekennzeich-
net sein. Nachträglich sind zu unserer Entscheidung,
einen solchen Arbeitsproz :ß für das Forschungsvorhaben
auszuwählen, einige kritische Anmerkungen erforderlich:
Das Projekt hat auf diese Weise zwar den Nachweis geführt,
daß auch ungelernte Arbeiter bei extrem belastenden Ar-
beitsbedingungen die Fähigkeit, die Bereitschaft und das
Interesse haben und erhebliche Anstrengungen aufwenden,
um die Bedingungen ihrer Arbeit nach ihren Bedürfnissen
zu verbessern. Auch unter dem Aspekt einer belastungs-
orientierten Humanisierungspolitik ist es sinnvoll, bei
der Verbesserung der Arbeitsbedingungen zunächst den

Produktionsprozessen mit den höchsten Arbeitsbelastungen
Priorität einzuräumen.

Aber die getroffene Auswahl hat auch eine Reihe von Re-

striktionen für den Forschungsprozeß und die mit dem Be—

teiligungsverfahren erzielten Ergebnisse zur Folge. So
ist es wegen des geringen Arbeitsinhalts und des fehlen-
den Dispositionsspielraums der ausgewählten Tätigkeiten
nicht gelungen, entscheidende Verbesserungen in Richtung
Arbeitsbereicherungzu erreichen; insbesondere konnte die

Trennung von dispositiven und ausführenden Tätigkeiten
im Rahmen des vorgefundenen Arbeitsprozesses nicht ver-

mindert werden. Dazu wäre die abteilungsübergreifende
Veränderung der betrieblichen Arbeitsteilung erforderlich
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gewesen, die laut Vereinbarung mit der Unternehmenslei-

tung außerhalb der Reichweite des Forschungsprozesses lag.

Auch infolge dieser Restriktionen bleiben die im Verlauf

des Forschungsprojekts vermittelten fachlichen Qualifi-

kationen (vielleicht mit Ausnahme der Einrichterweiter-

bildung seit Februar 1979) im Bereich der Anlernquali-
fikationen und waren damit für die Verwertung auf dem

Arbeitsmarkt nicht relevant. Wie im ausführlichen Unter-

suchungsbericht gezeigt, gilt das nicht für die innovato-

rischen Qualifikationen, die unter anderem auch zu stei-
2 )

gender betrieblicher und beruflicher Mobilität befähigen ,

aber auf dem Gebiet der fachlichen Qualifikationen bleibt

ein Defizit, da sie mit der genannten Ausnahme die Schwel-

le betrieblicher Anlernqualifikationen nicht überschrei-

ten.3)

Diese Zusammenhänge und Konsequenzen der Kriterien, die

wir bei der Auswahl des Arbeitsprozesses und der Arbeits-

bedingungen für das Humanisierungsprojekt angelegt hatten,
sind uns erst im Laufe des Forschungsprojekts klar geworden.
Zu Beginn des Prozesses waren wir einerseits einer bela-

stungsorientierten Humanisierungspolitik noch zu sehr ver-

haftet und haben andererseits die Schwierigkeiten und Wider-

stände unterschätzt, die einer wirklichen Arbeitsbereiche-

rung durch Veränderung der betrieblichen Arbeitsorganisation

1) Siehe dazu Abschnitt 6.53 im Hauptbericht.
2) ebenda

3) Dies Defizit teilt unser Humanisierungsprojekt mit den
meisten, wenn nicht mit allen bisher begonnenen und ab-

geschlossenen Vorhaben zur Humanisierung der Arbeit. Es
ist daher dringend erforderlich, eine qualifikations-
orientierte Humanisierungspolitik zu konzipieren und -

möglicherweise unter Beteiligung des Bundesministeriums
für Bildung und Wissenschaft - Modellversuche zur Ver-

mittlung arbeitsmarktfähiger fachlicher Qualifikationen
einschließlich der entsprechenden arbeitsorganisatorischen
Veränderungen zur Schaffung oder Erhaltung von qualifi-
zierten Tätigkeiten bei technisch-organisatorischem Wandel
und betrieblicher Rationalisierung durchzuführen. Ob dabei
die Möglichkeiten zur Reduktion der Trennung von disposi-
tiven und ausführenden Tätigkeiten größer sind als in den
bisherigen Humanisierungsvorhaben, mag an dieser Stelle
dahingestellt sein.
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und Arbeitsteilung und - damit zusammenhängend - einer

fachlichen Qualifizierung der Arbeitenden über die Schwel-

le des betrieblichenAnlernens hinaus im Wege standen.

Die Arbeitsbedingungen, die wir in der Anschneiderei 197 5

vorfanden, entsprachen unseren Auswahlkriterien: Alle 59

Arbeiterinnen und Arbeiter, die im Verlauf der 3 1/2 Jahre

an dem Forschungsprozeß teilgenommen haben, waren entweder

Ungelernte oder arbeiteten als Angelernte außerhalb ihres

gelernten Berufs. Zu Beginn des Prozesses bestand die Grup-

pe aus 47 Personen, davon je ein Drittel Frauen, Ausländer

verschiedenerNationalität und deutsche Männer, die meist

als Einrichter, Vorarbeiter , Schlosser oder Kontrolleur

arbeiteten. Auch der Meister gehörte zu dieser Gruppe; er

hatte vor 34 Jahren als Maschinenarbeiter zu arbeiten be-

gönnen, war dann Einrichter und Vorarbeiter geworden und

ist seit 1971 Meister der Abteilung.

Vor allem die Arbeitsbelastungen der Maschinenarbeiter wa-

ren extrem. Sie arbeiteten im Akkord an Einzelarbeits-

platzen. Ihre Haupttätigkeit war das Einlegen von Werk-

stücken und das Auslösen des Arbeitsvorgangs an zerspanen-
den oder spanlos umformenden Maschinen unterschiedlichen

Typs zum Fasen, Rollen, Walzen oder Schneiden von Gewinden

in Muttern und Schrauben. Ausserdem standen in der Halle

drei Mutterngewindeschneidautomaten, die von einem Automa-

tenkontrolleur überwacht wurden, sowie vier fest getaktete
Rollmaschinen, in die die Maschinenarbeiterin das Werkstück

nur noch einlegen und wieder entnehmen musste. Die Tätig-
keit der Maschinenarbeiter war inhaltsarm, sehr eintönig
und kurzzyklisch: Pro Schicht wurden zwischen 2.000 bis zu

15.000 Einzelstücke in die Maschinen eingelegt, d.h. einzelne

Maschinenarbeiter arbeiteten mit Taktzeiten von ca. zwei Sekun-

1) Genaue Angaben über die Entwicklung der Beschäftigung
in der Abteilung, über Fluktuation, Fehlzeiten, Betriebs-
Zugehörigkeit etc. finden sich in Abschnitt 2.34, die Be-
rufsverläufe der im Forschungsprojekt beteiligten Beschäf-
tigten berichten wir in Abschnitt 6.3 des Untersuchungs-
berichtes.
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den. In der Halle herrschte ein Lärmpegel von durch-
schnittlich 96 dB(A) mit Spitzenwerten über 110 dB(A).
Alle Maschinenwaren ergonomisch falsch konstruiert:

Sie hatten keine Kniefreiheit, die Greifräume waren zu

groß, so daß durch Zwangshaltungen und hohe physische
Belastungen beim Bewegen der bis zu 2 kg schweren Teile
Schäden an der Wirbelsäule, an den Hand- und Armgelenken
sowie schwere Kreislaufschaden durch ständiges Stehen
entstanden. Hinzu kamen nervöse Belastungen und Streßer-

scheinungen, die durch den ständigen Leistungsdruck im

Akkord in Verbindung mit der Tatsache verursacht waren,

daß die Maschinenarbeiterkeinen festen Arbeitsplatz
hatten, sondern ihre Tätigkeit und den Arbeitsplatz
wöchentlich, oft aber auch in täglichem Wechsel zuge-
teilt erhielten. Da die Belastungen an den Maschinen unter-
schiedlich hoch waren (und noch sind), hatte der Meister
durch die Arbeitseinteilung direkten Einfluß auf die Höhe
des Verdienstes und der Arbeitsanstrengung, mit der die
Maschinenarbeiter ihn erzielen mußten. Diese Situation
führte immer wieder zu Konflikten unter den Maschinenar-
beitern, die eigentlich mit den betrieblichen Vorgesetzten
hätten ausgetragen werden müssen. Angesichts der hohen

Arbeitsbelastungen reichte die Energie der Maschinenarbeiter

1) Die extrem niedrigen Taktzeiten sind inzwischen durch
Entfernung einer Flachbackenwalze aus der Abteilung
(sie ist verschrottet worden) und durch den Kauf einer
Endenbearbeitungsmaschine sehr viel seltener geworden.
Eine Übersicht über die Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen durch das Projekt findet sich in Abschnitt 5.3
dieser Kurzfassung.
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allerdings meist nicht aus, diese Auseinandersetzungen
individuell zu führen. Ein Versuch der Belegschaft, das

Problem im Rahmen des Projekts zu lösen und auf wöchent-

liehen Arbeitsbesprechungen von einer halben Stunde Dauer

die Arbeitseinteilungder nächsten Woche mit dem Meister
zu vereinbaren und dabei auch die Wünsche der Beschäftig-
ten nach Belastungsausgleich zu berücksichtigen, ist am

Widerstand der betrieblichen Vorgesetzten und auch des be-

trieblichen Projektleiters gescheitert. Der Vorschlag,
eine Betriebsvereinbarung über die Einführung halbstündi-

ger Arbeitsbesprechungenin allen Abteilungen der Peiner

AG abzuschließen, ist vom Vorstand unter Hinweis auf die

zu hohen Kosten abgelehnt worden.

Die durch die besondere Arbeitssituation, die hohen Ar-

beitsbelastungen und die Akkordentlohnung provozierten,
zumindest begünstigten Konflikte unter den Akkordarbei-
tern waren im Verlauf des Prozesses noch immer gleich
heftig, konnten aber - da ihre Ursachen fortbestehen -

auch nicht ganz abgebaut werden. Sie haben die Entwick-

lung von Solidarität und kreativen Formen der Zusammen-

arbeit bei der gemeinsamen Formulierung von Verbesserungs-
und Gestaltungsvorhaben nicht verhindert, zeitweise aber

doch erschwert. Näheres zu diesem Problem findet sich in

Abschnitt 5.2 dieser Kurzfassung sowie in Kapitel 6.4

des ausführlichen Untersuchungsberichts.

3.4 Der Forschungsansatz

Unser Forschungsansatz beruht auf zwei Thesen über die

Existenz und die Unzerstörbarkeit des innovatorischen

Potentials der Arbeitenden, die wir in früheren Untersu-

1) Anstelle der Arbeitsbesprechungen sollen nach der Be-
triebsvereinbarung über die Beteiligung von Arbeitneh-
mern bei der Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsablauf
und Arbeitsumgebung" von 1.7.1979 Besprechungen zwischen
Meister und Projektgruppen treten, in denen auch Fragen
der Arbeitseinteilung behandelt und vereinbart werden.
Siehe dazu Abschnitt 6.1 sowie Anlage 2 dieser Kurzfassung.
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chungen sowie in unserem Humanisierungsprojekt empirisch
ermittelt und überprüft haben. Er enthält weiter Regeln
für das methodische Vorgehen im Forschungsprozeß und im
Betrieb sowie ein Weiterbildungskonzept, das der Ent-

faltung und Anwendung innovatorischer Qualifikationen
dadurch dient, daß es Lern- und Handlungssituation mit-
einander verknüpft.

Der Forschungsansatz war zu Beginn des Prozesses insofern

offen, als zwar die Ausgangsthesen, die methodische Grund-

regel für den Forschungsprozeß und das Weiterbildungskon-
zept im Prinzip formuliert waren, aber doch in einer so

allgemeinen Form, daß sie der Einflußnahme, Veränderung
und Konkretisierung durch die Arbeiterinnen und Arbeiter
im Forschungsprozeß offen standen. Daher ist der Forschungs-
ansatz in der Form, in der er hier und in Kapitel (1) des
ausführlichen Untersuchungsberichts vorgestellt wird, nicht
nur, aber auch ein Ergebnis des Forschungsprozesses. Das

trifft ganz besonders auf die Grundregel für das Vorgehen
im Betrieb und für das Einschleusen der Projektvorhaben
in den betrieblichen Entscheidungsprozeß zu: Hier hat das
Projekt einen Prozeß der Anpassung an vorhandene normative
Regelungen durchgemacht, den wir bei der Planung des Pro-

jekts in dieser Form nicht vorhergesehen haben. Diesen Teil
des Lernprozesses, den das Projekt und die Auseinander-
setzung mit den betrieblichen Rahmenbedingungen für uns be-
deutet hat, erläutern wir im folgenden Abschnitt (3.5).

Als wir das Projekt im November 1975 im Betrieb und in der
Anschneiderei vorstellten, hatten einige Kolleginnen und

Kollegen bereits zwanzig Jahre und länger in dieser Abtei-
lung gearbeitet. Entsprechend unserer These, daß Arbeitende
über innovatorische Qualifikationen verfügen und sie zur

Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen nach ihren Interessen
auch anwenden, wenn sie nur die Gelegenheit dazu erhalten,
boten wir den Beschäftigten der Anschneiderei an, mit ihnen
gemeinsamKonzepte und Vorschläge zur Verbesserung ihrer
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Arbeitsbedingungenauszuarbeiten und - die Zustimmung des
Betriebsrats und der Unternehmensleitung vorausgesetzt -

das vorhandene Geld zur Verwirklichung ihrer Vorschläge
zu verwenden.

Die Arbeiter sind auf diesen Vorschlag eingegangen und

haben die beträchtlichen Anstrengungen des geraeinsamen
Diskutierens, Lernens und Handelns 3 1/2 Jahre lang auf-

gewendet, um realistische, dem Urteil der Unternehmenslei-
tung, des Betriebsrats und fachlicher Experten standhal-
tende Vorschläge zur Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen
zu konzipieren, untereinander zu vereinbaren, auszuarbei-
ten und in Zusammenarbeit mit ihren Betriebsräten und Ver-
trauensleuten durchzusetzen.

Dieser Vorgang ist nicht selbstverständlich, sondern be-
darf der Erklärung. Es ist u.E. erstaunlich, daß Arbeiter
nach den Anpassungsprozessen, die teilweise Jahrzehnte-
lange Arbeit unter den skizzierten Bedingungen ausgelöst
haben müssen,noch bereit sind, noch in der Lage sind und
noch genügend Perspektive haben, um Anstrengungenzur Ver-

änderung dieser Arbeitsbedingungenzu unternehmen und zu

diesem Zweck selbständig Ziele und Vorschläge zu formulieren,

Hätten wir, einer Tradition industrie-soziologischer For-

schung folgend, nach dem Grad der Arbeitsznfriedenheit
oder der Einstellung zur Arbeit gefragt, wären auch wir

in der Anschneiderei auf einen gewissen Grad an "Arbeits-

Zufriedenheit" (als Ergebnis von Anpassungsprozessen) und
auf eine instrumenteile Einstellung zur Arbeit gestoßen,
aber nicht auf das innovatorische Handlungspotential der
Arbeitenden und auf ihre Bereitschaft, es zur Verbesserung
ihrer Arbeitsbedingungenzu aktivieren.

Die Erklärung für die erstaunliche Resistenz des innovato-
rischen Handlungspotentials auch unter extremen Arbeits-
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belastungen ist nach unseren Erfahrungen die Existenz

von elementaren Interessen der Arbeitenden sowie die

Tatsache, daß diese elementaren Interessen durch die Ar-

beitsbedingungen verletzt werden. Solange die Bedingungen,
unter denen sie arbeiten müssen, diese Interessen ver-

letzten, solange werden die Arbeitenden auch bereit sein,
ihr innovatorisches Potential zur Veränderung dieser

Arbeitsbedingungeneinzusetzen, wenn sie eine Chance zur

Verwirklichung ihrer Ideen und zur Einflußnahme auf die
betriebliche Verwendung ihrer Vorstellungen sehen.

Im Verlauf des gemeinsamen Forschungsprozesses haben die

Arbeiter bei der Definition von Defiziten ihrer Arbeits-

Situation während der Bestandsaufnahme, bei der Formu-

lierung und Auswahl von Zielen des Veränderungsprozesses,
bei der Beurteilung konkreter Vorhaben und bei der Aus-

einandersetzung mit Vorgesetzten und Experten ihre Inter-

essen nach und nach formuliert und zur Richtschnur ihrer
Urteile und Entscheidungen gemacht. Bei der Dokumentation
des Forschungsprozesses haben wir die allmähliche Heraus-

arbeitung und Konkretisierung der Interessen der betei-

ligten Arbeiter festgehalten und dabei folgenden Katalog
elementarer Interessen zusammengestellt, der nicht nur

empirisch gesichert ist, sondern nach unserer Einschätzung
auch generelle Gültigkeit beanspruchen kann.

Nach unseren Feststellungen im Forschungsprozeß beinhal-
ten die elementaren Interessen der Arbeitenden

- das Beschäftigungsinteresse (sicherer Arbeitsplatz)
- das Einkommensinteresse (angemessener, stetiger Lohn)
- das Interesse an der langfristigen Erhaltung der Arbeits-

kraft (Optimierung der Beanspruchung bei Garantie der kör-

periichen Unversehrtheit in Arbeitsprozess)
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- das Qualifizierungsinteresse (Interesse an der Ent-

faltung und Anwendung von Qualifikationen im Arbeits-

prozeß und an ihrer Verwertung auf dem Arbeitsmarkt)

- das Beteiligungsinteresse (Interesse an der Mitwirkung
bei betrieblichen Entscheidungen, bei der Gestaltung
der Arbeitsbedingungen und des technisch-organisatori-
sehen Wandels)

- das Interesse an der Verringerung der Trennung von aus-

führenden und dispositiven Tätigkeiten
- das Interesse an angemessenen sozialen Beziehungen (z.B.
Respektierung durch Vorgesetzte und Kollegen).

Obwohl innovatorische Qualifikationen als Potential, d.h.

als Möglichkeit zu handeln vorhanden sind, wird aus die-

ser Möglichkeit nicht naturwüchsig schon Wirklichkeit. Es

bedarf im Modellversuchwie in der betrieblichen Wirklich-

keit vielmehr geplanter Anstrengungen, um die Bedingungen
für die Anwendung innovatorischer Qualifikationen herzu-

stellen. Das Vorhandenseinvon Interessen und die Tatsache,
daß diese Interessen verletzt sind und also Problemdruck

besteht, reicht nicht aus, um einen Handlungs- und Verände-

rungsprozeß in Gang zu setzen.

Wir haben daher ein Verfahren zur Organisation des Modell-

Versuchs entwickelt, das die Voraussetzungen für die Ent-

faltung der innovatorischen Qualifikation und für ihre

Anwendung bei der Verbesserungder Arbeitsbedingungen nach

den Interessen der Arbeitenden schaffen soll. Dies Verfah-

ren beruht auf vier Grundregeln:

(a) die Interessen der Arbeiter haben in allen Phasen

des Prozesses Vorrang: Sie leiten die Bestandsauf-
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nähme , die Definition von Defiziten, die Formulie-

rung und Auswahl von Veränderungszielen, die Ausar-

beitung von Problemlösungen, die Zusammenarbeit mit

Experten.

(b) Entscheidungen über die Realisierung der vorgeschla-
genen Veränderungenwerden nicht von den Arbeitern,
sondern nach den geltenden Gesetzen, Verordnungen,
Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungenvon Be-

triebsrat und Unternehmensleitung in den dafür vor-

gesehenen Gremien (paritätische Lohnkommission,

paritätischer Ausschuß Arbeitsgestaltung nach

§§ 90/91 BetrVG etc.) getroffen.

(c) Die Vermittlung, Entfaltung und Anwendung innovatori-
scher Qualifikationen kann nur in einem Prozeß ge-

lingen, der die Einheit von Lernen und Handeln her-

stellt oder - anders formuliert - das Problem des

Transfers von Gelerntem aus der Lern- in die Handlungs-
situation löst.

(d) Um das Potential innovatorischer Qualifikationen der

Arbeitenden bei der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen
nach ihren Interessen zu aktualisieren, ist ein Ver-

fahren handlungsorientierter, beteiligungsorientierter
und interessegeleiteter betriebsnaher Weiterbildung
erforderlich.

Als handlungsorientiert bezeichnen wir Lernprozesse, die

die Planung, Durchführung und Überprüfung von Handlungen
umfassen und durch Entwicklung, Erprobung und Bewertung von

1) Methodisch ist hierzu in besonderer Weise das Ver-
fahren begleitender Beobachtung geeignet, das wir
bereits in der Bergbaustudie entwickelt und seitdem
in verschiedenenUntersuchungen angewendet haben.
Es ist beschrieben in E. Fricke, W. Fricke,
"Auf dem Wege zu einer dynamischen Theorie der Quali-
fikation", a.a.O. sowie bei E. Stiegler "Kooperations-
formen bei arbeitnehmerorientierter Aktionsforschung",
Zeitschrift für Arbeitswissenschaft, Heft 3 (1977) .
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Problemlösungen auf die Verbesserung von Arbeitsbedingun-
gen zielen. Beteiligungsorientiert sind Lernprozesse, in

denen alle Beteiligten eine aktive Rolle übernehmen, indem

sie an der Formulierung von Zielen, an der Wahl der Metho-

den und am Verlauf des Lernprozesses mitwirken. Lernprozes-
se sind schließlich interessegeleitet, wenn die Lernziele

und Lerninhalte auf die Durchsetzung der Interessen der

Lernenden bezogen sind und von diesen Interessen getragen
werden.

Eine Weiterbildungskonzeption, nach der solche Lernprozesse

organisiert werden, verzichtet auf das gezielte Training
spezifischer Fähigkeiten des einzelnen Teilnehmers. Sie

folgt vielmehr dem Prinzip des ganzheitlichen Lernens, bei

dem sich alle Qualifikationen entfalten können. Dabei sind

Lernsituationen immer Gruppensituationen, weil die Ver-

einbarung und die erfolgreiche Durchsetzung gemeinsam be-

stimmter Ziele und die Entwicklung des dazu erforderlichen
solidarischen Verhaltens nur in Gruppensituationen erfolgen
kann.

Die Einheit von Lernen und Handeln, das grundlegende Prin-

zip dieser Weiterbildungskonzeption, realisiert sich in

einem Dreischritt:

- Lernprozesse sind auf die Handlungssituation bezogen.
- Das Gelernte (also z.B. ein vereinbartes Ziel, eine

Lösung und eine Strategie) stellt sich in der Handlungs-
Situation als realisierbar oder (aus verschiedenen Grün-

den, die nicht alle mit besserem Lernen zu bewältigen
sind) als nicht realisierbar heraus. Aus dem Versuch der

Anwendung des Gelernten ergeben sich Rückwirkungen auf

die Fortsetzung des Lernprozesses in einer erneuten Lern-

Situation.

- In einer erneuten Lernsituation werden Konsequenzen aus

dem Anwendungsversuch in der Handlungssituation gezogen.
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Unser Weiterbildungskonzeptinitiiert also einen perma-
nenten Lernprozeß, in dem die Arbeitenden durch die Pia-

nung, Erprobung, Ausführung und Überprüfung von Aktivi-

täten zur Veränderung ihrer Arbeitsbedingungenlernen
und dabei ihre innovatorischen Qualifikationen entwickeln

und anwenden.

3.5 Die Aktivitäten der Forscher im Prozeß

Zu den Bedingungen, die Verlauf und Ergebnis des For-

schungsprozesses beeinflußt haben, gehören auch unsere

Aktivitäten im Prozeß selbst sowie zu seiner Vorbereitung,
Planung, Organisation und Steuerung. Nicht alle haben nur

individuelle Bedeutung im Rahmen dieses einen Prozesses;

einige müssen dokumentiert werden, weil sie - wenn das

Beteiligungsverfahren weiterentwickelt und übertragen wer-

den soll - durch institutionelle Regelungen ersetzt wer-

den müssen. Was wir im Rahmen des Forschungsvorhabens als

Modellversuchbzw. als Pilotstudie angeregt und manchmal

nur durch direkte Einflußnahme durchgesetzt haben, muß ja
- wenn es generell anwendbar sein soll - ohne unsere oder
die Aktivität anderer Betriebsexterner als Beteiligungs-
verfahren in den normalen betrieblichen Alltag Eingang
finden.

Dem Forschungsteam gehörten vier Sozialwissenschaftler und
ein Ingenieur an. Der Ingenieur ist vor dem Ende des Pro-

jekts am 30. Juni 1978 ausgeschieden. Während des For-

schungsprozesses haben wir folgende Aufgaben ausgeführt:
(1) Die Formulierung des Forschungsansatzes.

(2) Die Analyse der Ausgangssituation vor Beginn des
Prozesses in der Zeit von November 1975 bis März
1976.
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In dieser Funktion haben wir neben der begleitenden Be-

obachtung von Tätigkeiten und Arbeitsabläufen traditio-

nelle analytische Methoden der empirischen Sozialfor-

schung wie Expertengespräche, Auswertung betrieblicher

Unterlagen, Organisationsanalysen etc. angewendet. Zusatz-

lieh haben Ergonomen die Arbeitsbelastungen analysiert.
Mit Ausnahme eines Anamnesebogens im Rahmen der werksärzt-

liehen Untersuchung haben wir keine schriftlichen Be-

fragungen, Tests o.a. durchgeführt, weil wir die Qualität
und Validität der Informationen und Daten, die wir während

der begleitenden Beobachtung und bei den ständigen Diskus-

sionen mit den Arbeitern in Seminaren, Arbeitsgruppen,
Projektgruppen und im Betrieb erhoben und dokumentiert

haben, höher einschätzen als die mit standardisierten Be-

fragungs- und Testinstrumenten zu ermittelnden. Es kommt

hinzu, daß es unserem Forschungsansatz widersprochen hat-

te, standardisierte Erhebungsinstrumente einzusetzen, auf

deren Konstruktion, Anwendung und Ergebnisse die Arbeiten-

den keinen Einfluß haben.

(3) Die Planung, Organisation, Durchführung und Auswertung der

Lernprozesse nach dem Konzept handlungsorientierter, be-

teiligungsorientierter und interessegeleiteter betriebs-

naher Weiterbildung.

Das bedeutete im einzelnen die inhaltliche und methodische

Planung und Betreuung von sechs Wochenseminaren, ca. 50

Arbeitsgruppensitzungen und einer Vielzahl von Projekt-
gruppensitzungen, Abteilungsbesprechungen und Arbeitsbe-

sprechungen. ' Planung und Betreuung der Lernprozesse
stellten insofern besondere Anforderungen, als sie sich
am Prinzip des offenen Curriculum zu orientieren hatten,

1) Im einzelnen werden die Stationen des Lernprozesses
in Abschnitt 4.2 dieser Kurzfassung sowie sehr aus-
führlich in Kapitel 3 des Hauptberichts beschrieben.
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um die Einflußnahme der Arbeitenden auf Ziel, Inhalt,
Verlauf und Ergebnis der Lernprozesse sicherzustellen.

Diese offene Form der Weiterbildungerfordert nach un-

seren Erfahrungen im Gegensatz zu traditionellen Lehr-

Veranstaltungen mit festem Lernziel und einem festen

Kanon von Lerninhalten erheblich intensivere, sehr
flexible und vor allem auch nach vielen Wiederholungen
nicht standardisierbare Vorbereitungen.

Im einzelnen gehörte zur Vorbereitung und Durchführung
der verschiedenen Lernprozesse die Verständigungmit
den Arbeitern über die Ausgangssituation, über ihre De-

fizite und Entwicklungsmöglichkeiten, die gemeinsame
Ausarbeitung von Entwürfen für Verbesserungen und Lö-

sungen, die Vereinbarung von Handlungsstrategien,
die Bilanzierung von Erfolgen oder Misserfolgen der ver-

einbarten Strategien und ihre erneute Anpassung an ver-

änderte Handlungsbedingungen (Rückkopplung), schließ-
lieh die Vermittlung und Stabilisierung innovatorischer

Qualifikationen und die Erweiterung des Horizonts aller
am Prozeß Beteiligten über die Probleme der Abteilung
hinaus durch Diskussion der Situation und der Rationa-

lisierungsstrategien des Unternehmens, durch Vergleiche
mit Arbeitsbedingungen in anderen Betrieben und der

dort unternommenen Anstrengungen zu ihrer Verbesserung
(mit und ohne Beteiligung der Beschäftigten), durch die

Analyse gewerkschaftlicher Strategien zur Verbesserung
der Arbeitsbedingungen in der Geschichte (Acht-Stunden-
Tag, Vierzig-Stunden-Woche) und gegenwärtig (Vereinba-

rungen der IG Metall und der IG Druck und Papier zum

Schutz der Beschäftigten vor Rationalisierungsschäden).

(4) Die Organisation des Beteiligungsprozesses in Zusammen-
arbeit mit den Arbeitern der Anschneiderei, die einige
Elemente des Beteiligungsverfahrens wie z.B. die Pro-

jektgruppen in Auseinandersetzung mit konkreten Schwie-
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rigkeiten und Hindernissen bei der Realisierung ihrer Vor-

Stellungen selbst entwickelten.

1 )Bei der Entwicklung der verschiedenen Beteiligungsformen
war jedoch auch eine intensive Kooperation mit Betriebsrä-

ten und gewerkschaftlichen Vertrauensleuten erforderlich

sowie andererseits mit dem betrieblichen Management, dem

betrieblichen Projektleiter und der Unternehmensleitung.
Die enge Kooperation mit dem Betriebsrat hat dazu geführt,
daß insbesondere der Humanisierungsbeauftragte des Betriebs-

rats und sein Vorsitzender die Ausweitung des Beteiligungs-
Verfahrens auf andere Abteilungen der Peiner AG befürwortet

und durchgesetzt haben. Schon Mitte 1978, d.h. ein Jahr

vor Abschluß der Betriebsvereinbarung über die Mitwirkung
der Beschäftigten bei der Veränderung von Arbeitsplatz,
Arbeitsablaufund Arbeitsumgebung, haben der Humanisierungs-
beauftragte des Betriebsrats und dann auch die beiden Sicher-

heitsingenieure der Peiner AG Projektgruppen in verschiede-

nen Abteilungen von Werk III gebildet, beispielsweise zur

Entwicklung einer neuen Regelung für die Einteilung der

Beschäftigten zur Früh- und Mittagsschicht, zur Verringerung
2)

von Schichtarbeit.

Die notwendige Zusammenarbeit mit den betrieblichen Vor-

gesetzten des mittleren Managements in Beteiligungsfragen
konzentriert sich in der Spätphase des Projekts vor allem

auf den Versuch, über die verbale Zustimmung hinaus die
aktive Förderung der Projektgruppen durch die Vorgesetzten
(insbesondere Meister und Abteilungsleiter) zu erreichen.

Es war und ist bis heute sehr mühsam, die betrieblichen

Vorgesetzten dieser Ebene dazu zu bewegen, die Beschäftigten

1) Siehe dazu Abschnitt 4.2 dieser Kurzfassung»
2) Die Initiativen des Betriebsrats, der Sicherheits-

ingenieure und der Unternehmensleitung zur Ubertra-
gung von Projektergebnissen in andere Bereiche der
Peiner AG werden in Abschnitt 6.1 der Kurzfassung
berichtet.
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über die vorhandenen Projektgruppen früh in ihre Pia-

nungen einzubeziehen und ihnen Gestaltungsspielräume
zu eröffnen. Diese Schwierigkeiten sind trotz der För-

derung des Beteiligungsverfahrens durch den betrieb-

liehen Projektleiter, der der Vorgesetztemittlerer
technischer Angestellter ist, noch nicht überwunden.

Da sie die geplante Übertragung des Beteiligungsver-
fahrens auf alle Abteilungen und Werke der Peiner AG

erschweren, wenn nicht gefährden, sollen die Wider-
stände von Teilen des mittleren Managements gegen das

Beteiligungsmodell in einem Modellversuchzur Ent-

Wicklung eines Verfahrens beteiligungsorientierter
Weiterbildung von Führungskräften des mittleren Manage-
ments bei der Peiner AG diskutiert und nach Möglichkeit
überwunden werden. Dieser Modellversuch wird seit dem
1.4.1979 in Zusammenarbeit mit Pädagogen aus dem Aus-

bildungsZentrum der Stahlwerke Peine-Salzgitter bei

der Peiner AG durchgeführt. Er dient zugleich der

Systematisierung und Fortführung der Umsetzung von

Projektergebnissen - insbesondere der übertragbaren
Elemente des Beteiligungsverfahrens - im Unternehmen.

(5) Aktivitäten im Zusammenhang mit dem Veränderungsprozeß,
d.h. bei der Anregung, Organisation und Kontrolle be-
trieblicher Maßnahmen zur Verwirklichung der von den

Beschäftigten ausgearbeiteten Vorschläge für die

Verbesserung und Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen.

Auf diesem Feld waren die Schwierigkeiten, den Prozess

zu organisieren, aufrechtzuerhalten und abschließend
so zu stabilisieren, daß er selbständig weitergeführt
werden kann, am größten. Sie betrafen insbesondere

(a) die Einführung der Projektvorhaben und -vorschlage
in den betrieblichen Entscheidungsprozeß
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(b) die Gewährleistung einer zeitlich und sachlich

angemessenen Ausführung der Projektvorhaben
durch den Betrieb

(c) die Anregung eines innovativen Verhaltens bei

mittleren technischen Angestellten und betrieb-

liehen Vorgesetzten, damit sie aktiv Möglich-
keiten zur Verbesserung von Arbeitsbedingungen
wahrnehmen, fördern und den Beschäftigten dabei

Gestaltungsspielräume einräumen.

Wir möchten diese Schwierigkeiten an einigen Beispielen
verdeutlichen und dabei besonders herausarbeiten, wo

wir uns bei der Planung des Prozesses geirrt haben und

wo andererseits strukturell bedingte Schwierigkeiten
und Widerstände bestehen, die auch bei einer besseren

Planung oder bei einem "richtigeren" Vorgehen ohne Auf-

gäbe des Beteiligungsprinzips gegenwärtig nicht ausge-

räumt bzw. überwunden werden können.

Um die Einführung der Projektvorhaben und -vorschlage
in den betrieblichen Entscheidungsprozeß zu organisie-
ren, hatten wir im Projektantrag ein sogenanntes Be-

triebsteam vorgesehen, in dem Vertreter des Unternehmens,

des Betriebsrats, der am Prozeß beteiligten Beschäftig-
ten und des Forschungsteams miteinander beraten sollten,
welche Vorhaben realisiert werden könnten und welche

nicht. Dies Betriebsteamhatte keine Funktion im Prozeß,

und es hat nie getagt. Nach dem Abschluß der Betriebs-

Vereinbarung gemäß §§ 90/91 BetrVG zum 1.4.1976 war das

auch nicht mehr nötig, weil mit dieser Betriebsverein-

barung ein mit Vertretern der Unternehmensleitung und

des Betriebsrats paritätischbesetzter Ausschuß geschaf-
fen wurde, der unter anderem die dem Betriebsteamzuge-
dachten Aufgaben voll übernahm - allerdings mit dem

Unterschied, daß an seinen Beratungen die am Projekt
beteiligten Arbeiter und Wissenschaftler auch dann

nicht teilnahmen, wenn Projektvorhaben zur Beratung
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anstanden.

Diese Lösung kann im Interesse des Projekts und der

Übertragbarkeit seiner Ergebnisse nur begrüßt werden.

Sie schloß von vornherein aus, daß irgendwelche pro-

jektspezifischen Entscheidungsgremien im Betrieb ent-

standen, die mit den Regeln des Betriebsverfassungs-
gesetzes nicht vereinbar gewesen, auf die Laufzeit des

Projekts begrenzt, daher ein Fremdkörper im betrieb-

liehen Entscheidungsprozeß geblieben wären und auf

diese Weise die Realisierung von Projektergebnissen
ebenso wie ihre Übertragbarkeit erschwert statt ge-

fördert hätten. Zusätzlich hätte die Gefahr bestanden,

Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats zu umgehen und

dadurch zu gefährden, daß sie Gruppen von Beschäftig-
ten übertragen werden, die weder legitimiert noch in

der Lage sind, sie wahrzunehmen.

Soweit die formale und institutionelle Seite des

Problems der richtigen Einführung von Projektvorhaben
in den betrieblichen Entscheidungsprozeß. Sehr viel

schwieriger war ein zweiter Aspekt des gleichen Pro-

blems zu lösen, der mit der ungleichen Verteilung
2)

von Gestaltungsmacht im Betrieb zusammenhängt. Hier

stand das Projekt vor einem wirklichen Dilemma, jedoch
haben wir möglicherweise und mit der sehr wirksamen

Unterstützung des betrieblichen Projektleiters einen

Ansatz zu einer übertragbaren Lösung entwickelt. Die-

se Lösung betrifft natürlich nicht die Aufhebung des

1) Es gab eine Ausnahme, als der Leiter des Forschungs-
teams zur Erläuterung eines Projektvorhabens zeit-
weise an einer Ausschußsitzung teilnahm,

2) Das betriebliche Machtungleichgewicht ist auch durch
die verschiedenen Formen der betrieblichen und der
Unternehmensmitbestimmung nicht aufgehoben worden.
Die Mitbestimmungsregelungen haben allerdings die Ilög-
lichkeit des unkontrollierten Gebrauchs der betrieb-
liehen Gestaltungsmacht auf einigen Gebieten einge-
schränkt.
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betrieblichenMachtungleichgewichts, sondern nur eine

mögliche Form der Realisierung von Beteiligung unter den

Bedingungen betrieblichenMachtungleichgewichts.

Zunächst standen wir bei Beginn des Beteiligungsprozes-
ses vor einem Dilemma: Einerseits hielten wir es für er-

forderlich, den Arbeiterinnenund Arbeitern einen Frei-
räum zu schaffen, in dem sie ohne die Anwesenheit ihrer

Vorgesetzten, d.h. frei von dem üblichen betrieblichen

Autoritätsdruck, die Defizite ihrer Arbeitssituation be-

stimmen, wünschenswerte und mögliche Veränderungenver-
einbaren und sich über ihre Interessen verständigen konn-
ten. Aus diesem Grund hatte zwar der Meister der Abteilung
Zutritt zu allen Projektveranstaltungen (er nahm auch
an dem ersten Wochenseminar, an vielen Sitzungen der Ar-

beits- und Projektgruppen sowie an allen Abteilungsbe-
sprechungen und Abteilungsversammlungen teil), doch haben
wir darauf geachtet, daß die übrigen betrieblichenVorge-
setzten und sonstige nicht in der Abteilung Beschäftigten
von den Seminaren und auch von den ersten Sitzungen der

Arbeitsgruppen fernblieben.

Angesichts der Erfahrung, daß die Arbeiterinnenund Arbei-
ter auch ohne die aktuelle Anwesenheit ihrer Vorgesetzten
und sonstiger Angestellteroder Fachleute von Restriktio-

nen, Befürchtungen, Ängsten und Mißerfolgsorientierungen
bei der Ausarbeitungalternativer Konzepte zur Gestaltung
ihrer Arbeitsbedingungenbehindert wurden, halten wir
dies Verfahren auch heute noch für richtig. Insbesondere

die Sorge, dem Betrieb Kosten zu verursachen,und die Er-

Wartung, daß die betrieblichenVorgesetzten Vorschläge
ablehnen würden, drohten viele innovative Vorstellungenim
Keim zu ersticken.

Andererseits schloß dies Vorgehen die betrieblichen Vorge-
setzten und Fachleute von der Entwicklung der Projektvor-
haben aus. Sie hatten acht Monate nach Beginn des Projekts
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noch keine Kenntnis von geplanten Verbesserungsvorhaben.
Das hatte den entscheidenden Nachteil, daß sich ein Teil

von ihnen gegen die Realisierung von Projektvorhaben wehr-

te, nachdem sie in den Arbeitsgruppen ausformuliert, dem

Betriebsrat zur Verhandlung im paritätischen Ausschuß nach

§§ 90/91 BetrVG übergeben, dort verhandelt und von Betriebs-

rat und Unternehmensleitung gebilligt worden waren. Trotz
der Unterstützung des Projekts durch Betriebsrat und Unter-

nehmensleitung führte der Widerstand der Angestellten aus

dem Bereich des mittleren technischen Managements zu erheb-
liehen zeitlichen Verzögerungenbei der Realisierung von

Projektvorhaben und schließlich zu einer Krise des Projekts
2 )

um die Jahreswende 197 6/7 7 und Anfang 1977. Sie konnte
erst überwunden werden, nachdem die Unternehmensleitung
aufgrund einer Intervention des Projektträgers im Juni

1977 einen betrieblichen Projektleiter ernannte und den Be-
triebsdirektor des Unternehmens mit dieser Aufgabe betraute.
Damit war der betriebliche Projektleiter in der Hierarchie
des Unternehmens direkt unterhalb der Vorstandsebene ange-
siedelt und hatte ausreichend Vollmacht und Kompetenz, den

Fortgang des Projekts zu fördern.

Der betriebliche Projektleiter regte als erste organisato-
rische Maßnahme ein sog. Angestelltentreffen an, zu dem
sich regelmäßig alle vier Wochen alle betrieblichen Vorge-
setzten und Experten aus den mit der Durchführung der Pro-

jektvorhaben befaßten oder noch zu befassenden Fachabtei-
lungen sowie ein bis zwei Vertreter des. Betriebsrats trafen.
An diesen Angestelltentreffen nahmen regelmäßig der Pro-

jektingenieur und der Leiter des Forschungsteams teil, doch
hatten sie aus Projektsicht und unter dem Aspekt der Be-

1) Übrigens war auch der Betriebsrat bei der Ausarbeitung
der ersten Vorhaben in der Anfangsphase des Projekts
nicht beteiligt. Die daraus resultierenden Mißverstand-
nisse und Verstimmungen konnten mit dem Betriebsrat je-doch erheblich schneller ausgeräumt werden als mit eini-
gen Vertretern des mittleren Managements.

2) Siehe dazu ausführlich Abschnitt 3.3 des Untersuchungs-
berichts.
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teiligung der Arbeitenden an betrieblichen Entscheidungen
den Nachteil, daß die Arbeiter der Z II von der Teilnahme
an den Angestelltentreffen ausgeschlossen waren. Der be-

triebliche Projektleiter wollte sie auch als Beobachter

nicht zulassen, geschweige denn als Vertreter der von ih-

nen ausgearbeiteten Vorschläge und Verbesserungsvorhaben.
Diese Funktion mußten stellvertretend für sie die Vertre-

ter des Projektteams wahrnehmen.

Immerhin hatten die Angestelltentreffen den Vorteil, daß

hier ein zentraler Ort für die zeitliche und sachliche

Organisation der Realisierung von Projektvorhaben durch

die zuständigen Fachabteilungen geschaffen war. Die Aus-

führung der von Betriebsrat und Unternehmensleitung nach

den Vorschlägen der Arbeiter beschlossenen Vorhaben war

jetzt eher gesichert. Zusätzlich stellten sich die Ver-

treter des Projekts der Kritik der Angestellten und konn-

ten auch auf diese Weise dazu beitragen, Verständnis für

die Ziele und die Vorgehensweise des Projekts und insbe-

sondere des Beteiligungsverfahrens bei dem Teil der Ange-
stellten zu wecken, der ihm noch skeptisch gegenüberstand.

Das Dilemma, von dem eingangs die Rede war, bestand in

folgenden teilweise konfligierenden Erfordernissen:

(a) In der Anfangsphase des Beteiligungsprozesses brauchten

die Beschäftigten einen von Autoritätsdruck und Re-

Striktionen möglichst freien sozialen Raum, um Kon-

zeptionen zur Verbesserung und Gestaltung ihrer Ar-

beitsbedingungen auszuarbeiten und untereinander ab-

zustimmen.

(b) Die betrieblichen Vorgesetzten und Fachleute sind

teilweise für die Ausarbeitung von Gestaltungsvor-
schlagen, in jedem Fall aber für ihre Realisierung
nicht zu entbehren. Es ist daher erforderlich, sie

in den Beteiligungsprozeß einzubeziehen.
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(c) Das ist nur möglich, wenn die betrieblichenVorge-
setzten und Angestellten des mittleren Managements

erkennen, daß die Eröffnung von Gestaltungsspiel-
räumen für die Beschäftigten im Beteiligungsprozeß
zwar die Form der Kooperation mit ihnen verändert,
daß sie aber nicht ihre Position als Vorgesetzte
verletzt.

(d) Diese Erkenntnis wird erleichtert, wenn die betrieb-

liehen Vorgesetzten und Fachleute die Erfahrung
machen, daß sie das Beteiligungsverfahren ebenso

wie die ihnen unterstellten Arbeitnehmer nutzen kön-

nen, um sich an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingun-
gen nach ihren Interessen zu beteiligen: Auch Vor-

gesetzte sind abhängig Beschäftigte und haben durch

die Arbeitsbedingungenverletzte Interessen.

Wir sind der Auffassung, daß wir im Laufe des Forschungs-

Prozesses eine Möglichkeit zur Lösung dieses Dilemmas,
d.h. zur Organisation von Beteiligungsprozessen unter den

Bedingungen des betrieblichen Machtungleichgewichts und in

Übereinstimmung mit den normativen Rahmenbedingungen sowie

den repräsentativen Formen der Interessenvertretung ent-

wickelt haben. Sie besteht - sehr verkürzt gesagt - in der

Kombination des Verfahrens zur Beteiligung der Arbeitenden

an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen nach ihren Inter-

essen mit der Einführung eines Weiterbildungsmodells für

Führungskräfte des mittleren Managements, das ihre inno-

vatorischen Qualifikationen fördert und sie damit befähigt,
den ihnen unterstelltenBeschäftigten Gestaltungsspielräume
zu eröffnen und gleichzeitig das Beteiligungsverfahren auch
zur Einflußnahme auf die Verbesserung ihrer eigenen Arbeits-

1) Zu diesem Zweck werden durch die bereits mehrfach zitier-
te Betriebsvereinbarung zur "Beteiligung von Arbeitneh-
mern an der Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsablauf
und Arbeitsumgebung" vom 1.7.1979 in allen Abteilungen
der Peiner AG Projektgruppen aus durchschnittlich vier Be-
schäftigten eingeführt. Siehe den Text der Betriebsverein-
barung in Anlage 2 dieser Kurzfassung.
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bedingungen nach ihren Interessen anzuwenden. Der Entwicklung
und Erprobung dieses Weiterbildungsmodells dient das bereits

erwähnte Forschungsvorhaben, das wir seit dem 1.4.1979 bei der

Peiner AG durchführen.

4. Der Prozeßverlauf

4.1 Übersicht über die Prozeßgeschichte

In der folgenden Übersicht haben wir die verschiedenen Aktivitä-

ten und Vorschläge der am Prozeß Beteiligten sowie wichtige Er-

eignisse und Entscheidungen im unmittelbaren Umfeld des Forschungs-
Projekts zusammengestellt. Die Handlungen und Vorschläge der Be-

teiligten sind nach ihrem jeweiligen Schwerpunkt dem Lern-, Be-

teiligungs- oder Veränderungsprozeß zugeordnet worden, die Ein-

flüsse aus dem Umfeld wie auch die Aktivitäten zur Stützung des

Prozesses finden sich in der Rubrik Rahmenbedingungen. Außerdem

haben wir die Prozeßgesenichte in sieben Phasen unterteilt, nach

denen auch die Darstellung des Projektverlaufs in Kapitel 3 des

Hauptberichts gegliedert ist. Der Leser kann die knappen Infor-

mationen der Übersicht durch Lektüre des entsprechenden Kapitels
im Hauptbericht ergänzen und sich dabei an der gleichen Gliede-

rung orientieren.

Zugleich enthält die folgende Übersicht Hinweise auf die im Pro-

zeß erzielten Ergebnisse wie auch auf die nicht durchsetzbaren

Forderungen und Vorschläge der Beschäftigten. Auch hier sind die

Informationen nur knapp und stichwortartig, können aber durch

Lektüre der ausführlichen Darstellungen im Hauptbericht ergänzt
werden. Angaben zu den materiellen Verbesserungen der Arbeits-

bedingungen finden sich vor allem in Kapitel 7 des Hauptberichts,
die BetriebsVereinbarung zur Anwendung und Weiterentwicklung
des Beteiligungsverfahrens in der Peiner AG ist in Abschnitt 4.5

des Hauptberichts dargestellt, die Ergebnisse zu Lohnfragen in

Abschnitt 8.3.

1) Weitere Informationen finden sich in Abschnitt 6.1 der
Kurzfassung sowie in Abschnitt 6.55 des Hauptberichts.
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Übersichtüber den zeitlichen Ablauf und die wichtigsten Inhalte von Lernprozeß, Beteiligungsprozeß, Veranderunqs-

prozeg und RahmenbedingungenIm Forschungsprojekt

Erste Phase "Bestands- und Kontaktaufnahme"

Zeitraum

1975
Oktober

Novenfcer

Dezenter

1976
Januar
Februar

März

April

l£mprozeß

o Beginn der Zusarmenar-
arbeit von Wissen-
scnaftlem, Arbeitern
und Angestelltenbei
der Bestandsaufnahne

rieteiligungsprozeß

o I.Abteilunqsbesprechung:
- Vorstellungdes Pro-

jekts
- Zustuntungzur Durch-

fuhrung
- Erste Veränderungsvor-

schlage

o Beteiligungbei der be-
gleitendenArbeitsbeob-
achtung in Werk I

o WerksarztlicheBegehung
der 2 II mit Vertrauens-
leuten und Betriebsrat

o Bestimmungdes Arbeits-
systenwerts nach dem Ver-
fahren des IPA durch Ver-
trauensleute, Betriebs-
rate und Angestellte.

o 2.Abteilunqsbesprechung:

Vorbereitungder ersten

BuckebergerArbeitswochen
o Beratung der Ergonomen
bei der Messung des Hai-

Veränderungsprozeß

o Sanmlung erster Ver-

änderungsvorsohläge

o Hallenfahrverbot für

große Dieselstapler
nacn der schlechtenBe-
urteilung der Hallenluft
durch die Beschäftigten
der Z II bei der Ermitt-
lung des Arbeitssystem-
wertes

lenläntpegels, des Maschi-
nenlärms, der Tenperatur,
der Iuft, der Beleuchtung
des Staubes und der ölne-
bei durch das Ergonomie-
Zentrum der Stahlwerke
Peine-Salzgitter

Rahmenbedingungen

o 1.Angestelltentreffen:
Informat-ion über das For-

schungsprojekt

o Vfegen Arbeitsnangel in Werk
I 5 Entlassungen

o Einrichtungeiner Unfall-
station in Werk I

o Vertrag mit dem Betriebs-
ärztlichenDienst der Stahl-
v^rke Peins-Salzgitterzur
betriebsarztl. Versorgungd.

Beschäftigtender Peiner AG
o 6 Entlassungen im Werk I
o Erhebung der Fertigungsko-
sten in der Anschneiderei
durch das Institut fur Pro-
duktion und Automationder
Fraunhofer-Gesellschaft,
Stuttgart

o Erster Zwischenbericht
o Betriebsvereinbarungüber
den paritätischenAusschuß
nach §§ 90/91 BetrVG
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Zweite Phase "Entwicklungder Konzepte für Innovationenund Klärung der Beziehungen zwischen den am

ForschungsprozeßBeteiligten"

Zeitraum Lernprozeß Beteiligungsprozeß Veränderungsprozeß Rahmenbedingungen

1976
Mai

3 Erste BückebergerAr-
beitswoohen (BAW):

3 Erste BückebergerAr-
beitswochen (BAH) :

GemeinsameInteressen
in der Lebens- und
Arbeitssituation
Entwurf erster Kon-
zepte für die Gestal-
tung der Arbeitsbe-
dingungen
Besichtigungder Glas-
fabrik Heye in Cbern-
kirchen

- Planung der Arbeit u.

der Veränderungspro-
zesse

- Vorschlag zur Siehe-
rung von Lahn und Be-
schäftigungim Zusam-

menhang mit dan Pro-
jekt (Abschluß einer
Betriebsvereinbarung)

Juni

Juli

o 3.Abteilunqsbesprechung

August

Klärung der gemeinsamen
Interessen

o Die Teilnehmerder Ar-
beitsgruppenbesieht!-
gen Werk III, um die
dortigen Lohnregelun-
gen sowie technischeu.
organisatorische L6-

sungen kennenzulernen

o Drei Einrichterund
ein Vorarbeiterwer-
den in vier Unterwei-

sungen durch den Lei-
ter der Lehrwerkstatt
auf das Anlernen der
Maschinenarbeiterzum
Werkzeugwechselnvorbe-
reitet

3 3.Abteilungsbesprechunq:
- Ergebnisse^»r I.BAW
- Zusammensetzungder
Arbeitsgruppen

1. und 2. Arbeitsgruppe
Technik (ACTlT
- Diskussionalternati-
ver Transportsysteme

- Konzeptiontechnischer
Veränderungen

Septenfcer 3.und 4.Arbeitsgruppe
Technik (ACT);
- Ablehnungalternati-
ver Transportsysteme
durch die Arbeitsgrup-
pe

- Diskussionder Hallen-
erweiterung durch Ver-

legung eines Bundes-
bahngleises

- Vorbereitungder II.
BAW

Vorschlägezur Lärmbekäm-

pfung
- Vorschlageiner zentra-

len Späneab- und Kühlmit-
telzuführung

- Belüftungund Beheizung
der Halle

- Änderung der Entlohnungs-
méthode (Gruppen- statt
Einzelakkord)

- Änderung der Arbeitstei-
lung

o Der Abteilungsleiter der
Z II läßt einen Sitz an
einer Spitzmaschinean-
bringen und erproben

o Konzeptionder Werkzeug-
Wechsler

o Konzeptionhöhenverstell-
barer Maschinenarbeits-
platze

o Konzeptionlärmarmer Hei-
nigung der Transportée-
hälter

o Konzept zur Mechanisie-
rung des Aufmutterns

o Präsentationdes Projekt-
Standes tn der Gutachter-
Sitzung des ProuekLtràgers
Humanisierungdes Arbeits-
lebens in Salzgitter

o Arbeitsräume für Projektar-
beit auf dan Werksgelânde
eingerichtet

o Antrag des Betriebsleiters
für eine Werkzeugausgabein
der Z II

o Freiwillige Teilnahme der
Beschäftigtender Z II an
einer werksärztlichenUn-
tersuchung

o Kunststoffgitterrosteai^
höhenversteilbareStandflä-
chen an Maschinen vorge-
schlagen

o Vorschlag zur Erprobung
eines Stensit2esan Maschi-
nen

o Vorschlag zur Konstruktion
einer Därmtiaube gegen Fall-
geräuschebei Transport-
behältem

o Vorschlag, Rutschen und
Sandwichbleche zur Minde-
derung von Fallgeräusdhen
zu verbessern

o Test: Kippen der Transport-
behälter zur Peinigung auf
einer Gunmiirette: unzurei-

chend
Vorschlag: Kippvorrichtung

o Konflikt eines Maschinenar-
belters mit einem Vorarbei-
ter führt zu seiner Entlas-
sung

o Widerstand der Vorgesetzten
gegen Vorstellungenund An-

Sprüche der Arbeiter; die

Fälligkeit zur Entwicklung
neuer Ideen wird den Arbei-
tern bestritten, die Teil-
nähme an Projektveranstal-
tungen erschwert.



- 64 -

Dritte Phase "Erste Ergebnisse, Konflikte und Widerstände"

Zeitraum Lernprozeß Beteiligungsprozeß Veranderungsprozeß |Rahnenbedrngungen
—I

1976
Septeirber

Oktcoer

November

Dezenter

o Zweite Buckeberger u.
Peiner Arbeitswochen:

- Grundlageninformatio-
nen über Trim, -wir-

kung und -oekampfung
- Durchsetzungsstrate-
gien

- Arbeitsteilung in d.
Z II

- Akkordberechnung
- Betriebsbesichtigung
bei VW-Wolfsburg: er-

goncmische Gestaltung
von Maschinenarbeits-
platzen, Arbeitsmog-
lichkeiten der Ver-
trauensleute, Entloh-
nung bei Arbeits-
erweiterung
ACT 5 und AGA 1 (Ar-
beitsgruppeArbeitsor-
ganisation)
- Besichtigungeines

Werkzeugmagazins in
Werk III und Werk I

o AGL 1 (Arbeitsgruppe
Lohn) :

Inforrationsaustausch
über Akkordregeln, -be-
rechnung und -verhalten

o 4Abteilungsbesprechung:
Austauschder Seminarer-
gebnisse zwischen den
Teilnehmern; Information
der übrigen Kollegen

o AST 6 und AGA 2:
- Besichtigungvon Werk-
zeugdisposition und
-magazm in Werk I

- Bericht des Betriebs-
loiters über d. Pia-
nung einer Werkzeug-
ausgäbe

o AGL 2:
- Information durch die
Leiterin dos Lonnbu-
ros, Zeitstudienmann
u. Meister zu Akkord-
fragen

o AGL 3:

- Informationen über
mögliche Nachteile
f. Akkordarbeiter
bei Zeitaufnahmen
mit Tonbildschau
"Die Akkordschore".

o Anlernen von vier Ma-
schinenarbeitem zum

Werkzeugwechseln
o AGL 4:
- Betriebsratinfor-

miert über parita-
tische Lohnkarmis-
sion u. paritati-
sehen Ausschuß nach

§§ 90/91 BetrVG
- Betriebliche u. ta-

rifliche Verdienst-
Sicherung u. Kundi-
gungssch'itz bei ge-
minderter Leistungs-
faiugkeit

- Ver.ahren bei Hoher-
stutungen

o Zweite Buckeberqeru.
Peiner Arbeitswochen:
- Bedingungen des Betel-

ligungsprozesses
- Durchsetzungvon Ände-
rungen

- Diskussionvon Möglich-
keiten der Entlohnung
noherer Qualifikatio-
nen bei Werkzeug-
Wechsel

o AGT 5 und AGA 1:

- Planung des Baus, der
Einrichtung und der
Arbeitsorganisation
fur Werkzeugmagazin,
Scnleifwerkstatt, Pau-
senraum. Waschecke

o 4Abteilungspesprechung:
- Verabscmedung des Vor-
Schlags zum Bau von

WerKzeugmagazin u. Pau-
senraum

- Verabschiedung des Ein-
arbeitungsplans

- Erstellung einer Ak-
kordtabelle

o AGT 6 una AGA 2:

o Plan fur die Einarbeitung
neuer Kollegen

o Plan fur Bau, Einrichtung
und Organisationeines
Werkzeugmagazins, einer
Schleifwerkstatt und eines
Pausenraums; Bau einer
neuen Waschecke

o Plan fur die Weiterbildung
von Einricntem fur War-
tungsarbeiten

o Plan for Lärmbekämpfungu.
ergonomische Verbesserung
an drei Maschinentypen

o Vorscnlag zur Einrichtung
von Larmpausen

o Übergabe der Listen fur
die Veroesserungvon 3
Maschinentypen an Schlos-
serei u. Betriebsleiter

o Bestellung eines Steh-
Sitzes

o Antrag auf Larnpausenre-
gelung an Betriebsrat
(3x10 Min. pro Schicht).

o Antrag auf Höherstufung
bei Werkzeugwechselund
Selbsteinrichten an Be-
triebsrat

- Diskussion der betrieb-
liehen u. der Projekt-
Planung zum Werkzeug-
magazin

o AGI 7:

o Erprobung einer Larmdanm-
haube zur Verringerung d.
Fallgerausche in Irans-
portbehalter: Zu hohes
Gewidit, Larmdairmung u.
Funktionsfahigkeit unzu-
reichend

- Mechanische Zufulirung
an Maschinen

- Spaneschutzan den Scna-
bemaschinen

o Beratung über die Verle-
gung des Gleisanschlusses
zur Hallenerweiterung mit
BundesbahnVertretern

o Beratung der ersten Pro-

jektgruppeBau über Bau-
maßnahmen

o Beratung mit dan Leiter
der Arbeitsvorbereitung
über Verfahrenbeim Akkord

o AGT 8:

o Übergabe der Vorscnlage
zum Bau des Werkzeugma-
gazins, der Schleifrjerk-
statt, des Pausenraums
an Betriebsrat und Vor-
stand

- Beratung mit dem Leiter
der Bauabteilung über
Baumaßnahmen

o AGA 3 und 4:
- Einarbeitung und Anler-

nung zum Werkzeugwechsel
- Arbeitsorganisationin I

Werkzeugmagazin und l
Scnleiferei I

- Bericht des Betriebsrats
über das Ergebnis des I
paritätischenAusschus-p
ses nach §§ 90/91 BetrVG
zu Werkzeugmagazin,
Scnleiferei, Pausenraum
(ebenso AGT 9 u. AGL 5)

Vorschlag zur Vergroße-
rung des Abstellplatzes
fur Transportbehälter
der Z II

Neuer Elektrostapler
mit freier Sicht vom Be-
trieb angeschafft
Beratung des paritati-
senen Ausschussesnach
§§ 90/91 BetrVG über
Bau und Einrichtungd.
Werkzeugmagazins, der
Schleifwerkstatt, des
PaLsenraums u.d. Wasch-
ecke mit positivem Be-
Schluß

o Betrieblicher Druck auf
Aroeiter, ment im Projt-.t
mitzuarbeiten

o Wechsel im Vorsitz des Be-
triebsrates; der bisherige
BetriebsratsVorsitzende
wird Bundestagsabgeordne-
ter

o Besuch des Projekts duren
den Proje^ttragor und Ver-
treter der Bezirksleitung
und des Vorstandes der IG
Metall

o 2.Angesteiltontreffen:
- Information über die Arucit
im Projekt

- Vorgesetztemeinen, die Ar-
beiter seien geistig ubei-
fordert

o Der Betriebsratstimnt Lfbei -
stunaen nur noen in dringen-
den lallen zu

o Der Vorstand halt Angcstc'1-
ten auf einer Betriebsvei-
sanmlung Mangel an Engagèrent
und Leistungsbereitschaft vor

o Besuch von 2 Vertreterndes
Vorstands der IG

o Der Betrieb plant die Anschaf-
fung einer Endenbearbeitungs-
maschine

o Beninderungder reilnanme an
Projektaktivitatenwegen Per-
sanalriangel

o Die Werkszeitungaer Salzgit-
ter AG berichtet über das Tor-
schungsprojekt

o Wagen fehlender Schlosserkapa-
zitat kaum Fortschrittebei d.
Verbesserung der Maschine n

o Die betrieblichenVorgesetzten
versucnen, einem Maschinenar-
boiter und einer -arbeiterin
wegen angeblichfehlender cig-
nung die Teiinaiine an den An-
lemmaßnahmen zun. Werkzeug-
Wechsler <>u verweigern

o Widerstandvon Betriebs- und
Werksleitergegen die Vorschld-
ge zum Bau von Wer^zeugnuga-
zin, Schleifereiund Pausen-
räum

o Wegen Lieferrückstandes dci
Z II Unterbrechung der Proiekt-
aktivitaten v.15.12.76-18.1.77.
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Fortsetzung: Dritte Phase "Erste Ergehnisse,Konflikteund widerstände"

Zeitraum Lernprozeß Beteiligungsprozeß iferanderungsproze ß Rahmenbedingungen
1976

Dezenter

1977
Januar

o Drei Maschinenarbeiter
bemuhen sich um Teil-
nähme an Schweißlehr-
gang in Werk III
(s. Mai 1978)

o AGA 4.

Organisationsplanu.
Arbeitsteilungm
Werk I

O AGL 5:

- Verfahrenbei Zeitauf-
nahmen: Das Recht auf
Informationdurch den
Zeitstudienmann

- Tariflicherund be-
trieblicherAkkord-
faktor: Information
durch Betriebsrat
und Zeitstudienmann

o AGA 5t

Aufgaben und Arbeits-
weise der Steuerungin
der Arbeitsvorberei-
tung mit Besichtigung
des Produktiansflus-
ses

O AGL 6:

Zeitartenim Akkord

AGA 3 + 4.
- Beratung des Antrags

für ein Larmbudget,
lämrpausen, Erschwer-
ni3zulagefür das Tra-
gen von Gehbrschutz
nach Stellungnahme
des Betriebsrats
(ebenso AQT 6, AGL 4)

o Pro^ektgruppanberatungen
über Maschinen und Bau-
maßnahmen

o ACT 9:
- Larmquellenin der Z II
und ihre Bekämpfung

o flCL 5:
- Entwurf von "Problem-

karten", um Akkord-
problems zu verfolgen

- Arbeitseinteilungals
Thema für III. BAW

o Projektgruppenberatun-
gen Über Baumaßnahmen
mit Vertreter der Bau-
abtat lung

o ACT 10:

Vorbereitungder III.
BAW (ebenso: AGA 5 u.
AGL 6)

o ErweiterterAntrag für
Bau und Einrichtung
eines Werkzeugmagazins,
Schleiferei, Pausenraum,
Waschecke, Einrichter-
u. Schlosserarbeits-
platz, Halleneinfahrt
u. Büros für Meister und
Werkstattsohreiberinan
Betriebsratund Vorstand.

o Antrag auf Aufstellung
eines Larmbudgets, Ein-
riohtung von Iarnpausen
u. Erschwerniszulage
an Betriebsrat

o Antrag zur Gültigkeitd.
2kg-Jtegelung (Belastungs-
Zulage) fur Muttern und
Bohrer, Schrauben mit
Muttern

o Vorschlag zur Entwicklung
und Erprobung L-irmarmer
Drahtbehalterstatt
Blechbehàlterzum Trans-
port von Werkstücken

o Akkordtabelleist fertig
o Versuch mit verbesser-

ter Einarbeitungnoch
unzureichend

o Bestellungvon Kunst-
Stoffgitterrosten als
hdhenverstellbareStand-
flachen

o Bestellungeiner
Schnellbremse für eine
Schabemaschine

o Entwicklung larmgedajmr
ter Preflluftzylmder
fur Anschneidmaschinen
in der Betriebsmittel-
konstruktion

o Beginn der thtoauarbeiten
in der Halle nach Genen-
migung des Antrags
durch Vorstand u. Be-
triebsrat

o Überholungder Flachbak-
kenwalze

o Keine Einigung über Be-

Zahlung des Werkzeug-
wechselns u. Erweiterung
der 2kg-Rsgelung in der
paritätischenLohnkcnr
mission, Überweisungan
Vorstand und Betriebsrat
zur erneuten Verhand-
lung.

o Betriebsleiter, Meister u
Einrichter besichtigenEn-
denbearbeitungsmaschine
beim Hersteller

o Zweiter Zwischenbericht

o Personalabteilungmeldet Zu-
standigkeit für Einarbeitung
an

o Ungeduld der Arbeiter flw
Z II über ausbleibendeVer-
besserungen

o Personalknappheitund Lei-
stungsdruckin der Z II, Dis-
kussicn über bevorstehende
Entlassungen im Unternehmen

o Schwarzes Brett für Projekt-
mitteilungen in der Z II

o Zentrale Organisation
Schlossereiund der Elektro-
Werkstatt im Unternehmen

o Versuch des Betriebsleiters,
einen Maschinenarbeiteran
der Teilnahme am Seminar zu
hindern, scheitert am Wider-
stand des Forschungsteams.
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Vierte Phase "Erprobung vcn Beteiligungsformen"

Zeitraun Lernprozeß Beteiligungsprozeß Veranderungsproze ß Rahmenbedingungen
1977

Februar

März

o Dritte Buckeberger
und Peiner Arbeits-
wochen (BÂTÔ7
- Leistungsdruck

durch Kastendruck
u. Arbeltsplanung

- Lehn, Leistung, Per-
tigungskosten

- Arbeitsplanung für
Z II und Werk I

- Betriebsbesichti-
gung Armaturenfa-
brik Grche, Menden
und Hemer: Mitbe-
Stimmung; Verbesse-
rungsvorschlage, Ar-
beitsbedingungen
(Lohn, Absauganla-
gen, Spanetrans-
port, Werkzeugma-
gazin)

o AGL 7:

Ermüdung bei der Ar-
beit

April o Unterweisungvon zehn
Maschinenarbeitem ijn
Werkzeugwechseln

o ACT 12:

Ergonomische Grundbe-
griffe

o Besuch der Projekt-
gruppe Maschinen auf
der Hannover-Messe

o Dritte Bückebergerund
Peiner Arbeitswochen
(BAW):
- Möglichkeitender Be-
teiligungbei der Ar-
beitsplanungund Per-
tigungsfeinsteuerung
in der Anschneiderei

- Funktion und Arbeits-
weisen der Projekt-
gruppen

o Projektgruppenberatungen
mit Meister und Betriebs-
leiter über die Einrieb-
tung des Werkzeugmaga-
zins.

o Projektgruppenberatun-
gen mit Firmenvertretern
über Kauf vcn zwei

Schleifmaschinen und
Werkzeugschranken

o ACT 11:

Verbesserungen an Maschi-
nen: Arbeitsliste fur
Schlosserei

o AGA 6:
- Überarbeitungdes Ein-
arbeitungsplans

- Anlernen zum Werkzeug-
Wechsel

- Maschinenbelegungsta-
fei (Fertigungsfein-
Steuerung)

o 5.Abteilungsbesprechung:
- Gründung neuer Projekt-

gruppen
- Diskussionder Vor-

schlage der III. BAW
und der Arbeitsgruppen

Beratungen der Projekt-
gruppen über Baumaßnah-
man, Einrichtungen, Lärm-
bekampfungmit Bauabtei-
lung u. Ergonomen; über
Maschinenbelegung

o AGA 7:

- Aufgaben und Kriterien
fur die Personalaus-
wähl fur die Arbeit
un Werkzeugmagazin

o AGL 9:
- Beratung mit Betriebs-

rat übet die Möglich-
keit, Arbeiter als
Sachverstandige bei
lohnfragenin der Lohn-
kommissionzu hören

o Vorschlag zur Verbesse-
rung bzw. Stillegungder
Muttembohrmaschinen

o Vorschlag fur Plantafel
zur Maschinenbelegungu.
Arbeitseinteilung(Mit-
Wirkung an der Ferti-

gungsfeinsteuerung)
o Vorschlag fur offene

fortlaufendeAuftrags-
mengenfortschreibung

o Vorschlag fur Schonar-
beitsplatzim Werkzeug-
magazin

o Vorschlagfur Zeitlohn
mit Mitbestimmungbei
der Vereinbarungvon
Leistungsmengen

o Einbau von 25 Preßluft-
Schalldämpfern

o Bestellungvon fünf Pro-
bedrahtbehaltem

o Erprobungvon Stehsitzen
an Maschinen, ungunstig
wegen fehlender Knie-
freiheit

o Fertigstellungder neu-

en Büros fur Meister u.

Werkstattschreiberin
o Vorschlag: Akkorddurch-

schnitt fur Arbeiten an
der Richtmaschine

o Antrag fur einen Projekt-
Schlosser

o Eine Selbsteinrichterin
erhalt eine höhere Stamm-
lohngruppe

o Lärmpegel in den Büros
65 dB(A), weitere Lärm-
dämmungsmaßnahmen

o Neuer Einarbeitungsplan
als Antrag an Betriebsrat

o Antrag zur Entfernungder
automatischenFlachbak-
kenwalze aus der ZU

o Antrag, den Greifräum an
einer Mutternbohrmaschi-
ne zu verkleinernund die
Arbeitsdauerwegen hoher
Belastungen zu begrenzen

o Erprobung einer verbesser-
ten Spaneschutzhaube an
einer Schabemaschine

o Schnellbremsean Schabe-
maschine erprobt: zu-

friedenste1lend
o Bau von larmgedammten

Rutschen

o Erprobungder Drahtbehal-
ter

o Erprobung der Kunststoff-
roste als Standflachen
an Maschinen

o Betriebsleiterhindert
einen anderen Maschinen-
arbeiter an der Seminar-
teilnähme. Nach Interven-
tion des wissenschaftli-
chen Projektleiters Teil-
nähme vom 2. Tag an möglich
AngedrohteKündigung nach
Einschaltungdes Werks-
arztes zuruckgenemren, da
Fehltage durch Rucken-
schmerzenbeim Arbeiten
an der Muttembohrmaschine
bedingt waren.

o Besuch von Vertreternder
IG Metall und des Projekt-
tragers

o 40jdhrigesJubiläum von
zwei Arbeitern der An-
Schneiderei

o 2 Präsentationdes Projekts
in einer Gutachtersitzung
des Projekttragershumani-
sierung des Arbeits±ebens
in Peine

o Wahl der Arbeitnehmerver-
treter zum Aufsichtsrat

o WerksarztlicheBegehung
der Z II

o 3.Angestelltentreffen
- Bericht über den Stand
der Arbeiten im Projekt

- Planung der Zusanrnenar-
beit bei weiteren Ver-
anderungen

o Beratung mit dem Betriebs-
rat bei der Bezirksleitung
der IG Metall über Tarif-
fragen

o Begehung der Anschneiderei
mit Ergoncmendos Ergono-
miezentrumsder Stahlwer-
ke Peine-Salzgitter

o Einfuhrungvon Zeitlohn
mit Ißistungsbezug in Werk
II und III (unabhängig vom
Projekt)
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Fortsetzung: Vierte Phase "Erprobung von Betciligungsformen"

Zeitraum Lernprozeß Beteiligungsprozeß Veranderungsproze ß ! Fahmenbedingungen
1977

Mai

Juni O AGL 11 :

leste Anteile an den
Vorgabezeiten

o Beratungender Projekt-
gruppen über technische
Maßnahmen an Masciiinen,
Baumaßnahiren, Maschinen-
belegung, Drahtbehalter

o AGT 13:
- Beratung mit Betriebs-

mitte lXonstrükteur
über neue Muttembohr-
maschine

- Beratung mit Betriebs-
leiter über neue Enden-

bearbeitungsmaschine
o AGL 9:

Ausarbeitungeines An-

trags für Erholungspau-
sen

o AGA 8:

Arbeitsplatzbeschreibung
Waage
Vorbereitungder Abtei-
lungsversammlung (eben-
so AGL 9)

o 6.Abteilunqsbesprechung
Beratung über ergonattt-
sehe Analyse fe Maschi-
nenarbeitsplätze und wei-

tere Anträge

o ACT 14 und 15:
- Iärmbekämpfungsmaßnah-
men

- Angebote für Endenbe-
arbeitungsmaschinen

o AGL 10 und 11:
Vorschlag zur ^ferbesse—
rung der Putzzeiten

O AGA 9 und 10:

Belastungswechselund Ar-
beitseinteilungan Ma-
schinen

o Projektgruppenberatungen
zu Banmaßnahmen, länrbe-
kämpfung

o Beratung mit Herstellern
von Sitzen über Sitz-
möglichkeitenan Maschi-

o Acht Maschinenarbeiter
beantragenhöhere Statrtn-
lohngruppe für Werkzeug-
wechseln

û Beratung im paritätischen
Ausschuß nach §§ 90,91
BetrVG über: Schlosserka-
pazitaten für Z II (2
Schlosser werden bewil-
ligt); Antrag auf Nut-
zung des Pausenraune zum

Frühstücken; ausreichen-
der Lärmschutz für Werk-
zeugmagazin, Schleiferei
und Pausenraum; Schwarz-
weißschrdnke für die An-
Schneiderei

o Zeichnung und Kostenvor-
anschlag für Gleisver-
legung liegen vor

o Erprobungeines stehsit-
zes für Maschinen:unzu-
reichend

o Kippvorrichtungfür Mit-
tem entfernt wegen ho-
her Larmbelastung

o Erprobungneuer Prall-
bretter

o Lärmbudgetbei günstiger
wirtschaftlicherSitua-
tien zugesagt, Lämpau-
sen u. Erschwerniszulage
vom Vorstand abgelehnt

o Belastungszulage für Ge-
Wichte ab 2 kg bei
Schrauben mit Muttern be-
willigt, bei Bohrern mit
Muttern abgelehnt

o Antrag: Arbeitsplatz
Waage als Schonarbeits-
platz

o Automatische Flachbacken-
walze entfernt

o Antrag: Besetzung und Auf-
gabenverteilungin Werk-
zeugmagazinund Schleif-
Werkstatt an Betriebsrat

o An den Muttembahrautana-
ten sind Leitern ange-
bracht worden

o 2 weitere Probedrahtbe-
hälter bestellt, einer
mit Holzboden

o Der Betrieb stellt
Werkzeugmacher als
Schlosser fur Projekt
arbeiten frei

o RegelmäßigeBesprechung
mit Hutranisierungsbe-
auf tragtem des Betriebs-
rates, ebenso mit Vor-
standsassistent

o Begutachtung der Anschnei-
derei und der Làrmbe-
känpfungsmaßnahmendurdi

! zwei Lärmexpertendes
! Projektträgers Huianibiu-

rung der Arbeit

o ErgoncnascheAufnahmen an

den Mutternbohrmaschinen
durch das Ergonomiezentrum
der StahlwerkePeine-Salz-
gitter

o Betriebsvereinbarungzur
Sicherung von Lohn und
Beschäftigung im Zusammen-
hang mit Projektergebnis-
sen abgeschlossen

o 25jähriges Jubiläum eines
Arbeiters m der Anschnei-
derei

o 4Angestelltentreffen:

- Projektbeauftragtedes
Betriebeswerden
benannt

- Zusage zur Durchführung
der iÄrmbekänpfungsniaß-
nahmen bis 30.10.77

- Einrichterweiterbildung
- Drei Schlosser für Pro-
jektarbeiteneingesetzt

o Spezialistüberprüft Lärm-
danrnungsmöglichkeiten an
Getrieben

o Verhandlungenüber Sozial-
plan und Entlassung von
Angestellten

o Werk I hat Absatzschwierig-
keiten und produziertauf
Lager
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Portsetzung: Vierte Phase "Erprobung von Beteiligungsformen"

Zeitraum Lernprozeß Beteiligungsprozeß Veränderungsprozeß Rahmenbedingungen

1977

Juli

o Diskussionder Arbeiter
mit 20 Studenten aus Wup-
pertal über Hag Projekt

o AGT 16:

Anforderungender Ar-

beitsstattenverordnung
und der Ergonomenzu
Sitzmoglichkeiten

O AGL 12:

Bestandteilevon Zeit-
aufnahmen

August o AGA 12:

Folgen monotoner Arbeit
o AGL 13:

Entschlüsselungder Co-
dierung von EDV-Karten
bei Aufträgen aus Werk
III, um Vorgabezeitund
Lohngruppe zu erkennen.

Septenfcer o Anlernen weiterer Werk-
zeugwechsler

o Abteilungsversamnlung:
- Rechte nach EetrVG,
MTV und betrieblichen
Regelungen

- Akkordregelungen.

o Vorschlagfür die Wei-

terbildungder Schlosser
zur Lärmbekämpfung

O AGA 11:

Vorschlag, Arbeitsbespre-
cnungen zur Arbeitsein-
teilung durchzuführen

o Arbeiter schreibenBrief
an den Betriebsratund
bitten um Beschleunigung
der Entscheidung über
die Entlohnungbei Wsrk-
zeugwechsel

o Beratung mit Firmenver-
treter über Làrndamma-
terial

o Beratung der Projektgrup-
pen über technische Ver-

besserungen, Sitze an Ma-
schinen (mit Firmenver-
tretern), Baumaßnahmen

o Besichtigungeiner En-
denbearbeitungsmaschine
beim Hersteller

o AGT 17 und 18.

Ergcciomische Gestaltung
der neu zu kaufendenMa-
schinen

o Bericht der Ergonomen
über Analyse der Muttern-
bohrmaschinen

o Beratung der Projektgrup-
pen über eine Lärmschutz-
wand für Einrichterar-
beitsplatzeund über die
Enderibearbeitungsmaschi-
ne mit Firmenvertretern

o AGT 19 und 20:

- Kippvorrichtungzur Be-
halterreinigung

- Verbesserungder Spane-
schutzhaube

- Hebevorrichtungfür
Walzen

- Angebote zur Endenbear-

beitungsmasohine und
Mutternbohrmaschine

o AGL 14 und 15:
- Vorbereitungder Abtei-

lungsversammlung
O AGA 13 und 14:

o Einarbeitungsplanan Be-

triebsrat und Personalab-
teilung

o Erprobung Lärmgedammter
Rutschen

o Beratung der Lohnkonmis-
sion: Höherstufungdes
Werkzeugwechselnsund
Selbstemrichtens posi-
tiv entschieden

o Ausarbeitungeines War-
tungsplans für die Z II

o Vorstand stunnt den vor-

gelegten Planen der AGT
fur einen neuen Typ Mut-
tembohrraaschine zu

o Signiermaschinemit ICC-
109 dB(A) Arbeitsgerauscb
ahne Beratung mit den Ar-
beitem in der 2 II auf-
gestellt,
Protest der Belegschaft
gegen dieses Verfahren

o 5.Angestelltentreffen:
Weiterarbeit an Projekt-
vorschlagen

o 25jahriges Jubiläum von
zwei Arbeiternder 2 II

o Abschluß eines Interes-
senausgleichs und eines

Sozialplans fur die Pei- |
ner AG !

o Bestellungvon drei Pro-
besitzen für Maschinen
und sechs weiteren Sitzen

o Pausenraum fertig
o Antrag auf erweiterten

Stellplatz für Transport-
behalter nach Stellung-
nähme des W=rksleiters
von Ausschuß nach §§ 90,
91 BetrVG abgelehnt

o Das Werkzeugmagazinwird
eingeräumt

o Drahtmattentestauf Fede-
rung und Larmentwicklung
bei Wurfgerauschen (Ergo-
nomiezentrum)

o Prallbrettersind fertig
o Weitere Testdrahtbehalter

o Abteilungsversammlung:
Antrage an Betriebsrat
zu Akkordproblemen

o Probetrichterfür Mut-
tembchrautcmaten :

nicht einsetzbar

o Antrag zur Aufstockungder
Projektmittelan den Pro-
jekttràger

o Erste Kündigungenüber den
Sozialplanim Unternehmen.
Auch ein Maschinenarbeiter!
aus der Z II steht auf deri
Entlassungsliste. Der Be-
triebsratwidersprichtmit
Erfolg

- Kritik an ergonomischen
Analysen der Muttern-
bohrmaschinen

- Beschreibungder Arbeits
platze durch Maschinen-
arbeiter

o Planung der Einrichterwei-
terbildung

o Beratung der Projektgrup-
pen

o Besuch der AßT auf der EM3
(Werkzeugmaschinenmesse)
in Hannover
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Fünfte Phase "Strategieprobleme"

Zeitraum Lernprozeß Betealigungsprozeß Veranderungsprozeß Rahmenbedingungen
1977

Oktober
o Vierte Buckeberqeru.

Peiner Arbeitswochen:
- Zusannenarbeit mit
Interessenvertretern

- Wahrnehmingvon Rech-
ten

- Erfahrungenin Humani-
sierungsprojekten(Be-
rieht von Blaupunkt)

- GemeinsamesAkkord-
verhalten

o Anlernen der Maschinen-
arbeiterinnenzum Werk-
zeugwechseln

Novsrber o 7.Abteilunqsbesprechung;
- Ermüdung und Erholung
- Informationsaustausch
über Ergebnisseder
IV.BAW/PAW

- Verabschiedungder zu
stellendenAntrage und
Verbesserungsvorhaben

o AGL 16:
- Erfahrungenmit Kon-

trollaufnahmen im
Akkord

- Kurzarbeitund ihre
Bezahlung

o Vierte Bückebergerund
Peiner Arbeitswochen:

- Mitbestimmungbei der

Arbeitseinteilung
- Vorschlage zur Arbeit
des Betriebsrats

- Vorschlag zur Einfüh-
rung wöchentlicher Be-
sprechungenvon Vertrau-
ensleutenund Beleg-
schaft (30 Min.)

o Verbesserteergonomische
Aufnahmenan Maschinen
mit einem Ergonomendes
ErgoncmieZentrums von
P+S

o Diskussionder Anforderun-
gen an eine Endenbearbei-
tungsmaschinein einem
Team mit Vertreternder
Herstellerfirma

o Beratung der Projektgrup-
pen über ergonomischeAna-
lysen und BaumaBnahnen

o Vorbereitungsgruppefür
die Abteilungsbesprechung

o 7.Abteilungsbesprechung!
- Anregungen zur Verbesse-
rung der Betriebsrats-
arbeit

- Diskussiondes Vernal-
tens bei Zeitreserven im
Akkord; Verabredung ei-
ner gemainsanenStrate-
gie gescheitert

- Planung der probeweisen
Beteiligungan der Fer-
tigungs feinsteuerung
(Maschinenbelegurgsbrett;
Maschinenauftragsbrett)

o Planung der Einrichterwei-
terbildung

o Beratung der Projektgrupp.
über Endenbearbeitungsma-
schine, rertigungsfemsteu-
erung, Kapselungder Mut-

ternbohrautomaten, Sitze
an Maschinen

o ACT 21 + 22:

- Larmkapselung der Mit-
ternbohrautomaten we-

gen damit verbundener
Arbeitserschwernisv.d.
Arbeitern abgelehnt.

- Diskussion alternativer

Konzepte fur eine En-

denbearbeitungsmaschine
- Konzeptionenfur Spane-
transport

o AGA 15:

- Planung walterer ergono-
mxscher Analysen

- Vorbereitungder Ar-

beitsbesprechungenzur
Arbeitseinteilung (eben-
so:AGL 16)

o Überprüfungder Probesitze
durch zwei Ergonomen mit
Hilfe der Maschmenarbei-
ter

o Meister und Betriebslei-
ter lehnen die Tteilnabme
eines Maschinenarbeiters
an einer Fahrt zu einem
Herstellervon Endenbe-
arbeitungsmaschinenab

o Ausschuß nach §§ 90,91
BetrVG berat arbeits-
organisatorischeGestal-
tung von Werkzeugmagazin
und Schleiferei: die be-
antragte Zahl von Ar-

beitsplatzenwird verrin-

gert, dem Schonarbeits-
platz im Magazin wird im

Prinzip zugestinmt, eben-
so einem lemarbeitsplats
Für den Arbeitsplatzan
der Waage soll eine Ar-
beitsablaufstudie ge-
macht werden.

o Bestellungeiner Probe-
einheit fur eine neue
Muttembohrmas chine

o Bestellungvon 250 Draht-
behaltem

o Vorschlag,einen zweiten
Elektrostapler zu kaufen

o VerbesserterDrehntnen-
tenschlüsselvorgeschla-
gen

o Erprobung angebauter Sit-
ze an Maschinen: fur zwei

Maschinentypenbrauchbar
o Antrag für 30 Minuten Min-

desterholungszeitenpro
Schicht an Betriebsrat

o Vorschlag zur Bereitstel-
lung eines zweiten Stap-
lers

o Letzter Probedrahtbehal-
ter bestellt

o Erprobung von Rutschen
an Maschinen

o Schwarz-weiß-Schranke
werden aufgestellt

o Erprobung des gekröpften
Drehmomentenschlüssels:
erleichtert die Arbeit;
30 Stück werden ange-
fertigt

o Sitz an der RLchtraa-
scnine gelungen; Pro-
besitze an Maschinen:
Verbesserte Schlosser-
arbeiten notwendig; ein
Probesitznicht verwend-
bar

o Zusage des Unternehmens,
die Einrichterweiter-

bildung zweimal msnatl.
bis zum 1.4.1978 durch-
zufuhren, jedoch nur bei
50%iger Bezahlungder
aufzuwendendenZeit.

o Die 2 neuen Schleifma-
schinen entsprechen
nicht den gestellten
Anforderungenund sol-
len zurückgegebenwer-
den.

o Beschichtungvon Draht-
behaltem mit Kunststoff
zur weiteren Minderung
des Lärms wagen der ho-
hen Kosten nicht möglich

o Berufsgenosseiischaft pmft
Weiterbildungum Schlos-
ser zur Larmbekanip',ing

o Larmgutachterprüft Lärm-
bekanpfungsmaßnahm in
der Anschneiderti in Auf-
trag des Projekttrageib

o 2.Berichtuoer das For-

schungsprojektin der
Werkszeitung des Konzerns

o Betriebsratund Vorstand
verhandeln. Betriebsrat
will Kurzarbeit, der Vor-
stand Entlassungen in
Wsrk I wegen schlechter
Auftragsläge. Sie einigen
sich auf Beantragungvon
Kurzarbeitab Januar 1978.
Die Peiner AG ist die
letzte Schraubenfabrikin
der BED, die Kurzarbeit
einfuhrt.

o Der wissenschaftlicheBe-
gleiter des Projekttra-
gers Humanisien.mgdes
Arbeitslebens fur das Pro-
jekt besucht die Peiner AG

o Die Zusamtienlegung von
Werk II und III ist abqe-
schlössen

o Der Betriebsrat lehnt die
Entlassungvon 22 Arbei-
tem u. Angestelltenaus
Werk I ab

o Betriebsvereinbarung, riaR
Arbeiter wie Angestellte
keine Arbeitsunfahigkeits-
bescheimgung bis zu zwei

Fehltagenvorzulegen
brauchen

o In der Dreherei in Werk I
wird der Akkord durch Zeit-
lohn mit Leistungsbezug |
abgelost (äußern.d.Projekts)

o Der Betriebsleiterkriti-
siert in einer Betriebs-
versatrmlung u.a. das For-
schungsprojekt. Betriebs-
rat und wissenschaftlicher
Projektleiterweisen die
Kritik zurück.

o 6.Angestelltentreffen:
- Diskussionüber die Ver-

antwortlichkeit der An-
gestelltenbei der Durdv
fuhrung der Veranderun-
gen

o Der Betriebsleiberverlaßt
das Unternehmen auf eige-
nen Wunsch.
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Fortsetzung: Fünfte Phase "strategieprobleme"

Zeitraum Lernprozeß Beteiligungsprozeß Verandarungsprozeß Rahmanbedingungen

1977

Dezenter

1973

Januar

Februar o Erste Weiterbil-

dungsveranstaltung
für Einrichteru.
Vorarbeiterder zer-

spanendenAbteilun-
gen. Mangels Lehr-
kräften und wegen un-
zureichenderorgam-
satorischer Vörberei-
tung durch den Betrieb
fand zunächst (bis Fe-
bruar 1979)keine wei-
tere Veranstaltung
statt.

o Meister und Betriebslei-
ter lehnen wiederum die
Teilnahme eines Maschi-
nenarbeiters an einer ge-
neinsamen Fahrt 2um Her-
steller einer Endenbear-
beitungsmaschine ab.
Vertreter des Herstel-
lers kamen daraufhin
nach Peine, der abgewie-
sene Maschinenarbeiter
nimmt an der Besprechung
mit ihnen teil, außerdem
noch zwei Einrichter,

o Weitere ergonomischeAna-
lysen der Belastungenan
Maschinen

O AGA 16:

- Vorbereitungder Ar-
beitsablaufstudie an
der Waage

- Tätigkeitsbeschreibung
des Kontrollarbeits-
Platzes

o Erprobungvon Arbeits-
Schutzmitteln :
- Demonstrationder Anpas'
sung von persönlichem
Gehörschutz

- Test verschiedener Ar-
beitshandschuhe

o AGT 23:

- Planung der Spänetrans-
portanlage

o AGL 17:
- Bericht des Betriebs-

rats über Beschlüsse
der Lchnkcmnission
vom Dezember

o Prcoektgruppenberatungen
über Maschinenbelegung,
Endenbearbeitungsmaschine

o ASA 17:

- Einarbeitungan der En-
denbearbeitungsmaschine

- Belastungszulage bei
Werkzeugwechselbeim
Betriebsratgefordert
(ebenso AGL 17)

o AGT 24:
- Ausstoßvorrichtungfür
Walzen

- Spänetransportanlage
o Lärmmessungen

o GemeinsameSitzung aller
drei Arbeitsgruppen
- Beendigungder AGA u.

AGL
- Gründung der AG Ergono-
mie (AGE)

- Vteiterarbeit im Projekt
- Vorbereitung der V.BAW
- Angestelltenweiterbil-
dung

o Einrichterweiterbildunq:
- Forderungnadi voller
Bezahlung u. Durdifüh-
rung mit pädagogisch
qualifizierten Lehr-
kraften

o Zweite Schnellbremse für
die zweite Schabemaschine
ist bestellt.

o Der Betriebsratmahnt die
Arbeitsablaufstudiefür
den Waagearbeitsplatz an

o Die Lohnkcrtmission hat von

7 Antragen der Z II einen

vertagt, einen an den
Vorstand verwiesen, einem

Teilantrag (2kg-Begelung
für GrubenhakenM 36) und
dem Aushang der Obersicht
mit festen Anteilen an den

Vorgabezeiten zugestimmt
5 Anträge abgelehnt.

o Bestellungeines Decken-
krans fur den Ein- und
Ausbau von Walzen

o Bestellungvon 9 Sitzen
für Walzen und Spitzma-
schinen

o Antrag zum Bau einer Kipp-
Vorrichtung fur eine ge-
räuscharmeReinigungder
Transportbehälter

o 7.Angestelltentreffen:
- Zeitliche und sachli-

ehe Koordinationder
von den Fachabteilungen
durchzuführendenArbei-
ten, damit die Projekt-
vorschlagezügig reali-
siert werden können

o Versetzungvon vier Ma-
schinenarbeiternaus der
Z II wahrend der Kurzar-
belt in Werk I zum Auf-
bau des Zwischenlagers
in Werk III

o Antrag für den Kauf einer

Spänetransportanlage
o Aufstellungder Probeein-
heit für eine neue Muttern-
bohrmaschine

o Der Meister erprobt eine

Ausstoßvorrichtungan einer

Walze ohne Erfolg. Er be-

teiligt die Arbeiter
nicht.

o 250 Drahtbehälter in Er-
probung

o Der Bewilligungsantrag
für die Endenbearbei-
tungsmasdiine soll vom
Betriebsleiterfür den
Ausschuß nach §§ 90,91
BetrVG gestellt werden

o Wegen unzureichender Lärm-
Schutzwirkung wird statt
einer Wand ein geschlos-
sener Raum für Einrich-
tor- und Schlosserar-
beitspldtzeentworfen
und bestellt.

o Probleme mit der Schlos-
serei bei der Anpassung
der 9 Sitze an die Ma-
schinen

o Vereinbarungmit dem Be-
trieb zur Durchführung
der Einrichterweiterbil-
dung

o Die Beschlüsseder Lohn-
kcmnissionwerden in dor
Z II nicht ausgeführt, da
der Meister und die Ar-
beitsvorbereitungvom
Werksleiterkeine Anwei-
sung erhalten haben.

o Nachzahlungen für Werk-
zeugwechsler werden bean-
tragt

o Das Hebezeug an den Walzen
(Deckenkran) ist angebaut

o Kurzarbeit in Werk I

o Planung der Weiterbildung
für das mittlere Manage-
ment

Wiederholungder Lam-
messung duren das Urgono-
miezentrumP+S

o Die Geuerkschaftsmitglie-
der wählen zum ersten Mal
direkt 22 Kollegen in die
Vertreterversammlunt; der
IGM

o 8Angestelltentreffen:
- Stand der Arbeiten zur

Durchfuhrung der Pro-

jektvorhaben.
o Die Berufsgenossenschaft
kann wegen Überlastung
ihrer SchulungsstatLe
die Weiterbildungzur
Lärmbekämpfung für Sdilos-
ser nicht durchfuhren

o 3. Zwischenbericht

o Kurzarbeitin Werk I, Per-
sonalknappheitin der Z II

o Die Sicherheitsingenieure
planen die Anwendung der
Beteiligungzur Lärmbe-
kanpfung in Werk III

o Kandidatenaufstellunq für
den Betriebsrat; aus Werk
I kandidieren 10 von 45
Kandidaten, davon 3 aus d.
Anschneiderei; von 3 Frauen
kenrnen 2 aus Werk I, eine
aus der Z II.

o 2 Betriebsleiter una der
Werksleiterbesichtigen
eine Endenbearceitungsma-
schine.
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Fortsetzung: Junfte Phaso "Strategieprobiene'

Zeitraum

1978

Februar

Lernprozeß

März

April

Mai o Der Ausschuß nach §§
90,91 BetrVG lehnt den
Antrag von 3 Maschi-
nenarbeiternauf Tteil-
nähme an einem Schweiß-
lehrgang ab, da ihre Ar-
beitsplatze in Werk I
z.Zt. nicht gefährdet
seien und fur Werk I
Arbeiter gesucht wer-
den (die Arbeiter hat-
ten sich seit Dezember
1976 um teilnähme am
Schweißkursbemüht).

Beteilngungspro^eß

o ProjtJctgruppenberatun-
gen ?u Akkordproblemen

o ACT 25:
- Erprobung der Muttern-
bohrmaschine

o Arbeitsgruppe Ergonomie
(AGE) 1:

- ErgonomischeAnalyse
der Anschneid-undder
Richtmasehine mit Ergo-
nan u. Sicherheits-
ingénieur

o ACT 26:

- Bestellungder Endenbe-
arbeitungsmaschine

o AGE 2:

- Verbesserungder An-
schneidmas chuen

o Projektgruppenarbeitzur
Durchsetzungder Be-
Schlüsse der Lahnkommis-
sien; Anfertigungvon
Wiegeprotokollen fur
Muttrm und Bohrer.

O AGE 3 + 4:
- Vorbereitungder V.
BAW (ebenso AGT 27)

- Qngestaltungder An-
schneidmaschine

- Analyse und Verbesse-
rung der Schabemaschi-
ne

o ACT 27 + 28:
- Absicherungvor Ratio-
nalisierungsfolgenbei
der Endenbearbeitungs-
maschine

- Umgestaltungder An-
Schneidmaschine

o Erprobungvon wochentl.
Arbeitsbesprechungenzur
Arbeitseinteilung mit
dem Meister.

o 1.u.2.Sitzung des Ar-
beitskreisesErgonomie
"i

o GemeinsameArbeitsgrup-
pensitzunq:
- Vorbereitungder V.BAW
- Rationalisierungsfol-

gen

o lest von 2 Stehsitz-Pro-
totypen eines Herstel-
lers an verschiedenen
Maschinen

o ACT 29:

- Test der Mutternbohr—
maschine

- Vorschlage zur Verbes-
serung der Wartungs-
arbeiten in der Z II.

Verdnderungsprozi ß

o 4 Arbeitsplatzanalysen
des Ergoncmen liegen vor-

o Bestellungvon Kunststoff-
matten zur Camnung der
Fallgerausche in Behal-
tern.

o 4 weitere Arbeitsplatz-
analysen de& Ergonanen
liegen vor

o Der 6.Antrag zur Erhöhung
der Stanrnlohngruppe einer

Werkzeugwecnselerinwird
gestellt.

o Bestellungder Kippvor-
richtung zum Reinigen
der Transportbehälter

o Der von der Iohnkommis-
sion beschlosseneAus-
hang in del Z II wird
dank einer nochmaligen
Initiativedes Betriebs-
rats ausgehängt.

o Erprobungder Haltbar-
keit von larmdaitmenden
Kunststoffmattenin
Iransportbehatem

o Maschxnenarbeiterlehnen
die Benutzung des Ma-

schinenauftragsbrettes
ab, auf dem die gefer-
tigten Stuckzahlenpro
Auftrag öffentlichno-
tiert werden (Gefahr der
Leistungskontrolle)

o Antrag auf Mrndesterho-
lungszeiten, beschrankt
auf Akkordarbeiter, an
Betriebsrat

o Bestellung der Endenbe-
arbeitungsmaschine.

o Antrag zur Vermeidung
von Nachteilenbeim Ein-
satz der Endenbearbei-
tungsmaschine

o Ausschuß nach §§ 90,91
BetrVG stimmt dem Kauf
der Endenbearbeitungs-
maschine zu, sichert
Schutz vor Raticnalisie-
rungsfolgen in Proto-
kollnotiz zu.

o Test einer Kippvomch-
tung zur Verringerung
des Wurfweges erfolglos
Angebote von Spanetrans-
portanlagen
Bestellungvon 40 lärm-
dämmenden Kunststoff-
matten zur Erprobung
in Transportbehältern.

~l

o Besuch eines Gutachters |
zur Trirmbekampfung im |
Auttrage des Projekttia- i
gers Humanisierungdes
Arbeltslebens

o 9.Anqestelltentre ffen

o Besuch des Wissenschaft1
Projektbegleiters ipi un-
temehmen; Teilnahme dn

eiraur Sitzung der AGE

o Bei der Betriebsratswahl
sind 2 Kandidatenaus
Werk I wiedergewähltwor-
den. Die Wahlbeteiligung
betrug 83%.

o Beide Projektschlosser sind
krank, die Verbesserungen
an den Maschinen lassen
auf sich warten - ein Pro-
jektsch lesser wird vor-

setzt.

o 3 Schlosser arbeiten fur
das Projekt, um die einqe-
tretenen Verzogerungenauf-
zuholen

o Vorstand stimmt dem Plan
zur Weiterbildungder An-

gestellten zu.

o Besuch der Wissenschaft1.
Projektbegleiterm un un-
ternehmen

o 3.Präsentation des Projekts
vor den Gutachterndes Pro-
jekttragers Humanisierung
des Arbeitsiebensin Peine

o 10. Angestelltentreffen
- Gründung des Arbeitskrei-

ses Ergonomie zur ümge-
staltung der Ansdineid-
maschine

o Überprüfungder Richtma-
schine durch die Berufs-
genossenschaft

o 11. Angestelltentreffen
- Planung eines Projekts

zur beteiligungsonen-
tierten Weiterbildung
der Angestellten.
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Sechste Phase "Verlagerung der Beteillqunqsprozesse in die betriebliche Struktur"

Zeitraun [Ernprozeß Beteiligungsprozeß \feranderungsprozeß Rahmenbedingungen

197B

Juni

o V.Büäceberger und Pei-

ner Arbeltswochen:
- Rationalisierungs-
Strategien des Un-
ternehmens

- Abwehr negativer Ra-

tionalisierungsfolgen
durch Strategien des
Betriebsrates, der Ge-
werkschaften und des
Gesetzgebers

- MJglichkeiten und Gren-
zen der Beteiligung der
Beschäftigten an der
Gestaltung ihrer Ar-
beitsbedingungen

- Streikbewegungen und
die Durchsetzung er-
streikter Ergebnisse

- Betriebsbesichtigung
bei der Fahrradketten-
fabrik Union Sils und
Go. in Fröndenberg zu

Beginn eines Humanisie-
rungsprojektes; Ar-
beitsbedingungen und
ihre Verbesserung; Ge-
spräche mit Arbeitern,
Betriebsräten, Unter-
nehmensvertretern und
Vertrauensleuten. Wei-
tergabe vcn Erfahrun-
gen aus dem Beteln-
gungsprozeß.

Juli

August

September

Oktober

i V.BÜckeberqer u. Peiner
Arbeitswochen:

- Forderungen zum Schutz
vor negativen Rationa-
lisierungsfolgen

- Erwartungen an Verge-
setztenverhalten zur
Vorbereitung der ge-
planten Angestellten-
Weiterbildung.

o Erprobung eines Verfah-
rens zum mechanischen
Aufmuttem an den An-
Schneidmaschinen

o Angebot für den Kauf
einer Mitternbchrmaschi-
ne liegt vor

o Der Spaneschutz an den
Schabemaschinen ist
jetzt perfekt.

o B.Abtellungabesprechung:
- Ergebnisse der V.BflW
- Antrage an den Betriebs-
rat

- Planung der Weiterarbeit
in Projektgruppsn, die
vcn Betriebsmitglledern
betreut werden sollen

- Es sollen alle 14 Tage
Projektbesprechungen mit
den Mitgliedern aller
Projektgruppen durchge-
führt werden, um dem
Fortgang der Arbeiten zu
koordinieren.

o Projektgruppenarbeit
zum Spanetransport, Mit-
ternbohrmaschine, Unfall-
station, Hautreaktlonen
auf Bohrol, Gewicht der
Spänebehälter.

o Projektgruppenarbeit zu

Arbeltssehutzmitteln,
Bohrcil, Spänetransport,
Mitternbchrmaschlne

o 1.+2. Projektbesprechvmg
o Erprobung vcn vier weite-

ren Arbeitsbesprechungen.

o 3.+4. Projektbesprechung
- Entwurf der Aufmutter-
Vorrichtung

o Projektgruppenarbeit zur
Anschneidmaschine

o Arbeitskreis Ergonomie

o 8 Beschäftigte der An-
Schneiderei sind über
den abgelaufenen Sozial-
plan ausgeschieden.

iç> Diskussion mit Vertrau-
ensleuten der Peiner AG
in einem Seminar über
das Beteiligungsmodell
und die Weiterbildung
der Angestellten

o Weitere Verhandlungen zur
Durchführung der Einrieb-
terweiterbiIdung

o 12.Angestelitentreffen
- Vereinbarung wdchentll-

eher Besprechungen mit
den 5 Projektbeauftrag-
ten des Betriebes

o In Werk I werden Neuein-
Stellungen vorgenommen

o In Werk III arbeitet ein
Arbeitskreis "larmbe-
känpfung im Turmbau" nach
dem Beteiligungsmodell

o 1. Sitzung oer Projekt-
beauftragten.

- Der Urbau der Anschneid-
maschine

o Antrag zur Durchführung
des Wartungsplans; War-

tung als Aufgabe der
Einrichter

o Antrag, vier weitere Ar-
beitsbesprechungen zur

Arbeitseinteilung mit
dem Meister durchzufuh-
ren.

o Unbau des UStarbeits-
Platzes

o Ablehnung der höheren
Stanmlohngruppe für
Werkzeugwechsler durch
den Vorstand, stattdes-
sen gespaltene Stantn-
lohngruppe(§10,4d MIV]

o Die Personalabteilung
lehnt die Anwendung
des Etnarbeitungsplanes
ab, sie halt die beste-
henden Bestiüiramgen für
ausreichend.

o Die Kippvorrichtung zur
lärmarmen Behält£rreini-
gung ist erfolgreich
im Einsatz

o Erneutes, erweitertes An-
gebot für eine Muttern-
bchrmasdune liegt vor.

o Erprobung des Wartungs-
plans, jedoch nicht im
vorgegebenen Rhythmus

o Eine Anlage zur Be- und
Entlüftung fur die An-
Schneiderei ist bestellt.

o Erprobung einer Kippbüh-
ne zur Verringerung des
Greifraune beim Ablegen
an den Walzen.

o Erprobung vcn Kühlmitteln
an Maschinen (Bohröl,
-emulsion)

o Erster Probelauf der urnge'
bauten Anschneidmasciiine

o Die Fortführung der Ar-

beitsbesprechungen wird
vom Betrieb abgelehnt.

o Erneutes Angebot einer
Firma zur Späneentsorgung

o Besuch eines Unternehmers
aus Hannover zur Informa-
tion über das Beteiligungs-
modell

o Iàmmessung des Ergoncmen:
Fallgerausche mit und ohne
Matten in Blech- und Draht-
behaltem

o 13.Angestelltentref fen

o Wsrksarztliche Untersu-

chung von Hauterkrankun-
gen durch Bohrol.

o Der Betriebsleiter hat
seine Zusage, eine Pia-
nung für den Einbau der
Spanetransportanlage vor-
zubereiten und mit der
Projektgruppe zu bespre-
chen, nicht eingehalten.

o 14.Angestelltentreffen
- Spanetransport u. Kühl-
mittelentsorgung

- Wartungsplan.

o Der Betriebsleiter spricht
sich aus Wirtschaftlich-
keitsüberlegungen gegen
die Anschaffung einer
Muttembohrmaschineaus.
Ein Antrag ist noch nicht
gestellt.
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Fortsetzung Sechste Phase "Verlagerung der Beteiligungsprozessein die betrieblicheStruktur '

Zeitraum

1978

Oktober

November

Dezember

Iemprozeß

o VI. BückebergerAr-
beitswochen:
- Die historischeEnt-
Wicklung und die Ver-
besserungder Arbeits-
bedingungenin den
letzten 40 Jahren
durch die Anstrengun-
gen der Arbeiterbe-
wscTuncr

Beteiligungsprozeß

o 9.Abteilunqsbesprechung:
- Vorbereitungder VI.
BAW

- Spane transport
- Mutternbohrmaschine
- Arbeitsbesprechungen
- Einarbeitungan der En-

denbearbeitungsraaschine
- Wartungsplan
- Einrichter-u. Vorge-

setztenweiterbildung.

o 5. Projektbesprechung
- Beratung des Filmpro-

jekts
- Ablehnungder Muttern-
bohrmaschinedurch
den Betrieb

o Projektgruppenberatung
über Zeitlohn mit Lei-
stungsbezug, Spanetrans-
port, Mutternbohrmaschine

o ARE 6

- Bohrdl
- Urbau der Anschneidma-

schine
- Auâmittereinrichtung

(Zeichnung)
- Kippvorrichtungzur
Verringerungdes Greif-
raums an der Walze

- NeuentwicklungMittern-
bohrmaschine,nachdem d

Veranderungsprozeß

o Antrag zur Einführung
ständigerArbeitsbespre-
chungen an Betriebsrat

O Ttest der umgebautenAn-
schneidmaschinein der
Z II

o Wartungsrundgang in cter
Z II.

0 Der Betrieb lehnt den Kauf
der Mittembohnnaschine
aus Kostenuberlegungen
(Werkzeuggrundausstattung)
ab und schlagt Neuentwick-
xuny vtjr

o Einbau der Be- und Entlüf-
tungsanlagein der Z II

o Vorschlagefür Zeitlohn mit
Leistungsmitbestutirung

o Wartungsrundgangin der
Z II.

Vorstand das Konzept der
ACT aus KostengnJnden
abgelehnt hat.

o Besichtigungeiner Spane-
transportanlage in Braun-
schweig

o VI. BuckebergerArbsits-
woche.

- Planung und Aufbahren
zum Projektfilm

- CBglichkeitenund Ver-
einbarungen zur Siehe-
rung der Projektergeb-
nisse.

o Filinaufnahirenin der An-
schneidere!

o Wartungsrundgangin der
Z II

Rahmenbedingungen

o IS.Angestelltentxeffen
- Mutternbohnnaschin<-
- Spanetransportanlage
- Einarbeitung an der Cn-
denbearbeitungsmaset une

- Drahtbehalter und Lärm- '

dantnatten
- Wartungsplan und Cm-
richtÊrweiterbildung

o Besuch des wir-Film-
teams in der Anschnei-
derei zur Vorbereitung
der Filmarbeiten über
das Beteiligungsmodell

o Diskussionmit Vertrau-
ensleuten der Peiner ÄG
in einem Seminar zur Hu-
mamsierung des Arbeits-
jbebens iiv^pr das BeteiXi~
gungsntdell und die Vor-

gesetztenweiterbildung.
o 16.Angestelltentreffen

1
- MutternboJirmaschine
- Spanetransportanlage
- Wartungsplan
- Anschneidmaschine

o 17.Angestelltentreffen
- Diskussionund Verab-
schiedungdes Wartungs-
plans nach mehrmonatiger
Erprobungin der Z II.
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Siebte Phase "Die Lösung der Wiasenschaftler aus dem Prozeß"

Zeitraum

1979

Januair

Februar

Mir*

April

Mai

Juni

Juli

LarnprozeS

o Beginn der Elnrich-
terweiterbildunq..Ge-
plant sind für die 10
Teilnehmer aus den bei-
den zerspanenden Ab-
teilungen Z I und Z II
insgesamt 80 Stunden
Weiterbildung nach
einem Programm, an

dessen Ditwurf die
Einrichter beteiligt
waren.

BeteiligungsprozeS

o lO.Abteilunqsbesprechung

o Fortsetzung der Filmauf-
nahmen.

o Beratung der Projektgrup-
pen rait ihren betriebli-
chen Betreuem zur Enden-
bearbeitungsmasdiine,
Spänetransport, Muttern-
bohrmaschine und Einfüh-
rung von Zeitlohn mit be-
scxiderem Leistungsbezug.

o Die Arbeiter kritisieren
die bisherige Arbeit der
Projektgruppen mit den
betrieblichen Betreuern
und lütosiii :

- bessere inhaltliche u.

zeitliche Vorbereitung
- die Vereinbarung von
Ihemen vor der Sitzung
der Projektgruppen

- die Leitung der Pro-
jektgruppensitzungen
durch einen Arbeiter

- Diskussion von Vorha-
ben statt Mitteilung
von Entscheidungen u.
Konzepten durch Vorge-
setzte und Experten.

o Ab 1.7.1979 gilt eij« Be-

trlebsvereinbarung, nach
der auf Vorschlag der ge-
werkschaftlichen vertrau-
ensleute in allen Abtei-
lungen der Peiner AG Pro-
jektgruppen geschaffen
werden können; sie haben
für ihre Arbeit bis zu 1
Stunde bezahlter Arbalts-
zeit pro Woche zu Ihrer
Verfügung.

Veränderungsprozeß

o Wartungsrundgang in der
Z II.

o Wartungsrundgang in der
Z II.

o Umstellung der Maschinen
in der Z II, um den Ein-
bau der Spänetranspart-
anläge vorzubereiten;
ein Teil der Maschinen
wird für vier Monate
(bis Ende Juli) in ande-
ren Abteilungen aufge-
stellt, um Platz zu
schaffen.

o Forderung,unfallträchti-
ge Prcdukte nicht zu pro-
duzieren oder sie aus
dem Akkord zu nehmen.

0 Der Kanal für die Späne-
transportentsorgungsan-
läge wird gemauert.

o Die Endenbearbeltungsma-
schine wird aufgestellt.

o Späne- und Kühlmittel-
entsorgung werden ein-
gebaut.

Rahmenbedingungen

o 18.Angestelltentreffen:
- Spänetransportanlage
- Endenbearbeltungsma-
schine

- Fertigstellung der Auf-
muttervorrichtung für
die ungebaute Anschneid-
roaschine

- Mutternbohrraaschine
(Neukonstruktion).

o Neueinstellungen in beiden
zerspanenden Abteilungen
in Werk I.

o Der Betriebsrat will den
Zeitlohn mit Leistungsbe-
zug bis Ende d.J. einfüh-
ren.

o 19.Anqestelltentreffen:
- Diskussion der Termine
an denen die letzten
Projektvorhaben abge-
schlössen sirel (Späne-
transportanlage, Enden-
bearbeltungsmaschine,
Mutternbohrmaschine,
Fertigstellung der Auf-
muttervorrichtung).

o Am Projekt beteiligte Ar-
beiter der Peiner AG be-
suchen auf Einladung des
Bundespresseamts 3 Tage
lang Bonn

o 2O.Angestelltentreffen
(siehe Februar 197B)

o 21.Anqestelltentreffen
- Diskussion der noch aus-

stehenden Vorhaben (sie-
he Februar 1979).

o 2?.Angestelltentreffen
^ ^^l elf] ^OQ l f^T^ ^ai~ 1^^^^4^ *^1^'—

steheixien Projektvorha-
ben (siehe Februar 1979)

- Kritik an der nicht aus-

reichenden Durchführung
des vereinbarten War^
tung3plans.

o 23.Angestelltentreffen
- Diskussion der noch an-

stehenden Projektvor—
haben

- Die Endenbearbeitungsma-
schine kann die volle
Produktion erst im Sep-
tenter 1979 aufnehmen,
weil die Herstellerfir-
ma die Werkzeuge noch
nicht nach den Anforde-
rungen des Betriebs ge-
baut hat.



- 75 -

4.2 Die wichtigstenStationen und Elemente des Prozesses

Die wichtigstenElemente des Prozesses waren die Wochen-

Seminare, die Sitzungen der Arbeits- und Projektgruppen,
die Abteilungsbesprechungen und Abteilungsversammlungen
sowie Arbeits- und Projektbesprechungen. Sie alle dienten

auf jeweils spezifische Weise

- der Entwicklung und Anwendung des Beteiligungsverfahrens,
- der Ausarbeitung und Vereinbarungvon Veränderungszielen
und Verbesserungsvorhaben

- der Diskussion und Vereinbarung von Handlungsstrategien
zur Realisierung dieser Vorhaben

- der Begleitung und Kontrolleder Realisierung von Ge-

staltungs- und Verbesserungsvorschlägendurch den Betrieb.

In ihrer Gesamtheit sind diese Projektveranstaltungen der

institutionelle Teil des Prozesses, in dessen Verlauf die

Arbeiterinnenund Arbeiter der Anschneidereiihre innova-

torischen Qualifikationen entfaltetund bei der Verbesse-

rung ihrer Arbeitsbedingungennach ihren Interessen ange-
wendet und entwickelt haben. Einige Elemente dieses Pro-

zesses sind projektspezifischund dienten der Erprobung
von Beteiligungsformenim Modellversuch, bei anderen sehen

wir die Möglichkeit der Verallgemeinerungund der generei-
len Anwendung unter bestimmten Voraussetzungen. Darauf

gehen wir in Kapitel (6) dieser Kurzfassung näher ein.

Die Funktion der verschiedenenStationen und Elemente des

Beteiligungsprozesses lassen sich kurz zusammengefaßt wie

folgt beschreiben:

Auf sechs Wochenseminarenerarbeiteten die Kolleginnen und

Kollegen die Bestandsaufnahmeihrer Arbeitsbedingungen,
die erste Defizitanalyse, sie verständigten sich über ihre

Interessen und die gemeinsam zu verfolgenden Ziele, sie

erstellten Zwischenbilanzen, vereinbarten Handlungsstrate-
gien mit Betriebsräten und Vertrauensleuten und gaben sich
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Rechenschaft über die Wirksamkeit der verschiedenen Be-

teiligungsformen im Prozeß. Die Seminare wurden von den

Wissenschaftlern gründlich vorbereitet, waren aber als

offener Lernprozeß geplant und standen daher der Ein-

flußnahme und Initiative der Arbeiter inhaltlich, metho-

disch und hinsichtlich der Lernziele offen. Sie hatten

neben der Vermittlung innovatorischer Qualifikationen
vorwiegend prozeßsteuernde Funktion. Im letzten Drittel

des Prozesses dienten sie der gesellschaftspolitischen
Einordnung und Bewertung des Beteiligungsverfahrens als

eines noch sehr geringen Beitrags zur Geschichte der Ge-

werkschaftsbewegungbei ihren Auseinandersetzungen zur

Verbesserung der Arbeitsbedingungenin den letzten hundert

Jahren.

In rund 50 Arbeitsgruppensitzungen konkretisierten die

Arbeiter die auf den Seminaren erarbeiteten Verbesserungs-
konzepte und Handlungsstrategien. Die Arbeitsgruppen waren

jedem Beschäftigten der Abteilung zugänglich; sie tagten
alle drei Wochen vier Stunden lang während der Arbeitszeit

und arbeiteten unter Inanspruchnahme von Experten und Fach-

wissen aus der Literatur umsetzungsreife Lösungen auf den
Gebieten Technik, Arbeitsorganisation und Lohn (später:
Ergonomie) aus. Die fertig ausgearbeiteten Verbesserungs-
vorhaben wurden dem Betriebsrat zur Verhandlung mit dem

Unternehmen in der paritätischen Lohnkommission, im pari-
tätischen Ausschuß Arbeitsgestaltung nach den §§ 90/91
BetrVG oder als Anregung zum Abschluß von Betriebsverein-

barungen übergeben.

Die Übergabe von Lösungskonzepten an den Betriebsrat, die

Vereinbarung von Handlungs- und Durchsetzungsstrategien
mit ihm sowie die Beratung des weiteren Vorgehens nach

erfolgreichen oder gescheiterten Verhandlungenmit der

Unternehmensleitung geschah auf einer Reihe von Abtei-

lungsbesprechungen oder Abteilungsversammlungen (letztere
nach § 42 (II) BetrVG). Die Abteilungsbesprechungen hatten
außerdem die Funktion, die Arbeitsergebnisse der Arbeits-
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gruppen der gesamten Belegschaft der Abteilung vorzustel-
len und mit allen Beschäftigtenabzustimmen. Es war wich-

tig, daß die Vorschläge und Arbeitsergebnissevon der

ganzen Abteilung getragen wurden und mit allen Kollegen
abgestimmt waren.

Die Beschäftigten hatten in Seminaren, Arbeitsgruppen, Ab-

teilungsbesprechungenund -Versammlungen zwar eine Initia-
tivfunktion auf der Grundlage der Individualrechte der
§§ 81 (II)und 82 (I) BetrVG, sie stimmten ihre Vorschläge
untereinander und mit dem Betriebsrat ab , aber sie hat-
ten hier wie auch in den nachfolgendenStationen des Be-

teiligungsprozesses keine Entscheidungsfunktion. Die Ent-

Scheidungen über Durchführung oder Ablehnung ihrer Vor-

schlage wurden nach den Regeln des Betriebsverfassungs-
gesetzes, der geltenden Tarifverträgeund Betriebsverein-

barungen ausschließlich in Verhandlungen zwischen Betriebs-
rat und Unternehmensleitung getroffen, nachdem sich zuvor

der Betriebsrat insgesamt (oder zumindest der Betriebs-

ausschuß) eine Meinung gebildet hatte. Auf diese Weise ge-
lang es, Individualrechte der Beschäftigtenund die Rechte
des Betriebsrats zu kombinieren; dies ist auf der norma-

tiven Ebene Ausdruck der gelungenen Kombination repräsen—
tativer und direkter Formen der Interessenvertretung im

Beteiligungsprozeß.

1) Hierin besteht der entscheidende Unterschied zur üb-
liehen Praxis des betrieblichenVorschlagswesens, das
normalerweise nur Individualvorschläge kennt und die
Möglichkeit ausschließt, daß die Beschäftigteneiner
Abteilung zur Entwicklung von Verbesserungsvorhaben
zusammenarbeiten, ihre Interessen untereinanderab-
stimmen und die möglichen Auswirkungen ihrer Vorschlä-
ge diskutieren. Auch die Entscheidung, die Vorschläge
anzuwenden oder nicht, ist - anders als im Beteiligungs-
verfahren - in das Belieben des Betriebes gestellt. Wer-
den die Vorschläge schließlich verwirklicht, fehlt den
Beschäftigten der Einfluß auf die Art der betrieblichen
Nutzung.
In Abschnitt 6.38 des ausführlichen Untersuchungsberichts
ist ein Vorschlag zur Regelung des betrieblichen Vor-
Schlagswesens enthalten, der die Erfahrungen des Peiner
Modellversuchs berücksichtigt und die genannten Nach-
teile vermeidet.
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Die zwischen Betriebsrat und Unternehmensleitung verein-

harten Verbesserungsvorhaben wurden den zuständigen Fach-

abteilungen des Betriebs zur Ausführung überwiesen. Im

Prozeß stellte es sich jedoch als notwendig heraus, die

Einhaltung der von den Beschäftigten vorgeschlagenen, von

Betriebsrat und Unternehmensleitung gebilligten Pläne bei
ihrer Verwirklichung zu kontrollieren. Zu diesem Zweck

wurden auf freiwilliger Grundlage Projektgruppen aus vier
bis sieben Kollegen gebildet, die die Verwirklichungder
in Auftrag gegebenen Vorhaben kontrollierten und begleiteten.

Es erwies sich schließlich als erforderlich, die Beleg-
schaft der Abteilung in der Phase verringerter Aktivität
der Arbeitsgruppen ab Sommer 1978 regelmäßig über den Fort-

gang der Arbeiten im Prozeß zu unterrichten. Das geschah
auf Projektbesprechungen, die freitags in der letzten hal-
ben Stunde der Frühschicht stattfanden. Darüber hinaus
fanden Arbeitsbesprechungen statt, an denen die gesamte
Abteilung teilnahm. Hier sollte in erster Linie die Ar-

beitseinteilung für die kommende Woche mit dem Meister dis-
kutiert und vereinbart werden; sie hatten außerdem die

Funktion, Informationen über bevorstehende betriebliche

Veränderungen des Arbeitsablaufs, der Arbeitsorganisation,
des Auftragsstands usw. schnell allen Angehörigen der Ab-

teilung zu übermitteln.

4.3 Die Haupthindernisse im Prozeßverlauf

Der Forschungs- und Beteiligungsprozeß fand zwar im Rahmen
eines Modellversuchs, d.h. unter gewissen Ausnahmebedin-
gungen (finanzielle Förderung durch das BMFT, Forschungs-
kapazität) statt, andererseits aber eben doch unter den
üblichen betrieblichen Rahmenbedingungen, die im Verlauf
des Prozesses ohne Zweifel das größere Gewicht hatten. Das
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zeigte sich auf vielfache Weise, unter anderem beispiels-
weise daran, daß die Unternehmensleitung ihre Zustimmung
zu Projektvorhaben immer auch von einer Prüfung der da-
raus entstehenden Kosten und Folgekosten abhängig machte.
Auch die während der Projektlaufzeit durchgeführte Ratio-

nalisierung bei der Peiner AG und ihre Auswirkungen auf

die Anschneidereiund ihre Beschäftigten sowie auf das
1 )Projekt sind ein deutlicher Hinweis, daß der Modellver-

such unter realistischen Bedingungen stattgefunden hat.

Entsprechend sind auch die Versuche zur Anwendung innova-
torischerQualifikationen im Forschungsprozeß und im be-

trieblichen Alltag, sind die Anstrengungen, Elemente des

Beteiligungsverfahrens anzuwenden und durchzusetzen und
die Arbeitenden auch außerhalb des Forschungsprozesses
an betrieblichen Entscheidungen und an der Durchsetzung
von Verbesserungen zu beteiligen, auf Widerstände und

Schwierigkeiten gestoßen. Die wichtigstenwaren
- das betriebliche Machtungleichgewicht, das durch die

begrenzten Handlungsmöglichkeitender betrieblichen

Interessenvertretung auf gesetzlicher und tarifvertrag-
licher Grundlage nicht aufgehoben wird;

- die Trennung von ausführenden und dispositiven Tätig-
keiten sowie die Taylorisierung der ausführenden Tätig-
keiten durch die herrschenden Strategien der Arbeits-

Organisation und der Arbeitsteilung;
- die Lohnform Akkord; insbesondere der Einzelakkord be-

hindert die Entwicklung solidarischen Verhaltens und

der übrigen Elemente innovatorischer Qualifikationen,
fördert im Gegenteil die Vereinzelung und die Konkur-

renz der Arbeitenden untereinander;
- die betrieblichen Rationalisierungsstrategienund ihre

Orientierung an einem einzelwirtschaftlichen Kostenbe-

1) Siehe dazu Abschnitt 3.2 dieser Kurzfassung.
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griff, der die individuellen und sozialen Kosten der

Produktion nicht berücksichtigt;

der Vorrang, den Kriterien rationeller Produktion und

ihrer Verwertung auf dem Markt bei Entscheidungen über

die technisch-organisatorische Gestaltung der Produk-

tionsprozesse vor den Interessen der Beschäftigten an

der Arbeitsgestaltung durchgängig noch haben;

die fehlenden Möglichkeitenund daraus folgend die

mangelnde Neigung und/oder Übung der meisten Experten
(Ingenieure, Sozialwissenschaftler, Arbeitswissenschaft-

1er, Werksärzte etc.), ihr Fachwissen in den Dienst der

Interessen der Arbeitenden zu stellen. Hierzu tragen
sowohl die Ausbildung der Experten bei wie die Tatsache,
daß es in der Regel die Unternehmensleitungen sind, die

Arbeitsaufträge an die Experten formulieren, vergeben
und bezahlen;

die mangelnde Übung vieler Vorgesetzter, ihre innovato-
rischen Qualifikationen und die Grundgedanken des Betei-

ligungsverfahrens zur Gestaltung ihrer eigenen Arbeits-

Situation und zur Eröffnung von Gestaltungsspielräumen
für die ihnen unterstellten Beschäftigten anzuwenden.

5. Die Ergebnisse des Forschungsprozesses

Der Modellversuchhat folgende Ergebnisse erbracht:

(1) Die Entwicklung des Beteiligungsverfahrens oder - vor-

sichtiger formuliert - einiger Ansatzpunkte und Ele-

mente zur Entwicklung eines Verfahrens, nach dem die

Mitwirkung der Arbeitenden an der Gestaltung der Be-

dingungen ihrer Arbeit nach ihren Interessen, in Zusam-

menarbeit mit ihren Interessenvertretern und in Über-

einstimmung mit geltenden normativen Regelungen organi-
siert werden kann (siehe Abschnitt 5.1).

(2) Die Entwicklung und Erprobung eines Modells handlungs-
orientierter, beteiligungsorientierter und interessege-
leiteter betriebsnaher Weiterbildung, das auf dem Prin-
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zip der Einheit von Lernen und Handeln beruht, und das

geeignet ist, die innovatorischen Qualifikationen der

Arbeitenden in Lern- und Handlungssituationen zu ent-

falten.Nachdem die Grundzüge dieses Weiterbildungskonzepts
in Abschnitt 3.4 bereits beschrieben worden sind,
stellen wir hier die im Prozess vermittelten innovatori-

sehen Qualifikationen im Zusammenhang vor {siehe Abschnitt

5.2) .

(3) Die materielle Verbesserung der Arbeitsbedingungenin
der Anschneiderei nach den Plänen der Arbeiterinnen und

Arbeiter. Sie werden in Abschnitt 5.3 aufgezählt.

(4) Die Betriebsvereinbarung über die Beteiligung von Arbeit-

nehmern bei der Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsab-

lauf und Arbeitsumgebung. Diese Betriebsvereinbaruung
schafft mit Wirkung vom 1.7.1979 die Möglichkeit, in allen

Abteilungen der Peiner AG Projektgruppen zu bilden und

überträgt damit ein wichtiges Element des Beteiligungs-
Verfahrens auf den gesamten Unternehmensbereich. Die Be-

triebsvereinbarung wird in Abschnitt 5.4 erläutert, ihr

Text ist im Anhang zum Hauptbericht (Anlage 12.3)und als

Anlage 2 dieser Kurzfassung abgedruckt.

(5) Schliesslich rechnen wir zu den Ergebnissen des Modell-

Versuchs auch die nicht realisierten, weil im Betrieb

nicht durchsetzbaren Verbesserungsvorhabenund Vorschlä-

ge der Beschäftigten der Anschneiderei. Sie sind in Ab-

schnitt 5.5 dargestellt.

Der ausführliche Untersuchungsberichtund die Kurzfassung
beruhen auf den rund 1O.0C0 z.T. maschinengeschriebenen Sei-

ten an Protokollen und Dokumenten, die bei der Dokumentation

des Forschungsprozesses entstanden sind. Bei den Protokollen

handelt es sich um

- Simultan-Protokolle, die auf Seminaren und in Arbeitsgrup-
pen für jeden Teilnehmer sichtbar und kontrollierbar ange-

fertigt wurden, um den Verlauf der Diskussion und ihre Er-

gebnisse festzuhalten;

- Ergebnis-Protokolle von Besprechungen des Projektteams,
Verhandlungenmit Vertretern des Betriebsrats, des Betriebs

etc. ;
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- Begleitprotokolle, die zur Einschätzung von Situationen,

Verläufen, Ereignissen von Mitgliedern des Projektteams
angefertigt wurden und während des gesamten Prozesses

vertraulich, d.h. keinem der am Prozess Beteiligten zu-

gänglich waren;

- Protokolle der Arbeitsplatz-, Arbeitsablauf- und beglei-
tenden Beobachtungen während der Bestandsaufnahme zu Be-

ginn des Prozesses einschliesslich einer Fülle von Pro-

tokollen mit Expertengesprächen.

Zu den Dokumenten rechnen betriebliche Unterlagen, Statisti-

ken, Texte von Betriebsvereinbarungen, Tarifverträgen, aber

auch Berichte über die Ergebnisse ergonomischer Analysen,
Unterlagen über die Konstruktion von Maschinen usw.

Die Protokolle sind nach einem inhaltsanalytischen Verfah-

ren von Juli bis Dezember 1978 ausgewertet worden; die so

aufbereiteten Informationen bilden die empirische Grundlage
für die Darstellung des Forschungsprozesses und seiner Er-

gebnisse.

5.1 Das Beteiligungsverfahren
Wenn wir im folgenden die nach unserer Auffassung Übertrag-

1 )baren Elemente des Beteiligungsverfahrens vorstellen ',
dann möchten wir in einem Punkt nicht mißverstandenwerden:

Wir sind nicht der Auffassung, daß es uns gelungen ist, ein

Patentrezept zur Lösung der vielfältigen politischen, wirt-

schaftlichen und sozialen Probleme gefunden zu haben, die

mit der Beteiligung der Arbeitenden an der Gestaltung ihrer

Arbeitsbedingungen (und des technisch-organisatorischen Wan-

dels) verbunden sind und noch entstehen können. Wir sind

uns im Gegenteil des vorläufigen Charakters unserer Ergeb-
nisse, die ja lediglich auf einem Modellversuchberuhen und

Pilotcharakter haben, sehr deutlich bewußt. Wir nehmen für

uns auch nicht in Anspruch, das Phänomen oder das Problem

"Beteiligung" erfunden oder als erste behandelt zu haben.

Es gibt ja bereits in vielen Betrieben die unterschiedlich-

sten Beteiligungsformen, wenn auch in einer Art Wildwuchs

1) In Abschnitt 6.2 finden sich einige Überlegungen, unter
welchen Voraussetzungen und Bedingungen die generelle
Anwendung des Beteiligungsverfahrens gelingen könnte.
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und meist ohne Koordinationmit den vorhandenen und be-
währten Formen repräsentativer Interessenvertretung in Be-
trieb und Unternehmen.
Andererseits sind wir sicher, daß die Frage der Beteiligung
der Arbeitenden an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen
nach ihren Interessen ein soziales Problem von zunehmender
Aktualität ist. Hierzu, glauben wir, hat unser Modellversuch
Anregungen und Lösungsansätze erbracht, die - noch vorlaufi-
ger Natur - weiterentwickelt und vervollständigt werden müs-
sen; z.B. dergestalt, daß sich Gewerkschaften und Arbeitge-
ber auf die Durchführung einiger weiterer Modellversuche
einigen, die die hier vorgelegten Ansätze aufnehmen und fort-
setzen.

Hierzu eigenen sich nach unserer Einschätzung die folgenden
Elemente des Beteiligungsverfahrens:

(a) Das Modell handlungsorientierter, beteiligungsorientier-
ter und interessegeleiteter Weiterbildung.. Es könnte im
Rahmen betriebsnahergewerkschaftlicherBildungsarbeit
für die Qualifizierung von Mitgliedern, Vertrauensleuten
und Betriebsräten breite Anwendung finden. Ziel dieser

Weiterbildung ist die Befähigung vor allem von gewerk-
schaftlichen Vertrauensleuten und Mitgliedern, Beteili-
gungsprozesse und die Steuerung technisch-organisatori-
scher Veränderungen in den Betrieben zu organisieren.

Bei der Initiierung und Steuerung technisch-organisatori-
scher Veränderungen ist nicht nur an die nachträgliche
Verbesserung bestehender Arbeitsbedingungengedacht
(Reparatur-Humanisierung), sondern langfristig vor allem
an die vorausschauende Gestaltung des technisch-organisa-
torischen Wandels. Dazu ist es neben der Zusammenarbeit
mit Betriebsräten und Experten (insbesondere Ingenieuren,
Arbeits- und Sozialwissenschaftlern) erforderlich, be-
triebsindividuelle Strategien und die Gefahr des Betriebs-
egoismus durch die Entwicklung von Verfahren der Einfluß-
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nähme auf regionaler und sektoraler Ebene zu überwin-

den. Zu diesem Zweck muß die gewerkschaftliche Organi-
sation der Vertretung und Durchsetzung auf diesen Ebe-

nen (a) gelingen und (b) sich der Beteiligung der Ar-

beitenden öffnen. Dieser Problemkreis kann an dieser

Stelle nur angedeutet werden.

(b) Die Projektgruppen als kleine, bewegliche Zentren be-

trieblicher Innovation, in denen die Beschäftigten in

Zusammenarbeit mit gewerkschaftlichenVertrauens-
leuten, Betriebsräten und Experten Vorhaben zur Ge-

staltung der Arbeitsbedingungen nach ihren Interessen

entwickeln und durchsetzen.

(c) Regelmäßige Arbeitsbesprechungen auf Abteilungsebene,
an denen alle Beschäftigten einer Abteilung teilneh-

men. Diese Arbeitsbesprechungen sollten möglichst in

wöchentlichemRhythmus (1/2 Stunde), zumindest aber

monatlich eine Stunde während der Arbeitszeit statt-

finden. Sie haben die Funktion, der Belegschaft die in

den Projektgruppen erarbeiteten Vorhaben zur Kenntnis

zu bringen und ihre Diskussion, Vereinbarung oder Ab-

lehnung durch die Belegschaft zu ermöglichen. Nach

den Erfahrungen des Peiner Modellversuchs ist es unab-

dingbar, daß die gesamte Belegschaft einer Abteilung
die Vorschläge zur Verbesserung/Gestaltung ihrer Ar-

beitsbedingungen trägt und Gelegenheit erhält, sie zu

diskutieren.

(d) Bei der abteilungsinternen Diskussion und Vereinbarung
von Vorschlägen zur Gestaltung von Arbeitsbedingungen
nach den Interessen der Beschäftigten entstehen leicht

Abteilungsegoismen. Um sie zu verhindern, schlagen wir

als weiteres Element im Beteiligungsverfahren regel-
mäßige Sitzungen des Vertrauensleutekörpers auf der

Ebene eines Betriebes vor, auf denen die Vorschläge aus

den einzelnen Abteilungen koordiniert und erst dann dem
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Betriebsrat zur Verhandlung mit der Unternehmens-

leitung übergeben werden. Diese Sitzungen des Ver-

trauensleutekörpers sind eine Mindestbedingung für
die Einführung des Beteiligungsverfahrens. Sie müssen
(wie schon jetzt bei VW und im Salzgitter-Konzern)
mindestens einmal monatlich während der Arbeitszeit
stattfinden und von ausreichender Dauer sein.

Bei der Vermeidung der Gefahren betriebsegoistischer
Entscheidungen kommt den gewerkschaftlichenVertrau-
ensleuten und der gewerkschaftlichen Weiterbildung
nach Ziffer (a) eine wichtige Funktion zu. Die Ver-

trauensleute können, durch die Weiterbildungsveran-
staltungen entsprechend qualifiziert, dafür sorgen,
daß die Grundsätze und Ziele allgemeiner gewerkschaft-
licher Politik bei der Arbeit der Projektgruppen wie

bei der Koordination ihrer Resultate auf betrieblicher
Ebene beachtet werden und in sie eingehen. Anderer-
seits können sie die Anregungen aus der Arbeit der

Beschäftigten in die Formulierung gewerkschaftlicher
Ziele und Strategien transformieren, so daß sie eine

wichtige Doppelfunktion zwischen Mitgliedern und Ge-

werkschaftsorganisation ausüben und dabei den Horizont
der Projektgruppenarbeit über die abteilungsspezifi-
sehen und betriebsspezifischen Probleme hinaus er-

weitern.

(e) Schließlich können Arbeiter und Vertrauensleute als Ex-

perten ihrer Arbeitssituation zu Verhandlungenin pari-
tätischen Ausschüssen nach §§ 90/91 BetrVG, in der

paritätischen Lohnkommission oder im Sicherheitsaus-

schuß hinzugezogen werden.

5.2 Die im Prozeß vermittelten und angewandten innovatori-
sehen Qualifikationen

Gegenstand des Qualifizierungsprozesses, organisiert nach
dem Prinzip der Einheit von Lernen und Handeln, waren weni-
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1 )
ger fachliche Qualifikationen , sondern in erster Linie

Qualifikationen der Durchsetzung und der Wahrnehmungvon
Interessen, Qualifikationen der Einflußnahmeauf die Ge-

staltung von Arbeitsbedingungen, d.h. also innovatorische

Qualifikationen. Die Arbeiterinnenund Arbeiter nutzten

sie im Beteiligungsprozeßfür die

- Entwicklung ihrer Persönlichkeit

- Durchsetzung von Interessen und Wahrnehmung von Rechten

- Gestaltung von Arbeitsbedingungen.

Im einzelnen wurden die folgenden innovatorischen Quali-
fikationen entwickelt und angewendet:

5.21 Die Überwindungder Mißerfolgsorientierung

Die jahrlange, teilweise jahrzehntelange Arbeit unter den

geschilderten Bedingungen (hohe Arbeitsbelastungen, Akkord,

Einzelarbeitsplätze, hoch arbeitsteilige Arbeit, Sekunden-

takte) haben im Verein mit dem organisierten Desinteresse

des Betriebs an den innovativen Vorstellungenseiner Be-

schäftigten zu einer sehr tief sitzenden Mißerfolgsorien-
tierung der Arbeitenden geführt. Sie äußerte sich darin,
daß die Arbeiterinnen und Arbeiter kein Vertrauen in ihre

eigene Fähigkeit mehr hatten, zur Verbesserung ihrer Ar-

beitsbedingungen beizutragen. Sie hatten resigniert und

bezweifelten - mit ihren eigenen innovativen Vorstellun-

gen konfrontiert, die sie uns während der Bestandsaufnahme

je mitgeteilt hatten - die Möglichkeit, sie im Betrieb

durchzusetzen. Beispielhaft sei die Äußerung eines bereits

pensionierten Einrichters zitiert, der sich von Anfang an

nicht an den Projektaktivitäten beteiligte mit der Begrün-
dung: "Hier hat sich in 40 Jahren nichts geändert, und das

wird auch so bleiben."

1) Siehe hierzu ausführlich Abschnitt 6.5 im Hauptbericht.
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Das erste Wochenseminar im Mai 1976 schaffte in mehr-
fâcher Hinsicht einen Durchbruch: Es bekräftigte und be-
lebte das Vertrauen, das die Arbeiter während der Be-

Standsaufnahme zu den Perspektiven des Projekts und zu

den Forschern gewonnen hatten; es veränderte die Be-

Ziehungen der Arbeiter untereinander, indem es ihnen die
Möglichkeit eröffnete, aus ihrer Isolierung herauszutre-
ten und gemeinsam an einer gemeinsamen Sache zu arbeiten;
schließlich rief es bei den Arbeitern - weniger bei uns -

Erstaunen über ihre Fähigkeit zu fundierter Kritik an

ihren Arbeitsbedingungenund über die Reichweite ihrer

eigenen Verbesserungskonzeptehervor, die sie in groben
Umrissen auf diesem Seminar erarbeitet hatten-

Auf dieser Erfahrung zu Beginn des Prozesses aufbauend
gewannen die Arbeiter allmählich ihr Selbstvertrauen in
ihre Fähigkeiten zu lernen und zu handeln zurück. Der
Zeithorizont ihrer Planungen stieg; nach einer depres~
siven Phase Ende 1976, als sich die Schwierigkeiten und
Hindernisse bei der Realisierung der ersten Projekt-
vorhaben türmten, lernten sie es auch, Rückschläge als
Zwischenstationen in einem langwierigen Prozeß der Durch-
setzung ihrer Interessen hinzunehmen und durch vermehrte

Anstrengungen zu überwinden. Schließlich entwickelten sie
die Fähigkeit, Veränderungszielezu formulieren, auszu-

wählen und gegenüber Vorgesetzten und Experten zu ver-

treten; sie vereinbarten Handlungsstrategien mit ihren

Betriebsräten, hielten sich an sie und zogen die Betriebs-
rate zur Rechenschaft.

Diese Entwicklung vollzog sich nicht ohne Schwierigkeiten
Sehr lange war die Anwendung dieser neuen Qualifikationen
auf die Situationen beschränkt, in denen die Arbeiter in
einer Gruppe handelten, lernten, diskutierten. Es dauerte

geraume Zeit, bis einzelne auch auf sich allein gestellt
ihre Mißerfolgsorientierung überwanden, den Zeithorizont
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ihrer Planungen erweiterten, neue Perspektiven entwickel-

ten. Ein anderes Phänomen im Zusammenhang mit der Mißer-

fOlgsorientierung war anfangs die Neigung vieler Kollegen,
in negativem Sinne utopische Vorschläge zu machen, die sich

dadurch auszeichneten, daß ihnen jeder Anknüpfungspunkt
für eine noch so langfristig gedachte Strategie fehlte:
Sie übersprangen einfach die Distanz zwischen der Wirk-

lichkeit und der vorgestelltenAlternative und trugen da-

mit ebenso wie die allzu begrenzten Vorschläge den Keim

des Mißerfolgs, des Nicht-zu-Realisierenden, bereits in

sich.

5.2 2 Die Überwindung von Vereinzelung und Konkurrenzhaltung

Einzelakkord, Einzelarbeit an Maschinen bei weitgehender
Arbeitszerteilung (Taylorisierung) sowie die tägliche Er-

Schöpfung durch hohe Arbeitsbelastungen drängen den Arbei-

ter in die Isolierung von seinen Kollegen. Es kommt hinzu,
daß bei fehlenden Möglichkeitender Absprache während des

Arbeitsprozesses, bei sehr heterogenen Belegschaften, bei

einem entsprechenden Führungsstil des betrieblichenVorge-
setzten und im Zusammenhang mit den hohen Arbeitsbelastun-

gen die Tendenz des Akkordsystems verstärktwird, indivi-

duelle Konkurrenz zwischen den Arbeitern zu erzeugen. In
der Anschneiderei kam hinzu, daß die Arbeitsbelastungen
an den verschiedenen Maschinen unterschiedlich hoch waren,
so daß der Meister mit dem Instrument der Arbeitseinteilung
erheblichen Einfluß auf die Höhe des individuellen Ver-

dienstes und auf den Grad der Anstrengung hatte, mit dem

die Arbeiter ihren Lohn erarbeiten mußten.

Isolierung und Konkurrenzhaltung sind Hindernisse für das

Vorhaben einer Gruppe von Arbeitenden, sich über Ziele und
Methoden der Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen so zu

verständigen, daß die Verletzung der Interessen einzelner

ausgeschlossen ist. Nach dem Anstoß des ersten Wochensemi-
nars lernten es die Arbeiterinnen und Arbeiter allmählich,
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in intensiven und zeitaufwendigen Diskussionen vor allem

in den Arbeitsgruppen ihre Interessen bei der Vereinba-

rung konkreter Verbesserungsvorhabenaufeinander abzu-

stimmen. Wichtig dafür war die ausreichend häufige und

genügend intensive Erfahrung, daß sie in der Lage waren,

die verschiedenenAspekte, Standpunkte und Interessen

bei der Erörterung komplexer Sachverhalte gemeinsam zu

erarbeiten und gegeneinander abzuwägen. Sie entwickelten

dabei einen ausgesprochen problem- und interessenorien-

tierten Ansatz bei der Diskussion von Sachverhalten, der

sie zu ganzheitlicher Betrachtung von Problemen und Pro-

blembereichenbefähigte. So diskutiertenund entschieden

sie z.B. nie über technische Alternativen, ohne die unter-

schiedlxchen Auswirkungen auf die Arbeitsbelastung, den

Lohn, die Sicherheit des Arbeitsplatzes, die Möglichkeit
qualifizierterer Tätigkeit zu untersuchen und zum Kriterium

ihrer Entscheidung zu machen. In diesem Punkt unterscheidet

sich ihre Arbeitsweise erheblich von der spezialisierter
Experten und ist ihr durch ihre Realitätsnähe und den di-

rekten Interessenbezug in gewisser Weise überlegen.

5.23 Die Formulierung von Interessen

Ein wichtiger Bereich innovatorischer Qualifikationen ist

die Formulierung der eigenen individuellen Interessen, die

Erkenntnis der Gemeinsamkeit von Interessen mit den Kolle-

gen einer Abteilung, eines Betriebs, einer Gewerkschaft,

eines Landes, anderer Länder - aber auch die Respektie-
rung von gegensätzlichen Interessen und der Versuch, sie

nicht zu verletzen. Bezogen auf die Interessen anderer Kol-

legen in der Abteilung und im gleichen Betrieb sind die

Arbeiterinnen und Arbeiter der Anschneiderei mit sehr

großer Sorgfalt vorgegangen, um die Verletzung anderer

Interessen auszuschließen oder möglichstgering zu halten
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und für alle tragbare Kompromisse zu finden, auch wenn

dazu oft sehr zeitaufwendige Diskussionen in den Arbeits-

gruppen erforderlich waren.

Die Fähigkeit der Arbeiter, ihre Interessen selbst zu er-

kennen, zu formulieren und die Übereinstimmung bzw. über-

schneidung mit den Interessen anderer selbst festzustellen,
ist noch aus einem zweiten Grund von großer Bedeutung. Sie

bewahrt sie davor, unkritisch die Ansprüche derjenigen zu

akzeptieren, die vorgeben oder glauben, das sogenannte

objektive Interesse der Arbeiter zu kennen und in seinem

Namen für sie handeln zu dürfen. Wir haben während des ge-

samten Beteiligungsprozessessehr genau darauf geachtet,
daß die Arbeiter ihre Interessen und die Ziele des Prozes-

ses selbst formulieren. Der beste Beweis, daß sie dies wol-

len und können, ist, daß sie uns während des Prozesses

mehrfach an die Einhaltung dieses Grundsatzes erinnerten,
wenn wir versucht waren, ihn zu verletzen oder zu gefährden.

5.2 4 Die Entwicklung solidarischen Handelns

Die Arbeiterinnen und Arbeiter haben im Verlauf des Betei-

ligungsprozesses nicht nur Vorschläge für die Vertiefung
und Verbreiterung kooperativen Handelns im Arbeitsprozeß
entwickelt, sondern auch Formen solidarischen Handelns

untereinander und mit ihren Betriebsräten bei der Durch-

Setzung von Projektvorhaben und bei der Wahrnehmungvon
Rechten erprobt. Anstoß dazu war die Erfahrung beim Ent-

wurf von Handlungsstrategien und bei den ersten Handlungs-
schritten im Beteiligungsprozeß, daß es kurzsichtig und

wenig erfolgreich ist, den Versuch zu unternehmen, indi-

viduelle Interessen auf Kosten der Interessen anderer

Kollegen durchzusetzen. Die Arbeiter entwickelten bald Nor-

men solidarischen Verhaltens, über deren Einhaltung sie

untereinander selbst wachten. Beispiele und erste Übungen
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dazu waren die Einhaltung der Vertraulichkeit von Diskus-
sionen auf Arbeitsgruppensitzungen, die Unterstützung von

Kollegen untereinander, wenn sie Vorgabezeiten reklamier-
ten,ihren Arbeitsplatz oder die Schicht tauschen wollten.

Die Abstimmung von Interessen und Handlungszielen in Grup-
pen, die Planung betrieblicher Veränderungen, die Entwick-

lung solidarischen Verhaltens sind Kooperationsformen,
deren zeitlicher Rhythmus,deren Perspektive, deren Ziel-

setzung und Stil den Formen betrieblicher Kooperation zu-

widerlaufen, wie sie durch die Arbeitsteilung, die ar-

beitsorganisatorischen Regelungen, die Akkordentlohnung
und das Führungsverhalten vieler Vorgesetzter festgelegt
werden. Dieser Widerspruch zwischen betrieblichenFormen
der Kooperation im Arbeitsprozeß und den alternativen

Erfahrungen und Perspektiven bei der Projektarbeit be-
stand für die Kollegen der Anschneiderei täglich und führte
dazu, daß die Überwindung von Mißerfolgsorientierungoder
die Entwicklung solidarischen Verhaltens nicht geradlinig,
ohne Rückschläge und stetig ansteigend verlief. Gerade
die Stabilisierung solidarischen Verhaltens ist angesichts
der Arbeitsbedingungen (wie sie ja nicht nur in der An-

Schneiderei herrschen) sehr schwierig. Die Kollegen kennen
diese Schwierigkeiten aus eigener Erfahrung genau , und
sie waren entsprechend tolerant, wenn es im Beteiligungs-
prozeß zu Rückschlägen und Schwierigkeiten kam.

Daraus ist zu folgern, daß innovatorische Qualifikationen
und alternative Verhaltensweisenzwar die subjektiven Vor-

aussetzungen für die erfolgreiche Beteiligung der Arbei-

tenden an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen nach

ihren Interessen sind, daß sie aber - solange die Arbeits-

bedingungen nicht verändert sind - nur durch ständige be-
sondere Anstrengung und nur durch die Stabilisierung des
einzelnen in der Zusammenarbeit mit anderen Kollegen (also
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nicht indudivuell) als innovatorisches Handlungspotential
erhalten bleiben und wirksam sein können.

5.25 Die Kenntnis und Wahrnehmung von Rechten

Keineswegs selbstverständlich, sondern individuellen Mut

und solidarisches Handeln erfordernd, ist die Wahrnehmung
und betriebliche Durchsetzung bestehender Rechte aus Ge-

setzen (wie z.B. der Individualrechte des Betriebsverfas-

sungsgesetzes), aus Tarifverträgen (z.B. der Akkordrechte)
oder aus Verordnungen wie der Arbeitsstättenverordnung, dem

Arbeitssicherheitsgesetz usw. Wir haben im Beteiligungspro-
zeß eine Fülle von Beispielen dafür, daß aus verbrieften

Normen betriebliche Wirklichkeitnur dann wird, wenn sich
die Arbeitenden und ihre Interessenvertreter dafür handelnd
einsetzen und viele Widerständeüberwinden.

Auch die Kenntnis der gesetzlichen und tarifvertraglichen
Handlungsmöglichkeiten des Betriebsrats sowie ihre Nutzung
in Kooperation mit ihm ist nicht selbstverständlich, son-

dern mußte im Beteiligungsprozeßgelernt werden. Dabei

zeigte sich allerdings, daß die Arbeiter auch ihrem Be-

triebsrat gegenüber nicht bei der Kenntnis seiner Möglich-
keiten und Rechte stehenbleiben : Sie machten gegen Ende des
Prozesses einen Vorschlag zur effizienteren Gestaltung der

Arbeit des Betriebsrats (Organisation von Sprechstunden und
Anwesenheit im Betrieb), den dieser nach anfänglichemüber-
raschtem Zögern auch annahm.

5.26 Die Zusammenarbeit mit Vorgesetzten und Experten

Die Arbeiter haben im Beteiligungsprozeß gelernt, Experten
ihre Ziele vorzugeben, Lösungsalternativen mit ihnen zu dis-

kutieren, die Vorschläge der Experten hinsichtlich Folge-
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Wirkungen und nach der Übereinstimmung mit ihren Inter-
essen zu beurteilen. Sie haben erkannt, daß Experten
Spezialisten sind, während sie einen ganzheitlichen und

interessegeleiteten Zugang zu Problemen entwickelten, der
ihnen klare Kriterien und eine Arbeitsweise erschloß, die
sie dem Spezialistenwissen der Experten auch dann nicht

auslieferte, wenn sie es nicht oder nur teilweise be-

herrschten.

Bei der Organisation der Zusammenarbeit von Experten und

Arbeitern in den Arbeits- und Projektgruppen hat es sehr

viel vorbereitender und steuernder Eingriffe durch das

Projektteam bedurft, bis die Arbeiter allmählich die Sicher-

heit in der Kooperation mit Experten entwickelten, zu der

sie aufgrund ihrer Arbeitsweise und Kenntnisse berechtigt
und prinzipiell in der Lage sind. Auch ist diese Sicher-

heit keineswegs immer vorhanden gewesen und wahrscheinlich

auch nicht in allen Fällen stabilisiert; dennoch handelt
es sich hier um eine wichtige innovatorische Qualifikation,
die die Arbeiter im Beteiligungsprozeßentwickelt und an-

gewendet haben, wenn auch noch nicht durchgängig und aus-

reichend stabil.

Das gleiche gilt von den teilweise verändertenVerhaltens-

weisen bei der Auseinandersetzungmit Vorgesetzten. Einige
Arbeiter haben es gelernt, Konflikte mit den Vorgesetzten
nicht stellvertretend mit Kollegen, sondern direkt mit
den Vorgesetztenauszutragen, auch wenn das wiederum an-

gesichts der vorhandenen Arbeitsbedingungennicht immer

und nicht immer ausreichend gelang.

5.27 Entwurf und Ausführung realistischer Handlungs-
Strategien

Besser steht es dagegen mit diesem Element innovatorischer

Qualifikationen. Die Arbeiter haben im Beteiligungsprozeß
gelernt und praktiziert
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- die Analyse von Defiziten im Rahmen der gemeinsamen Be-

standsaufnähme

- die Formulierung und Auswahl von Handlungszielen in

Gruppen
- die Vereinbarung von Handlungszielen in Gruppen

- die Ausarbeitungrealisierbarer Lösungskonzepte, die

mit Experten abgestimmt und trotzdem problemorien-
tiert und interessegeleitet waren

- den Entwurf und die Verfolgung von Handlungs- und

Durchsetzungsstrategien gemeinsammit Betriebsräten

und Vertrauensleuten.

Voraussetzung für die Ausarbeitung, Vereinbarungund Ver-

folgung von Handlungsstrategien mit den Betriebsrätenwaren
die Kenntnis und Nutzung der im Betriebsverfassungsgesetz,
in Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen verbrieften
Rechte; die Formulierung von Anträgen inhaltlicher und

handlungsstrategischer Art an den Betriebsrat einschließ-

lieh der erforderlichen Diskussion mit ihm; die Rückkopp-
lung mit dem Betriebsrat über Erfolg oder Mißerfolg der
vereinbarten Handlungsschrittesowie schließlich die Unter-

Stützung des Betriebsrats durch Detailinformationen, Lö-

sungsvorschläge, Fachwissen und als Sachverständige in

Ausschußverhandlungen des Betriebsrats sowohl wie mit dem

Arbeitgeber.

Auf diesem Feld haben die Kolleginnen und Kollegen beacht-

liehe innovatorische Qualifikationen entwickelt, die der

Stärkung der betrieblichenInteressenvertretung und ihres

gewerkschaftlichen Engagements, d.h. also potentiell der

Realisierung ihrer Interessen bei der Gestaltung betrieb-

licher Arbeitsbedingungendienen.
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5.28 Zusammenfassung: Innovatorische Qualifikation als
soziale Handlungsfähigkeit

Zusammenfassend lassen sich die innovatorischen Qualifi-
kationen der Arbeitenden in ihrem Ensemble als soziale
Handlungsfähigkeitbezeichnen, worunter wir die Fähigkeit
von Personen verstehen, in und mit Gruppen zu handeln, um

an der Gestaltung der Arbeitsbedingungen nach den eigenen
und gemeinsamen Interessen mitzuwirken. Zu diesem Komplex
sozialer Handlungsfähigkeit gehören als Elemente indivi-
dueller innovatorischer Qualifikationen:

- Kritikfähigkeit
- Kritikwilligkeit
- Fähigkeit, Bereitschaft und Mut, Kritik in der Gruppe

zu ertragen
- das Akzeptieren von Gruppenentscheidungenund Kompro-
missen

- Toleranz gegenüber Individualisten und abweichenden
Meinungen

- die Erarbeitung komplexer Lösungen in der Gruppe durch

o gemeinsame Analyse einer Situation und ihrer Defizite
o Abstimmung gemeinsamer und individueller Interessen

o Erkennen und Respektieren der Interessen anderer
Kollegen

o Entwurf und Befolgung gemeinsamer Handlungspläne mit
den Etappen Problemdefinition, Zielformulierung, Lö-
sungsvorschlag, Durchsetzungsstrategie, Kontrolle der
Ausführung

- Erweiterung des Zeithorizonts
- Entwicklung strategischen Denkens und Handelns, das bei

Misserfolgen nicht gleich kapituliert
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genaue Kenntnis betrieblicher Handlungs- und Entschei-

dungsstrukturen

Erkennen der Gefahren bei Rationalisierung und Entwurf

von Strategien zur Sicherung vor negativen Wirkungen,
zur gerechten Aufteilung von Rationalisierungsgewinnen
und zur vorausschauendenGestaltung technisch-organisato-
rischer Veränderungen.

5.3 Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen

Die Erfolge bei der Verbesserung der Arbeitsbedingungen
nach den Plänen der Arbeiter in der Anschneiderei sind

ausführlich im Hauptbericht, vor allem in den Kapiteln (3)
und (7) dargestellt. Wir führen sie an dieser Stelle daher

nur in Stichworten noch einmal auf.

Im einzelnen wurden folgende Verbesserungen erzielt:

- Die Minderung des Lärms von anfangs 96 dB(A) auf einen

Hallenpegel von 92,8 dB(A) im Frühjahr 1978, der aber
bei voller Anwendung aller im Projekt erprobten Mittel

zur Lärmsenkung durch den Betrieb auf unter 90 dB(A) ge-
senkt werden kann;

- die Reduktion körperlicher Zwangshaltungen durch Anbringen
von Sitzhilfen und entsprechende ergonomische Gestaltung
umgebauter sowie neu beschaffter Maschinen;

- die Beseitigung von Unfallgefahren {z.B. durch Anbau von

Späneschutzhauben an zwei Maschinen, die Verletzungen
durch herumfliegende Späne vermeiden);

- Bau eines Pausenraums und lärmisolierter Arbeitsräume

(Werkzeugmagazin, SchleifWerkstatt, Arbeitsplatz für,
Schlosser und Einrichter, Büro für Meister und Werkstatt-

schreiberin) unter Einhaltung der in der Arbeitsstätten-

Verordnung angegebenen Lärmobergrenzen;
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- Installation einer zentralen Späne- und Kühlmittelent-

sorgung, durch die das Tragen von schweren Spänekästen
von den Maschinen zur Spänesammelstelle entfällt;

- ergonomische Gestaltung und Kauf einer neuen Maschine

mit mechanisierter Zuführung der Werkstücke, Pufferung
und integriertemSitzarbeitsplatz, an der ein Maschinen-

arbeiter als Selbsteinrichter arbeiten wird; Wegfall kurz-

taktiger und unfallgefährdenderArbeiten an Spitzmaschinen;

- Umgestaltung einer Anschneidemaschinedurch Einbau einer

pneumatischen Steuerung und mechanischer Zuführung von

Werkstücken, die zu erheblicher Minderung der Arbeits-

belastungenführt; der Betrieb will zwei weitere Maschi-

nen nach dem von den Arbeitern entwickelten Konzept auf

eigene Kosten umrüsten;

- organisatorische Veränderungender Zusammenarbeit der Ein-

richter untereinandersowie zwischen Einrichtern und Ma-

schinenarbeitern durch die Einrichtung des Werkzeugma-

gazins und die Übertragung des Werkzeugwechseins an die

Maschinenarbeiter;

- Qualifizierung der Maschinenarbeiterzu Werkzeugwechslern;

- Höherstufung der Tätigkeit des Werkzeugwechseinsgegenüber
der üblichen Maschinenarbeit um eine Lohngruppe;

- Entwurf und Durchsetzung eines 8O-stündigen Kurses für

Einrichter zur Vermittlungvon Grundlagenqualifikationen
in Maschinen- und Werkzeugkunde, Zerspanungstechnik,
Steuerungstechnik(Hydraulik und Pneumatik) und Material-

künde ;

- Entwurf und Durchsetzung eines Wartungsplans.
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5.4 Die Betriebsvereinbarung zur Anwendung und Weiterent-

Wicklung des Beteiligungsverfahrens in der Peiner AG

Der Anwendung und Weiterentwicklungdes Beteiligungsverfah-
rens in allen Abteilungen der Peiner AG und damit seiner Um-

setzung auf betrieblicherEbene dient die Betriebsvereinba-

rung zur Beteiligung von Arbeitnehmernbei der Gestaltung von

Arbeitsplatz, Arbeitsablaufund Arbeitsumgebung, die Vor-

stand und Betriebsrat der Peiner AG mit Wirkung vom 1.7.1979

abgeschlossen haben. Die Betriebsvereinbarung hat eine

Laufzeit von zunächst drei Jahren und gilt in allen Werken,

Verwaltungsstellen und Niederlassungen sowie für alle Arbeit-

nehmer einschließlich der Auszubildenden der Peiner AG (§ 1).

Sie regelt das Recht der Arbeitnehmer, unbeschadet der Rech-

te des Betriebsrats nach Betriebsverfassungsgesetz (§ 2, II)
zu geplanten Maßnahmen des Arbeitgebers nach §§ 90/91
BetrVG - soweit sie ihre Abteilung betreffen - Stellung zu

nehmen sowie ergänzende, korrigierende und alternative Maß-

nahmen vorzuschlagen (§ 2, I). Zur Ausübung dieses Rechts

können in allen Abteilungen des Geltungsbereichs Projekt-
gruppen gebildet werden, deren Mitglieder auf Vorschlag
der gewerkschaftlichen Vertrauensleute und nach Abstimmung
zwischen dem zuständigen betrieblichen Vorgesetzten und

dem Betriebsrat auf AbteilungsverSammlungen benannt wer-

den (§ 3, IV). Die Vorschläge der Projektgruppe werden,

falls sie der Betriebsrat unterstützt, im paritätischen
Ausschuß nach §§ 90/91 BetrVG zwischen Vertreterndes Be-

triebsrats und der Unternehmensleitung entsprechend den
2 1

Regeln der Betriebsvereinbarung vom 1.4.1976 beraten. Zu

diesen Beratungen kann ein Mitglied der Projektgruppe,
deren Vorschlag zur Beratung ansteht, als Sachverständi-

ge(r) hinzugezogen werden (§ 3, III).

1) Der Text der Betriebsvereinbarung findet sich im Anhang,
Anlage 12.3 und in Anlage 2 dieser Kurzfassung.

2) Der Text dieser Betriebsvereinbarung ist ebenfalls im

Anhang (Anlage 12.2) und in Anlage i dieser Kurzfassung
zu finden.
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Grundlage der Projektgruppenarbeit zur Überprüfung, Ergän-
zung und Korrektur der vom Arbeitgeber nach §§ 90/91 BetrVG

geplanten Maßnahmen ist die ausreichende, rechtzeitige und

umfassende Information der Beschäftigten. In diesem Punkt

ist die Regelung der Betriebsvereinbarung in § 3, I unbe-

friedigend: Der Arbeitgeber überläßt die Information der

Belegschaftendem Betriebsrat, den zu informieren er sich

nochmals verpflichtet. Eine angemessene Regelung wäre ge-

wesen, wenn der Arbeitgeber die Projektgruppen genutzt hätte,
um seiner Unterrichtungspflicht gegenüber den Arbeitnehmern

nach § 81, II BetrVG intensiv nachzukommen. Diese Chance

des Beteiligungsmodells ist in der abgeschlossenen Betriebs-

Vereinbarung leider noch nicht genutzt worden.

Die Sitzungen der Projektgruppen, denen maximal sechs Be-

schäftigte (darunter mindestens ein Vertrauensmann/eine
Vertrauensfrau) angehören sollen (§ 3, IV) finden nach Be-

darf, jedoch nicht öfter als einmal pro Woche statt (§ 3,
VI). Sie werden nach Abstimmung mit dem zuständigen Vorge-
setzten vom Betriebsrat oder auf Antrag eines Vertrauens-

manns/einer Vertrauensfrau vom Betriebsrat einberufen.

Mit dieser Regelung ist sichergestellt, daß Projektgruppen-
Sitzungen nicht gegen den Willen des Betriebsrats eines

Unternehmens stattfinden können. Das erscheint uns wichtig,
um auszuschließen, daß Projektgruppen dazu benutzt werden,
bereits feststehenden Entscheidungen nachträglich zuzustim-

men und sie dadurch zu legitimieren. Obwohl eine solche

Handhabung der Projektgruppen dem Sinn des Beteiligungsver-
fahrens und der Betriebsvereinbarung widersprechenwürde,
wissen wir aus Erfahrungen während des ersten Peiner Modell-

Versuchs, daß manche betriebliche Vorgesetzte der Versu-

chung hin und wieder nicht widerstehen können, die Zustim-

mung der Beschäftigten zu bereits getroffenen Entscheidungen
nachträglich einzuholen. Da die Projektgruppen wie andere

Beteiligungsformendie Arbeit des Betriebsrats unterstützen

sollen statt sie zu behindern, sind Regelungen zur Siehe-

rung des Beteiligungsverfahrens vor Mißbrauch außerordent-
lieh zu begrüßen.
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Nach § 3, Absatz V finden Projektgruppensitzungen grund-
sätzlich eine Stunde vor Ablauf der regelmäßigentag-
liehen Arbeitszeit statt und werden - unabhängig von ih-

rer tatsächlichen Dauer - mit einer Stunde Arbeitszeit

vergütet.

In § 5 ist vereinbart worden, daß auf Antrag des Betriebs-

rats betriebliche Bildungsmaßnahmenfür alle Arbeitnehmer

durchgeführt werden können, in denen Kenntnisse vermittelt

werden sollen, "die die Arbeitnehmer zur Arbeit in den Pro-

jektgruppen ..., zur Erhaltung und Erweiterung vorhandener

Kenntnisse und Fähigkeiten am Arbeitsplatz oder zur Umschu-

lung im Rahmen von Vereinbarungenzur Sicherung des Arbeits-

platzes bei Rationalisierungsmaßnahmenbenötigen".

Schließlich enthält § 4 die Zusicherung, daß die Rechte

des Betriebsrats durch Betriebsprojekte, die mit öffent-

liehen Mitteln gefördert werden, nicht berührt werden

(§ 4, I) und daß jede Veränderung der im Projekt geschaf-
fenen Arbeitsbedingungennach Projektende nur unter Betei-

ligung des Betriebsrats möglich ist (§ 4, II). Diese letz-

te Bestimmung schützt auch die Ergebnisse des ersten Pei-

ner Modellversuchs gegen willkürlicheVeränderungennach

Projektende.

Die Betriebsvereinbarung zur Beteiligung von Arbeitnehmern

an der Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsablauf und Ar-

beitsumgebung zeigt, daß wichtige Elemente des im For-

schungsprozeß entwickelten Beteiligungsverfahrens

(a) übertragbar und

(b) mit den geltenden normativen Rahmenbedingungen, ins-

besondere mit den repräsentativen Formen der Inter-

essenvertretung vereinbar sind.

Diese Vereinbarkeit mit den bestehenden Formen der gesetz-

liehen und der gewerkschaftlichen Interessenvertretung ist
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die entscheidende Bedingung nicht nur für die Übertrag-
barkeit des Modells, sondern auch dafür, daß es den In-

teressen der Arbeitnehmer an der Gestaltung ihrer Arbeits-

bedingungen auch tatsächlich dient. Einige Erfahrungen in

der Spätphase des Projekts zeigen, daß die Übereinstimmung
des Beteiligungsverfahrens mit den Interessen der Arbeit-
nehmer ohne eine geregelte Verknüpfung mit der gewerk-
schaftlichen und der gesetzlichen Interessenvertretung im

Betrieb gefährdet ist. Insofern sind die Regelungen der

vorliegenden Betriebsvereinbarung eine unerläßliche Vor-

aussetzung für die Übertragung des Beteiligungsverfahrens
sowohl im Rahmen der Peiner AG als auch in anderen Betrie-

ben und Unternehmen.

5.5 Die nicht realisierten Vorschläge
Aus verschiedenen Gründen konnten folgende Verbesserungs-
vorhaben nicht durchgesetzt werden:

- Eine Betriebsvereinbarung über Mindesterholzeiten in

Form von 5 Minuten Erholpausen je Stunde;

- Der Kauf einer im Konzept von der Arbeitsgruppe fertig
entwickelten Mutternbohrmaschine, die die Belastungen
an den alten Mutternbohrmaschinen (Arbeit im Stehen,
Heben großer Gewichte in gebückter Haltung mit der Fol-

ge schwerer Bandscheibenschäden, Greifen in sich be-

wegende Teile) beseitigt hätte;
- Ein Konzept für eine systematische Einarbeitung neu ein-

gestellter Beschäftigter;
- Eine Betriebsvereinbarung über die Einführung von Ar-

beitsbesprechungen in allen Abteilungen des Unternehmens

von 30 Minuten Dauer pro Woche;

- Die Einführung eines fertig ausgearbeiteten Verfahrens

zur Beteiligung der Belegschaft an der Fertigungsfein-
Steuerung und an der wöchentlichen Arbeitseinteilung;

1) Vgl. Abschnitt 3.7 im Hauptbericht-
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- ein Antrag auf Gewährung von Lärmpausen und auf Bereit-

Stellung von Mitteln zur Lärmbekämpfung im jährlichen
Budget. '

Die meisten Vorschläge sind mit dem Hinweis auf zu hohe Kosten

oder Folgekosten, auf laufende TarifVerhandlungenoder auf Re-

gelungen des Betriebsverfassungsgesetzes, über die die Vorschlä-

ge nicht hinausgehen sollten (so beim Einarbeitungskonzept) ab-

gelehnt worden.

6. Möglichkeiten der Übertragung des Beteiligungsverfahrens

6.1 Ansätze zur Übertragung des Beteiligungsverfahrens im

Unternehmen: Initiativen und erste Erfolge

Etwa seit Mitte 1978 hat es vor allem in Werk III der Peiner

AG verschiedene, vom Projekt weder angeregte noch organisier-
te Initiativen zur Bildung von Projektgruppen gegeben. Die An-

regungen dazu gingen in zwei Fällen vom Betriebsrat, zweimal

von den Sicherheitsingenieuren der Peiner AG und einmal von

den zuständigen betrieblichen Vorgesetzten aus. Die Projekt-

gruppen hatten jedesmal ein bestimmtes Thema zu bearbeiten,

und sie lösten sich wieder auf, nachdem das Problem gelöst
2)

war. Die behandelten Themen waren:

- Lärmbekämpfung im Turmbau
- Lärmbekämpfung im Schraubenlager
- Entwicklung eines neuen Schichtplans
- Vermeidung von Kollisionen zwischen zwei Kranen, die auf

einer Kranbahn arbeiten
- Ausarbeitung und Vereinbarung eines Belegungsplans für zwei
Verwaltungsbauten.

Der Betriebsrat nutzte auch andere aus dem Projekt entstandene

Beteiligungsformen: Er lud Arbeiter als Sachverständige zu Ver-

1) Es muß angemerkt werden,daß die Maßnahmen zur Lärmbekämpfung
bei Neuinvestitionen in aller Regel dem Stand der Technik
entsprechen und ausreichen. Die beantragten Mittel sollten
jedoch für die Minderung des Lärms an älteren und alten tech-
nischen Einrichtungen und Maschinen eingesetzt v/erden. Hier
geschieht in anderen Abteilungen noch sehr wenig.

2) Vgl. ausführlich Abschnitt 4.5 im Hauptbericht.
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handlungen in die paritätischen Ausschüsse, und er suchte
verstärkt die Diskussion mit Kollegen in den Abteilungen,
ehe er sich zu eigenen oder betrieblichen Vorhaben eine

endgültige Meinung bildete; letzteres geschah informell,
ohne die Bildung von Projektgruppen oder auf Abteilungs-
Versammlungen. Ähnlich verfuhren auch verschiedene betrieb-
liehe Vorgesetzte.

Um die verschiedenenungeplanten Initiativen zusammenzufas-

sen und zu systematisieren und um die generelle Anwendung
sowie die Erweiterung des Beteiligungsverfahrens im Unter-

nehmen zu sichern, haben Vorstand und Betriebsrat der Pei-

ner AG zwei Vorhaben beschlossen: Sie haben der Durchführung
eines zweiten Modellversuchs zugestimmt, dessen Gegenstand
die "Beteiligungsorientierte Weiterbildung von Führungskräf-
ten des mittleren Managements" ist, und sie haben Verhand-

lungen zum Abschluß einer Betriebsvereinbarung zur "Beteili-

gung von Arbeitnehmern bei der Gestaltung von Arbeitsplatz,
Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung" aufgenommen, die inzwi-
sehen mit Wirkung vom 1.7.1979 abgeschlossen ist.

Der zweite Modellversuch, ebenfalls aus Mitteln des Aktions-

Programms zur Humanisierung des Arbeitslebens vom BMFT ge-
fördert, dient einem doppelten Ziel. Er soll zum einen das

Beteiligungsverfahren auf eine weitere Gruppe von Beschäf-

tigten - die Führungskräfte des mittleren Managements - aus-

dehnen und ein ebenfalls übertragbares Modell beteiligungs-
orientierter Weiterbildungfür diese Gruppen entwickeln und

erproben. Zugleich dient der Modellversuchder Organisation,
Begleitung und Erforschung der Umsetzung des im ersten For-

schungsprojekt entwickelten Beteiligungsverfahrens auf be-

trieblicher Ebene. Die dabei auftretenden organisatorischen
und strukturellen Schwierigkeiten sollen festgehalten, Wege
zu ihrer Bewältigung erprobt werden, um die Übertragung des

Beteiligungsverfahrens auf weitere Betriebe und Unternehmen

zu erleichtern.

1) Siehe Anlage 12.3 im Anhang sowie Abschnitt 5.4 und Anlage 2
dieser Kurzfassung.
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Im einzelnen sollen die Angestelltenund betrieblichenVor-

gesetzten des mittlerenManagements aus Werk I der Peiner

AG mit den Grundsätzen und mit der bisherigen Praxis des Be-

teiligungsVerfahrens vertraut gemacht und in seiner Anwendung

ausgebildet werden. Dabei werden wir mit ihnen erörtern, wie

es

(a) zur Eröffnung von Gestaltungsspielräumenfür die Arbeit-

nehmer

(b) zur Formulierung und Durchsetzung ihrer eigenen Inter-

essen im betrieblichenAlltag
(c) zur Entwicklung und Durchführung technisch-organisatori-

scher Veränderungenin ihrem Interesse und im Interesse

der ihnen unterstelltenBeschäftigten angewendet werden

kann.

Diese Ziele sollen in einer Reihe von Weiterbildungsveran-

staltungen mit den Angestelltenerreicht werden, denen das

im ersten Peiner Modellversuch entwickelte Konzept der Ein-
1 )

heit von Lernen und Handeln zugrundeliegt. Jeder betrieb-

liehe Vorgesetzte wird in seiner Abteilung (insgesamt in elf

Abteilungen des Werks I der Peiner AG) mit den Beschäftigten
der Abteilung ein praktisches Projekt zur Verbesserung der

Arbeitsbedingungenbzw. zur Planung eines solchen Verbesse-

rungsvorhabens nach den Prinzipien des Beteiligungsmodells
auswählen und durchführen. Zu diesem Zweck wird nach den Re-

geln der Betriebsvereinbarung vom 1.7.1979 in jeder Abtei-

lung eine Projektgruppe aus maximal sechs Beschäftigtenge-

bildet, die gemeinsammit den gewerkschaftlichenVertrauens-
leuten der Abteilungund den betrieblichen Vorgesetztendas
vereinbarte Verbesserungsvorhaben durchführt. Auf diese Wei-

se praktizieren die betrieblichenVorgesetztendas Beteili-

gungsverfahren in ihren Abteilungen, und sie diskutieren

auf den Weiterbildungsveranstaltungen ihre dabei gemachten Er-

fahrungen sowie die Möglichkeiten, das Beteiligungsverfahren
auch für die Durchsetzung ihrer eigenen Interessen sowie auf

Dauer im betrieblichen Alltag anzuwenden.

1) Siehe dazu Abschnitt 5.2 des Hauptberichts.



- 105 -

Parallel zu den Weiterbildungsveranstaltungen mit den be-

trieblichen Vorgesetzten und Experten finden Bildungsver-
anstaltungen mit allen gewerkschaftlichen Vertrauensleuten

aus Werk I der Peiner AG statt, um auch sie in die Praxis

des Beteiligungsverfahrens einzuführen und seine Möglichkei-
ten und Grenzen mit ihnen zu diskutieren.

Mit dem Weiterbildungsprojektreagieren Vorstand und Betriebs-

rat der Peiner AG auf die während des ersten Modellversuchs

gemachte Erfahrung, daß ein Beteiligungsverfahrenohne die

Mitwirkung oder gegen den Widerstand der betrieblichenVor-

gesetzten des mittlerenManagements (Meister und Abteilungs-
leiter) nicht praktiziert werden kann. Das Projekt soll wei-

ter die Voraussetzung dafür schaffen, daß das Beteiligungs-
verfahren nicht nur im Unternehmen, sondern auch im Konzern

verankert und angewendet wird. Zu diesem Zweck ist bei der

Durchführung des zweiten Vorhabens die Projektgemeinschaft
zwischen dem Forschungsinstitutder Friedrich-Ebert-Stiftung

und der Peiner AG um das AusbildungsZentrumder Stahlwerke

Peine-Salzgitter erweitertworden. Die Pädagogen des Ausbil-

dungsZentrums, die an der Entwicklung und Erprobung des Wei-

terbildungsmodells beteiligt sind, werden es nach Projekt-
ende selbständig in anderen Unternehmen des Salzgitter-Kon-
zerns verbreiten.

Dem gleichen Ziel der Anwendung und Weiterentwicklungdes

Beteiligungsverfahrens bei der Peiner AG dient auch die seit

1.7.1979 geltende Betriebsvereinbarung über die Beteiligung
von Arbeitnehmern an der Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeits-

ablauf und Arbeitsumgebung, die für zunächst drei Jahre in

allen Werken, Verwaltungsstellenund Niederlassungen der

Peiner AG gilt und die Möglichkeit eröffnet, Projektgruppen

unter Beteiligung der gewerkschaftlichen Vertrauensleute

zur Organisation des Beteiligungsprozesses zu bilden.

1) Die Betriebsvereinbarung ist in Abschnitt 5.4 dieser

Kurzfassung erläutert; ihr Text findet sich in Anlage
12.3 im Anhang des Hauptberichts und als Anlage 2 die-
ser Kurzfassung.
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Das Forschungsvorhaben zur Entwicklung eines Modells betei-

ligungsorientierter Weiterbildungvon Führungskräften und

die Betriebsvereinbarungvom 1.7.1979 sind in engem Zusammen-

hang zu sehen. Auf den Ergebnissen und Erfahrungen des er-

sten Modellversuchs aufbauend regelt die Betriebsvereinbarung
Entstehung und Arbeitsweise der Projektgruppen, insbesondere

ihre Einbindung in die bestehenden Formen gesetzlicher und

gewerkschaftlicher Interessenvertretung im Betrieb. Sie for-

muliert also die Regeln, nach denen die elf Projektgruppen
im Weiterbildungsprojektarbeiten werden. Andererseits dient

der Modellversuch neben der Entwicklung eines neuen Weiter-

bildungsmodells für Führungskräfte auch der Betreuung und

Organisation des Umsetzungsprozesses in Werk I, den die Be-

triebsvereinbarung zur Beteiligung von Arbeitnehmernan der

Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsablaufund Arbeitsumge-
bung für den Bereich der gesamten Peiner AG einleitet.

Dies erscheint notwendig, da die Anwendung von Untersuchungs-
ergebnissen bekanntlich nicht schon damit gelungen ist, daß

sie in Betriebsvereinbarungen oder sonstigen Normen vorge-
schrieben wird. Es wird in den nächsten Jahren vielmehr
darauf ankommen, durch eine intensive Weiterbildungder be-

trieblichen Vorgesetzten und der gewerkschaftlichenVertrauens-
leute die getroffenen Vereinbarungen mit Leben zu erfüllen,

erfolgreich anzuwenden und mögliche Verbesserungender ver-

einbarten Regelungen zu erproben. In Werk I der Peiner AG

wird der zweite Modellversuch einen Beitrag dazu leisten; in

den übrigen Unternehmensbereichen müssen die Vorgesetzten,
die gewerkschaftlichen Vertrauensleute und die Beschäftigten
der Peiner AG diese Aufgabe mit Unterstützung von Vorstand

und Betriebsrat aus eigener Kraft bewältigen.

6.2 Voraussetzungen der Übertragung des Beteiligungsverfahrens
über das Unternehmen hinaus

Die generelle Anwendung des BeteiligungsVerfahrens bzw. seiner

übertragbaren Elemente über den Bereich einzelner Unternehmen
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hinaus erfordert Instrumente und Vereinbarungen auf breite-

rer Ebene, etwa in Gestalt von Tarifverträgen- Es ist weder

unsere Aufgabe noch unsere Absicht, noch liegt es im Bereich

unserer Möglichkeiten, auf die Ziele und Gegenstände von Ta-

rifVerhandlungen Einfluß zu nehmen. Da wir gegenwärtig je-
doch keine anderen Wege zur Verbreitung und generellen An-

Wendung von Beteiligungsformen auf betrieblicher Ebene sehen,
seien abschließend einige Anmerkungen über mögliche Strate-

gien zur Übertragung des Beteiligungsverfahrens gestattet.

Die Entwicklung und Erprobung des Beteiligungsverfahrens
hat einen Aufwand an finanziellen Mitteln und betrieblicher

Arbeitszeit erfordert, der für die Durchführung eines Modell-

Versuchs notwendig war, in dieser Höhe aber weder zumutbar

noch erforderlich ist, wenn das Beteiligungsmodellin ande-

ren Unternehmen angewendet werden soll.

In Abschnitt 5.1 dieser Kurzfassung haben wir fünf Elemente

des im Peiner Modellversuch entwickelten Beteiligungsver-
fahrens genannt, die unseres Erachtens übertragbar, d.h.

mit einem vertretbaren finanziellen Aufwand generell anwend-

bar sind. Diese übertragbaren Elemente sind

- Das Modell handlungsorientierter, beteiligungsorientierter
und interessegeleiteter Weiterbildung für Arbeitnehmer und

(nach Beendigung des zweiten Modellversuchs) auch für Füh-

rungskräfte des mittleren Managements
- Die Projektgruppen
- Regelmäßige Arbeitsbesprechungenauf Abteilungsebene für

alle Beschäftigten von wenigstens einer Stunde pro Monat

- Regelmäßige Sitzungen aller gewerkschaftlichen Vertrauens-

leute eines Unternehmens zur Koordination der in den Pro-

jektgruppen erarbeiteten Vorhaben

- Teilnahme von Beschäftigten und gewerkschaftlichen Ver-

trauensleuten als Sachverständige an paritätischen Ausschüs-

sen.
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Das Peiner Beteiligungsmodellberuht auf zwei elementaren

Prinzipien: Das eine ist der notwendige Zusammenhang von

intensiver, breiter und permanenter Weiterbildungder Be-

schäftigten und der Organisationvon Beteiligung auf be-

trieblicher Ebene. Das zweite, bereits an anderer Stelle er-

wähnte, ist die notwendige Verknüpfung von gewerkschaftli-
eher und gesetzlicher Interessenvertretung mit allen Formen

der Beteiligung der Arbeitnehmer an der Gestaltung ihrer

Arbeitsbedingungen.

Für die breite Anwendung des Modells handlungsorientierter,
beteiligungsorientierter und interessegeleiteter Weitêrbil-

dung steht in einigen Bundesländerndie Möglichkeitdes Bil-

dungsUrlaubs zur Verfügung. Er müßte - wie in verschiedenen

Modellen im Bereich der Bildungsvereinigung "Arbeit und Le-

ben" in Niedersachsen bereits entwickelt - stärker betriebs-

nah und an den betrieblichenProblemender Teilnehmer orien-

tiert durchgeführt werden; dabei ist in Gestalt betriebli-

eher Arbeitskreise ein Handlungs- und Interessenbezug durch-

aus herstellbar. Die Möglichkeiten des Bildungsurlaubs könn-

ten ergänzt werden durch die betriebliche Weiterbildungmög-
liehst großer Gruppen von gewerkschaftlichen Vertrauensleuten,

Gewerkschaftsmitgliedern und betrieblichenVorgesetztennach
den Prinzipien handlungsorientierter, beteiligungsorientier-
ter und interessegeleiteter Weiterbildung. Das könnte sowohl

im Rahmen gewerkschaftlicher als auch (besonders für,Vorge-
setzte) betrieblicher Bildungsarbeit geschehen.

Für die Arbeit der gewerkschaftlichen Vertrauensleute bei

der Vorbereitung und Leitung von Projektgruppen sowie für

die Koordination der erarbeiteten Vorschläge auf betrieb-

licher Ebene sind Vereinbarungen über die Freistellung der

Vertrauensleute durch Abschluß entsprechender Tarifverträge
erforderlich.

Ebenfalls durch Tarifvertrag oder (vorbereitend) durch Be-

triebsvereinbarungen sind Vereinbarungen zur Freistellung von
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Beschäftigten für die Mitarbeit in Projektgruppen erforder-

lieh. Da Projektgruppen nicht isoliert von ihren Abteilungen
arbeiten sollten, sind ergänzend Arbeitsbesprechungen für alle

Beschäftigteneiner Abteilung erforderlich, auf denen die Ar-

beit der Projektgruppen von der Billigung ihrer Ziele bis zur

Diskussion ihrer Ergebnisse erörtert werden kann. Diese Ar-

beitsbesprechungenmüssen nach den Erfahrungen im Peiner Mo-

dellversuch zumindest einmal monatlich eine Stunde lang wäh-

rend der Arbeitszeit stattfinden, besser wöchentlich mit

wenigstens einer halben Stunde Dauer.

Wie die Betriebsvereinbarung vom 1.7.1979 zur Beteiligung von

Arbeitnehmern an der Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsab-

lauf und Arbeitsumgebung zeigt, ist zwar die Einführung von

Projektgruppen in allen Abteilungen einschließlich der dazu

erforderlichen Freistellung ihrer Mitglieder vereinbart wor-

den, nicht jedoch die Durchführung von Arbeitsbesprechungen
auf Abteilungsniveau für alle Beschäftigten. Hier sind be-

triebsindividuelle Lösungen wohl kaum durchsetzbar. Es wäre

daher zu überlegen, ob die zur Ergänzung des Beteiligungsver-
fahrens notwendige Freistellung für wöchentliche Arbeitsbe-

sprechungen auf Abteilungsebene nicht durch Tarifvertrag (z.B.

im Rahmen von Verhandlungenzur Verkürzung der Arbeitszeit)

durchgesetzt werden kann. Denkbar wäre auch die Vereinbarung
von "Kommunikationspausen".

Eine weitere Bedingung für die Übertragung und generelle An-

Wendung des Beteiligungsverfahrens ist die Verfügung über

finanzielle Mittel, mit denen die Vorschläge der Arbeitnehmer

zur Gestaltung oder Verbesserungihrer Arbeitsbedingungen nach

ihren Interessen realisiert werden können. Da man nicht davon

ausgehen kann, daß die dafür erforderlichen Mittel ohne wei-

teres aus dem betrieblichenInvestitionshaushalt zu beschaf-

fen sind, bieten sich folgende Möglichkeiten an:
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- Den Betrieben werden öffentliche Auflagen gemacht, die

sie zur Finanzierungbestimmter Verbesserungenverpflich-
ten - sei es im Rahmen von öffentlichen Förder- und For-

schungsprogrammen, sei es durch Normen wie die Arbeits-

Stättenverordnung, das Maschinenschutzgesetz usw.

- Es werden durch tarifvertragliche VereinbarungArbeits-
gestaltungsfonds geschaffen, deren Mittel sowohl für die

Verpflichtungexterner Experten für die Projektgruppen-
arbeit als auch zur Finanzierung solcher Vorhaben Verwen-

dung finden, die ökonomisch nicht effizient sind und die

Arbeitsbedingungenauf Gebieten verbessern, für die noch

keine rechtlich verbindlichenNormen, MAK-Werte etc.

existieren.

- Der Staat subventioniert die Beteiligung der Arbeitenden
an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungennach ihren In-

teressen und stellt dafür entsprechende Mittel zur Ver-

fügung.

Die bisherigen Überlegungen zur generellen Anwendung des

Beteiligungsverfahrens und zur Schaffung der Anwendungsbe-
dingungen gehen sämtlich von der Organisation des Beteili-

gungsprozesses auf betrieblicher Ebene aus. Wenn die breite

Anwendung des Beteiligungsverfahrens in allen Betrieben ge-

lingt, aber auch schon als Voraussetzung für diesen Prozeß

der Übertragung und generellen Anwendung müssen neue, über-

betriebliche Formen gewerkschaftlicher Kooperation und des

Erfahrungsaustauschs entwickelt werden. So könnten sich

Vertrauensleute und Betriebsräte auf der Ebene der Ortsver-

waltung in Arbeitsgruppen zum überbetrieblichen Erfahrungs-
austausch und zur Abstimmung betriebsübergreifender Strate-

gien zusammenfinden. Das ist z.B. bei der Suche nach Mög-
lichkeiten alternativer Beschäftigung im Rahmen einer Orts-

Verwaltung oder auch eines Bezirks (d.h. auf der Ebene von

Regionen) erforderlich. Überbetriebliche Formen der Koopera-
tion auf dem Niveau von Regionen und Branchen empfehlen sich

auch, um die Entwicklung und Verwendung neuer Technologien
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zwischen Hersteller- und Anwenderbetrieben in Übereinstim-

mung mit den Interessen der Beschäftigten zu beeinflussen

und abzustimmen. Zusätzlich sind dafür überbetriebliche

Arbeitskreise mit Ingenieuren notwendig. Diese über den

Einzelbetrieb hinausgehenden Strategien der Beteiligung
an der Gestaltung technisch-organisatorischer Veränderun-

gen und der korrespondierenden Organisation gewerkschaft-
licher Interessenvertretung können hier abschließend nur

kurz gestreift werden. Sie bedürfen weiterer modellhafter

Erprobung.

7. Schlußbemerkung

Die Darstellung der Ergebnisse des Peiner Beteiligungsmo-
dells, seines Entstehungs- und Problemzusammenhangs, sei-

ner möglichen Perspektiven und der Mindestvoraussetzungen
für seine generelle Anwendung würden mißverstanden, wenn

der Eindruck entstünde, als wären mit der Durchführung des

Modellversuchs bereits Probleme gelöst worden oder als

wären wir dieser Auffassung. Der Modellversuch in Peine

hat vielmehr Pilot-Charakter gehabt. Er weist eher auf

Probleme und offene Fragen hin und zeigt allenfalls Rieh-

tungen möglicher Lösungen, als daß er selbst schon die er-

forderlichen Lösungen bereithielte. Die Weiterentwicklung
und Übertragung des Beteiligungsverfahrens muß in der be-

trieblichen Praxis geschehen; sie kann nicht am grünen
Tisch geschehen.

Für diese Aufgabe hat der Peiner Modellversucheinige Ver-

fahrensweisen entwickelt und erprobt, die bei seiner Wei-.

terentwicklung und Verbreitungnützlich sein können: Das

Konzept handlungsorientierter, beteiligungsorientierter
und interessegeleiteter Weiterbildung; die Projektgruppen
als Orte der Entwicklung und Anwendung innovatorischer Qua'

lifikationen; die Betriebsvereinbarung zur Beteiligung von
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Arbeitnehmern an der Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeits-

ablauf und Arbeitsumgebung; die systematische Kooperation
zwischen Belegschaften und ihren Interessenvertretern bei

der Gestaltung betrieblicher Arbeitsbedingungenoder - an-

ders formuliert - der Nachweis, daß sich repräsentative
und direkte Formen der Interessenvertretung kombinieren
lassen mit der Wirkung, daß die Effizienz beider Verfah-

ren steigt. Die Erprobung des Beteiligungsverfahrens hat

aber auch gezeigt, daß es den Interessen der Arbeitenden
nur dann dienen kann, wenn es organisatorisch mit den be-

stehenden Formen gewerkschaftlicher und gesetzlicher Inter-

essenvertretung im Betrieb verbunden wird.
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ANLAGEN



- 114 -

Betriebsvereinbarung geinäss §§ 90,91 BetrVG

(Abschrift)

Zwischen dem Vorstand der PEINER Maschinen- und
Schraubenwerke AG,
3150 Peine,
Wöltorfer Strasse 74
- einerseits -

und dem Betriebsrat der obengenannten Gesellschaft
- andererseits -

wird folgende Betriebsvereinbarung gemäss §§ 90,91 Betriebsverfassungsgesetz
BetrVG) abgeschlossen:

§ 1
Paritätischer Ausschuss

Zur Wahrnehmung des Unterrichtungs- und Beratungsrechtes nach § 90 BetrVG
und des Mitbestiirtnangsrechts nach § 91 BetrVG wird bei der Gesellschaft
ein aus 4 Personenbestehender paritätischer Ausschuss gebildet, dem min-

destens je 1 Vertreter als ständiges Mitglied angehört und dessen weitere

Mitglieder entsprechend der sich evtl. von Fall zu Fall ändernden fach-

liehen und/oder sachlichen Zuständigkeit wechselnkönnen.

Für zeitweilig verhinderte Ausschussmitglieder können Stellvertreter be-

nannt werden.

§ 2
Unterrichtung durch den Vorstand

Der Vorstand unterrichtet (für die Arbeitnehmervertreter über den Betriebs-

rat) den Ausschuss in der Regel einmal monatlichrechtzeitig, d.h. schon
bei Beginn der Planung, bevor verbindliche Entscheidungengetroffensind,
in geeigneter Weise, ggf. anhand von Entwürfen, Zeichnungen, Bauplänen
und -beschreibungen sowie sonstiger Unterlagen umfassendüber die Planung
von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten von Fabrications-, Verwaltungs- und
sonstigen betrieblichen Räumen, von technischen Anlagen, von Arbeitsver-
fahren und Arbeitsabläufen oder der Arbeitsplätze sowie über beabsichtigte
Änderungen der Arbeitsplätze, des Arbeitsablaufs oder der Arbeitsumgebung.
Die vorgesehenen Massnahmen sind insbesondere hinsichtlich ihrer Auswir-
kungen auf die Art der Arbeit, die Anforderungenan die Arbeitnehmer und
den notwendigen bzw. möglichenAnsatz gesicherter arbeitswissenschaftlicher
Erkenntnisse über die menschengerechte Gestaltung der Arbeit zu erläutern.

1) Diese Betriebsvereinbarung ist unabhängig vom Forschungs-
projekt entstanden.
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§ 3
Beratung im Ausschuss

Die Ausschussinitgliederberatendie Planungsvorschläge als bevollmächtig-
te Vertreterdes Vorstandes und des Betriebsrates (gemäss § 28 Abs. 1 in
Verbindungmit § 27 Abs. 3 Satz 2 bis 4 BetrVG) vornehmlich unter dem Ge-

Sichtspunkt der inenschengerechtenArbeitsgestaltung mit dem Ziel entschei-

dungsreifer Empfehlungen für den Vorstand und den Betriebsrat.

§ 4

Verfahrenbei Streitfällen

über beabsichtigte Änderungen der Arbeitsplätze, des Arbeitsablaufs oder
der Arbeitsumgebung im Sinne des § 91 BetrVG, die den gesicherten arbeits-

wissenschaftlichenErkenntnissen über die menschengerechte Gestaltung der
Arbeit offensichtlich widersprechen, verhandeln die Ausschussmitglieder mit

dem Ziel der Einigung. Kommt im Ausschusseine Einigung nicht zustande,ver-
handeln Vorstand und Betriebsrat mit dem Bestreben, eine Übereinstimmung
zu erzielen. Scheitert auch dieser Versuch, entscheidet die Einigungsstelle.

Grundlageder Ausschussberatungen
Der Ausschuss stützt und orientiert sich bei seinen Beratungen bzw. Ver-

handlungen auf die resp. an den geltendeneinschlägigen Gesetzen, Verord-

nungen und Vorschriften (z.B. Arbeitsstättenverordnung, Unfallverhütungs-
Vorschriften etc.) DIN-Norraen, VDI-Richtlinien, vereinbarten betrieb-
liehen Regeln (z.B. Handbuch für ergonomische Arbeitsgestaltung im Salz-

gitter-Konzern) u.a., wobei insbesondere die betrieblich vereinbarten

Grundlagen dem jeweils neuestenStand der arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnisse anzupassen und aus der Praxis heraus weiterzuentwickeln sind.
Der Ausschusswird in diesem Bemühen sowohl vom Vorstand als auch vom Be-

triebsrat unterstützt.

§ 6
Hinzuziehung von Sachverständigen

Der Ausschuss hat die Beratungen und Verhandlungen zügig zu führen und
innerhalb einer angemessenen Frist abzuschliessen. Im Bedarfsfall können,
soweit dies zur ordnungsgemässen Erfüllungder Aufgaben notwendig ist,
nach nähererVereinbarung mit dem Vorstand Sachverständige hinzugezogen
werden.

§ 7
Protokolle

über jede Verhandlungbzw. Beratung des Ausschusses ist eine Niederschrift

aufzunehmen, die mindestens den Wortlautder Beschlüsse, das Abstinrrnungs-
ergebnis und für Nein-Stinmen bzw. ablehnende Stellungnahmen deren Begrün-
dung enthält.
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§ 8
Inkrafttreten und Kündigung

Diese Vereinbarung tritt am 1.4.1976 in Kraft und kann mit einer Frist von
3 Monaten jeweils zum Jahresende gekündigt 'werden.

Nach Ablauf dieser Vereinbarunggelten ihre Regelungen in den Angelegenhei-
ten, in denen ein Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Vorstand
und Betriebsrat ersetzenkann (§ 91 BetrVG), weiter, bis sie durch eine an-

dere Abmachungersetzt T^erden.

Die sonstigen Rechte des Vorstandes und des Betriebsrates aus dem BetrVG
bleiben von dieser Betriebsvereinbarung unberührt.

Peine, den 1. April 1976

Betriebsrat

P E I N E R

MASCHINEN- UND SCHRAUBENWERKE AG

Stockleben Glanz Drückler Gudladt Weber
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BETRIEBSVEREINBARUNG

(Abschrift)

dem Vorstand der
PEINER Maschinen- und Schraubenwerke AG,
Gerhardstraße 10,
3150 Peine

- einerseits -

dem
Betriebsrat der obengenannten Gesellschaft

- andererseits -

wird folgende

Betriebsvereinbarung über die Beteiligung von

Arbeitnehmernbei der Gestaltung von Arbeits-
platz, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung

abgeschlossen :

§ 1

Geltungsbereich

Diese Betriebsvereinbarung gilt

räumlich:

persönlich:

(1)

(1.1)

(1.2)

(2)

für alle Werke, sämtliche Verwaltungsstellen
und Niederlassungen der PEINER AG

für alle Arbeitnehmereinschl. Auszubildende,
ausgenommen sind Aushilfskräfte und Praktikan-
ten.

§ 2

Grundsätze

Die Arbeitnehmer einer Abteilung haben das
Recht,

zu geplanten Maßnahmen des Arbeitgebers, die
unter §§ 90,91 BetrVG fallen und ihre Abtei-
lung betreffen, Stellung zu nehmen, sowie er-

gänzende, korrigierende und alternative Maßnah-
men vorzuschlagen.
Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen auszuarbeiten und vorzuschlagen.

Die dem Betriebsrat im Rahmen des Betriebsver-
fassungsgesetzes zustehenden Rechte werden
durch diese Regelungen nicht berührt.
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§ 3

Beteiligung der Arbeitnehmer

(1) Der Arbeitgeber informiert den Betriebsratüber

geplante Maßnahmen gemäß § 90 BetrVG.
Die betroffenen Arbeitnehmer werden vom Betriebs-

rat rechtzeitig und umfassend über diese Maßnahmen

und ihre möglichen Auswirkungen auf den Arbeitsab-

lauf, die Art der Tätigkeit, die Umgebungseinflüs-
se, den Arbeitsplatz und den Lohn unterrichtet.

(2) Den Arbeitnehmernwird in Projektgruppen die Mög-
lichkeit gegeben,
- Maßnahmen nach § 2, Ziffer 1.1. in ihren Aus-

Wirkungen zu überprüfen
- Ergänzungen, Korrekturen oder alternative Maß-

nahmen vorzuschlagen
- Maßnahmen nach § 2, Ziffer 1.2. auszuarbeiten
und vorzuschlagen

(3) Die Vorschläge werden, soweit sie der Betriebsrat
unterstützt im Paritätischen Ausschuß nach den Re-

geln der Betriebsvereinbarung gemäß §§ 90, 91

BetrVG vom 01.04.1976 mit dem Ziel beraten, für
den Vorstand und den Betriebsrat entscheidungsrei-
fe Vorschläge auszuarbeiten, die den Forderungen
der Beschäftigtennach einer menschengerechten Ge-

staltung der Arbeit Rechnung tragen.

Ein Mitglied der Projektgruppe kann als Sachver-

ständiger zu den Beratungendes ParitätischenAus-
Schusses nach den §§ 90, 91 BetrVG hinzugezogen wer-

den.

(4) Die Zahl der Mitglieder einer Projektgruppe darf

die Zahl 6 nicht überschreiten. Die Mitglieder wer-

den auf Vorschlagder Vertrauensleute und nach Ab-

Stimmung zwischen den jeweiligen betrieblichenVor-

gesetzten und dem Betriebsrat auf Abteilungsversamm-
lungen benannt. Der jeweiligen Projektgruppe soll
mindestens ein Vertrauensmann / eine Vertrauensfrau
angehören. Zu den Sitzungen ist der Betriebsrat
einzuladen. Der Betriebsrat legt fest, ob und wel-

ches Mitglied an den Sitzungen teilnimmt.

(5) Projektgruppensitzungen finden grundsätzlich eine
Stunde vor Ablaaf der regelmässigen täglichenArbeits-
zeit statt. Ausnahmen von dieser Regelung sind mit
dem jeweiligen betrieblichen Vorgesetzten und dem
Betriebsrat abzustimmen. Die Mitglieder der Projekt-
gruppen werden für die Sitzungen von der Arbeit frei-

gestellt. Für jede Gruppensitzung erhalten sie -

unabhängig von der Dauer der Sitzung - eine Stunde
wie Arbeitszeitbezahlt.
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(6) Projektgruppensitzungen finden nach Bedarf, jedoch
nicht häufiger als einmal wöchentlich statt. Sie
werden nach Abstimmung mit dem zuständigen Vorge-
setzten vom Betriebsrat oder auf Antrag eines Ver-
trauensmannes / einer Vertrauensfrau vom Betriebs-
rat einberufen. Bei Vorliegen dringender betrieb-
licher Erfordernissen kann der Vorgesetzte den vor-

geschlagenen Sitzungstermin verschieben.

(7) Soweit es im Einzelfall möglich und erforderlich ist,
können inner- und außerbetriebliche Experten zur Be-

ratung der Arbeitnehmer in den Projektgruppen heran-
gezogen werden. Bei außerbetrieblichen Experten ist
die Zustimmung des Vorstandes einzuholen.

§ 4

Sicherung von Ergebnissen aus öffentlich geförderten
Betriebsprojekten

(1) Mit der Durchführung von Betriebsprojekten, die mit
öffentlichen Mitteln gefördert werden, werden die
Rechte des Betriebsrates aus bestehenden Gesetzen
und Vereinbarungennicht berührt.

(2) Jede Veränderung der im Projekt geschaffenen Arbeits-
bedingungen während der Laufzeit des Projektes und
nach Projektende ist nur unter Beteiligung des Be-
triebsrates möglich.

§ 5

Förderung und Durchführung betrieblicher Bildungs-
maßnahmen

Auf Antrag des Betriebsrates werden nach Abstimmung mit und Ge-
nehmigung durch den Vorstand betriebliche Bildungsmaßnahmen
durchgeführt, mit denen Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt
werden, die die Arbeitnehmer zur Arbeit in den Projektgruppen
nach § 3, Ziffer 2, zur Erhaltung und Erweiterung vorhandener
Kenntnisse und Fähigkeiten am Arbeitsplatz oder zur Umschulung
im Rahmen von Vereinbarungen zur Sicherung des Arbeitsplatzes
bei Rationalisierungsmaßnahmenbenötigen.

§ 6

Verfahrenbei Streitigkeiten

Kommt es in der Projektgruppe zu Streitigkeiten, verhandeln
Vorstand und Betriebsrat mit dem Willen zur Einigung.
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§ 7

Schlußbestimmungen

Diese Betriebsvereinbarung tritt am 01.07.1979 in Kraft und
ist zunächst auf die Dauer von 3 Jahren befristet. Sie en-

det, ohne daß es einer Kündigungbedarf, nach Ablauf von 3
Jahren. Vorstand und Betriebsrat verpflichten sich, 1 Jahr
vor Ablauf dieser Vereinbarung über die weitere Geltungsdau-
er zu verhandeln, wobei die während der Laufzeit dieser Ver-

einbarung gewonnenen Ergebnisse und Erfahrungen zu berücksich-
tigen sind.

Peine, den 25. Juni 1979

Betriebsrat PEINER
MASCHINEN- UND SCHRAUBENWERKE AG

Franz Glanz Dr. Drückler Gudladt Weber
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